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Vorbemerkung 

Der dritte Bericht, nach den vorangegangenen beiden Halbjahres- 
berichten erstmals als Jahresbericht erstellt, behandelt die Auswir- 
kungen der EWG-Marktorganisationen für Getreide, Schweinefleisch, 
Eier, Geflügel, Obst und Gemüse sowie Wein im abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahr (1. Juli 1963 bis 30. Juni 1964). Die Anwendung von drei 
weiteren gemeinsamen Marktordnungen, nämlich für Reis, Rindfleisch 
sowie für Milch und Milcherzeugnisse, deren Errichtung am 5. Februar 
1964 beschlossen wurde, fiel noch nicht in das Wirtschaftsjahr. 

Dieser Bericht entspricht in Gliederung und Art der Darstellung 
weitgehend dem zweiten Halbjahresbericht. Nachdem nunmehr Erfah- 
rungen über die Auswirkungen der am 30. Juli 1962 in Kraft getre- 
tenen EWG-Marktorganisationen für einen Zeitraum von zwei Wirt- 
schaftsjahren vorliegen, wurde eine textliche Ausweitung dieses 
Berichts gegenüber den bisherigen Halbjahresberichten erforderlich, 
ebenso die Neuaufnahme einer Reihe von Tabellen und graphischen 
Darstellungen. 


I. Getreide 


Mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
organisation für Getreide ist das frühere Getreide- 
preissystem der Bundesrepublik, das auf festgesetz- 
ten Höchst- und Mindestpreisen für die Erzeuger 
beruhte, durch ein Richtpreissystem auf der Groß- 
handelsstufe abgelöst worden. Die regionale Staffe- 
lung der Richtpreise entspricht den tatsächlichen 
Frachtkosten zum Hauptzuschußgebiet hin. In der 
früheren Regelung mit vier Preisgebieten entspra- 
chen die Preisunterschiede nicht den tatsächlichen 
Frachtkosten. Da die Frachtkosten für Getreide in der 
Bundesrepublik höher waren als in den anderen 
EWG-Mitgliedstaaten, hat die Bundesregierung die 
Auswirkungen des EWG-Richtpreissystems auf die 
Erzeugerpreise durch Frachttarifermäßigung und 
Frachtbeihilfen gemildert. Dem gleichen Ziel dient 
die Abschwächung des Preisgefälles bei den abge- 
leiteten Interventionspreisen im Unterschied zu den 
abgeleiteten Richtpreisen. Die EWG-Einfuhrregelung 
beschränkt sich auf ein Abschöpfungssystem, das 
nach dem Wegfall der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen der Einfuhr sowie des Beimahlungszwanges für 
Inlandweizen eine strenge Berücksichtigung aller 
Qualitätsunterschiede vorsieht. 


a) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

1. Erzeugerpreise 

Bis zum Beginn des Wirtschaftsjahres 1962/63 
wurde der deutsche Getreidemarkt durch Maßnah- 
men der EWG noch nicht beeinflußt. Da die festge- 
setzten Erzeugerpreise für Getreide von 1958/59 bis 


einschließlich 1961/62 unverändert blieben, wird 
für den Vergleich der Erzeugerpreise 1963/64 mit 
den vor Inkrafttreten der EWG-Marktorganisation 
gültigen Preisen ebenso wie im vorjährigen Bericht 
das Wirtschaftsjahr 1961/62 zugrundegelegt. Außer- 
dem erstreckt sich der Vergleich auf das Wirtschafts- 
jahr 1962/63, das erste Jahr der EWG-Getreide- 
marktordnung. Die im folgenden genannten Preise 
beziehen sich auf Getreide normaler Beschaffenheit 
(Standardqualität), wie sie der Preisregelung zu- 
grundeliegt. Die Jahresdurchschnittspreise sind als 
arithmetische Mittel errechnet. Die tatsächlich erziel- 
ten Preise (Erlöspreise) können davon je nach Quali- 
tät und Verkaufsrhythmus abweichen. 

Die Erzeugerpreise für Weizen blieben auch im 
Wirtschaftsjahr 1963/64 bei einer geringen Zunahme 
um 0,5 Vo im Bundesdurchschnitt praktisch auf dem 
Niveau von 1961/62, obwohl größere Mengen aus 
einer höheren Ernte auf den Markt kamen. Gegen- 
über 1962/63 blieb der Jahresdurchschnittspreis um 
0,4 Vo zurück. In den Monaten Oktober 1963 bis Ja- 
nuar 1964 stiegen zwar die Erzeugerpreise über das 
Vorjahrsniveau an und folgten damit dem Anstieg 
der Marktpreise, die sich durch die plötzlich auftre- 
tenden Erportmöglichkeiten in den Ostblock rasch 
befestigten. Das geschah jedoch erst, als bis ein- 
schließlich September bereits 59 Vo der Jahresver- 
käufe zu etwas niedrigeren Preisen als im Vorjahr 
abgewickelt waren. Auch in den letzten Monaten des 
Wirtschaftsjahres blieben die Erzeugerpreise wieder 
hinter dem Vorjahr zurück, während die Marktpreise 
etwas über den Vorjahrespreisen blieben. So führ- 
ten die großen Exporte, die etwa zur Hälfte aus 
Inlandsweizen bestanden, im Jahresdurchschnitt 
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zwar nidit zu höheren Erzeugerpreisen, doch konnte 
ein stärkeres Absinken bis auf das Niveau der Inter- 
ventionspreise im allgemeinen vermieden werden. 
Dies kommt auch in den gegenüber dem Vorjahr er- 
heblich kleineren Interventionsmengen zum Aus- 
druck. Regional zeigen die Veränderungen der Wei- 
zenpreise für Standardqualitäten in 1963/64 gegen- 
über 1961/62 ein ähnliches Bild wie im Vorjahr. 
Während die Erzeugerpreise für Weizen in den nord- 
deutschen Ländern Schleswig-Holstein, Nieder- 
sachsen und Nordrhein-Westfalen sowie in Baden- 
Württemberg um 2 ®/o (Niedersachsen) bis 0,3 Vo 
(Baden-Württemberg) über den Preisen von 1961/62 


lagen, waren sie in den übrigen Ländern zwischen 
0,9 Vo (Bayern) und 0,1 Vo (Hessen) geringer. Darin 
kommt die gegenüber der früheren nationalen Rege- 
lung stärkere Anpassung der Interventionspreise 
an das tatsächliche Frachtgefälle in Verbindung mit 
der bei einer großen Weizenernte herrschenden 
Uberschußlage, vor allem in Bayern, zum Ausdruck. 
Gegenüber 1962/63 waren die Weizenpreise im 
Jahresdurchschnitt nur in den norddeutschen Län- 
dern etwas höher. — Die durchschnittlichen Erlös- 
preise im Bundesgebiet entsprachen im abgelaufenen 
Wirtschaftsjahr mit 42,15 DM je dz genau denen des 
Vorjahres. 


Tabelle 1 


Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste normaler Besdiaffenheit 

DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1961/62 1 

1962/631 

1963/64 

1961/62 1 

1962/63 1 

1963/64 

1961/62 1 

1962/63 1 

1963/64 

Schleswig-Holstein .... 

43,63 

43,94 

44,46 

39,77 

40,99 

40,06 

43,13 

42,73 

42,35 

Niedersachsen 

43,41 

44,38 

44,45 

39,47 

41,44 

39,90 

43,13 

42,85 

42,27 

Nordrhein-Westfalen . . 

43,96 

44,34 

44,49 

40,01 

41,15 

40,28 

43,64 

42,54 

42,61 

Hessen 

43,66 

44,02 

43,61 

39,89 

40,81 

39,56 

43,14 

41,66 

41,50 

Rheinland-Pfalz 

43,96 

44,— 

43,82 

39,96 

40,88 

39,75 

43,13 

41,87 

42,37 

Baden-Württemberg . . . 

44,05 

44,59 

44,34 

40,05 

41,65 

40,57 

43,13 

43,45 

43,67 

Bayern 

43,89 

43,62 

43,49 

39,57 

40,35 

40,10 

43,29 

42,73 

42,96 

Saarland 

43,96 

44,90 

43,80 

39,96 

41,88 

39,89 

43,13 

42,— 

41,86 

Bundesgebiet 

43,82 

44,23 

44,06 

1 39,84 

41,14 

40,02 

43,21 

42,48 

42,45 


Veränderungen der Erzeugerpreise 
DM je 100 kg 


Bundesland 

Weizen 

Roggen 

Braugerste 

1963/64 

gegen 

1963/64 gegen 

1963/64 

gegen 

1961/62 1 

1962/63 

1961/62 1 

1962/63 

1961/62 1 

1962/63 

Schleswig-Holstein .... 

+ 0,83 

+ 0,52 

+ 0,29 

-0,93 

-0,78 

-0,38 

Niedersachsen 

+ 1,04 

+ 0,07 

+ 0,43 

-1,54 

-0,86 

-0,58 

Nordrhein-Westfalen . . 

+ 0,53 

+ 0,15 

+ 0,27 

-0,87 

-1,03 

+ 0,07 

Hessen 

-0,05 

-0,41 

-0,33 

-1,25 

-1,64 

-0,16 

Rheinland-Pfalz 

-0,14 

-0,18 

-0,21 

-1,13 

-0,76 

+ 0,50 

Baden-Württemberg . . . 

+ 0,29 

-0,25 

+ 0,52 

-1,08 

+ 0,54 

+ 0,22 

Bayern 

-0,40 

-0,13 

+ 0,53 

-0,25 

-0,33 

+ 0,23 

Saarland 

-0,16 

-1,10 

-0,07 

-1,99 

-1,27 

-0,14 

Bundesgebiet 

+ 0,24 

-0,17 

+ 0,18 

-1,12 

-0,76 

-0,03 
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Schaubild 1 

Erzeugerpreise und Marktpreise 
für inländisches Getreide 


DM/dz Weizen DM dz 



Braugerste 



1) Bundesdurchschnitt bei Weizen und Roggen; bei Braugerste Durch- 
schnittspreise der Länder Bayern, Baden-Württemberg und Rhein- 
land-Pfalz. — Standardqualität — . 

2) Bei V/eizen und Roggen Durchschnitt der Börsenpreise in Hamburg, 
Hannover, Dortmund, Duisburg, Köln, Mannheim und Würzburg, 
bei Braugerste nur Mannheim und Würzburg. 


Tabelle 2 

Erzeugerpreise für Weizen, Roggen und Braugerste 
normaler Beschaffenheit 

Bundesgebiet 
DM je 100 kg 


Wirtschaftsjahr 

Weizen 

Roggen | 

Brau- 

gerste 

1961/62 

43,82 

39,84 

43,21 

1962/63 

44,23 

41,14 

42,48 

1963/64 

44,06 

40,02 

42,45 

1963/64 gegen 
1961/62 




DM je 100 kg 

+ 0,24 

-H0,18 

-0,76 

+0 

+ 0.5 

+ 0,5 


1963/64 gegen 
1962/63 




DM je 100 kg 

-0,17 

-1,12 

-0,03 

+0 

- 0,4 

- 2.7 

- 0,1 


Bei Roggen konnte im Wirtschaftsjahr 1963/64 in- 
folge größerer Ernten besonders in einigen Bundes- 
ländern, die im Vorjahr Zuschußländer waren, der 
günstige Erzeugerpreis von 1962/63 nicht wieder 
erreicht werden. Er blieb vielmehr im Bundesdurch- 
schnitt um 2,7 ^Vo zurück. Doch war er gegenüber 
1961/62 noch geringfügig, um 0,5 *Vo, höher. Die 
monatliche Entwicklung der Erzeuger- wie auch der 
Marktpreise macht deutlich, daß die Preise in den 
Hauptverkaufsmonaten bis einschließl. September 
am wenigsten unter dem Vorjahr lagen und im 
weiteren Verlauf des Jahres dann stärker zurück- 
blieben. So erklärt es sich im wesentlichen, daß der 
Erlöspreis von 38,60 DM je dz im Bundesdurchschnitt 
gegenüber dem Vorjahr mit — 0,6^/o weniger stark 
zurückblieb als der hier gezeigte Erzeugerpreis, der 
sich aus dem arithmetischen Jahresmittel ergibt. — 
Regional unterscheidet sich 1963/64 die Preisentwick- 
lung gegenüber 1961/62 bei Roggen nur in Bayern 
merklich von der des Weizens. Hier war wie in 
den norddeutschen Ländern und in Baden-Württem- 
berg der Roggenpreis im Berichtsjahr höher als 
1961/62; und zwar lag er in Bayern mit + 1,2 +o (wie 
auch in Baden-Württemberg) am stärksten über der 
Vorjahreshöhe. In Bayern wurde der Roggenanbau 
bis 1962 so stark eingeschränkt, daß der frühere 
Uberschußcharakter des Landes verloren ging und 
der Marktbedarf kaum noch aus der eigenen Erzeu- 
gung gedeckt werden konnte. — Gegenüber 1962/63 
waren die Roggenpreise in allen Ländern niedriger; 
am schwächsten war der Rückgang mit 0,5 ^/o in 
Bayern, am stärksten dagegen im Saarland mit 
4,8+0 und in Niedersachsen mit 3,7 +o. 

Der Durchschnittspreis für Braugerste der Stan- 
dardqualität war 1963/64, ähnlich wie im Vorjahr, 
um 1,8+0 geringer als 1961/62. Er erreichte also 
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wieder das Niveau von 1962/63. Ebenso lagen die 
Preise in den Ländern wie im Vorjahr mit Aus- 
nahme von Baden-Württemberg niedriger als 
1961/62. Am stärksten war dabei der Rückgang in 
Hessen mit 3,8 Vo und am geringsten in Bayern mit 
0,8 ®/o. Gegenüber 1962/63 waren die Preise in den 
Haupterzeugerländern Bayern, Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz bei geringerem Angebot und 
erhöhtem Bedarf zwischen 0,4 in Bayern und 
Baden-Württemberg und 1,2 Vo in Rheinland-Pfalz 
höher. Die gute Qualität der Braugerste von 1962 
wurde im letzten Jahr jedoch nicht erreicht. So ergab 
sich bei einem durchschnittlichen Erlöspreis von 
41,85 DM je dz gegenüber dem Vorjahr ein Rück- 
gang um 1,2 ^/o. 

2. Verbraucherpreise 

Die Verbraucherpreise für Mischbrot, Weißbrot 
und Kleingebäck sind im abgelaufenen Wirtschafts- 
jahr erneut um 5 bis 6 Vo gegenüber dem Vor- 
jahr angestiegen. Gegenüber dem Wirtschaftsjahr 
1958/59 beträgt die Preiserhöhung für diese Erzeug- 
nisse 18 bis 23 ^/o. Die Preise für Weizenmehl (Haus- 
haltsmehl) stiegen um 1 Vo gegenüber dem Vorjahr, 
während die Preise für Teigwaren um durchschnitt- 
lich 4 Vo erhöht wurden. Die Preise für Haferflocken, 
die in den beiden vorangegangenen Wirtschafts- 
jahren sogar rückläufig waren, erhöhten sich im 
abgelaufenen Jahr am stärksten, nämlich um fast 
13 Vo. Gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1958/59 be- 
trug die Preiserhöhung bei Haferflocken dagegen 
nur 9 ®/o. 

Bei Haferflocken findet die Preiserhöhung wenig- 
stens z. T. ihre Begründung in dem Wegfall der 
Subventionen für Industriehafer, der ganz überwie- 
gend importiert wird. Bei den Weizenerzeugnissen 
können die Preiserhöhungen jedoch nicht mit der 
Verteuerung des ausländischen Weizens erklärt 
werden, da die Subventionierung, die zunächst ein- 


gestellt werden sollte, dann doch während des gan- 
zen Wirtschaftsjahres fortgeführt wurde. Die Preis- 
erhöhungen müssen daher auf die Verteuerung an- 
derer, nicht mit den Getreidepreisen zusammenhän- 
gender Kostenfaktoren zurückgeführt werden. 


b) Abschöpfung und Schwellenpreise 

Im Wirtschaftsjahr 1963/64 hat sich bei allen Ge- 
treidearten außer Hartweizen und Hafer die Diffe- 
rez zwischen den durchschnittlichen cif-Preisen bei 
der Einfuhr aus Drittländern und den Schwellen- 
preisen vermindert. Das ist vorwiegend auf die 
durch die günstigere Absatzlage auf dem Weltmarkt 
eingetretene Erhöhung der cif-Preise zurückzufüh- 
ren. Aber auch die Herabsetzung der deutschen 
Schwellenpreise, die durch die geringeren Report- 
summen sowie durch gewisse Annäherungen der 
Qualitätsbestimmungen für deutsche Getreide an 
den europäischen Standard hervorgerufen wurde, 
hat dazu beigetragen. 

So waren die durchschnittlichen Abschöpfungs- 
sätze bei Weichweizen, Roggen, Gerste, Mais und 
Sorghum — zwischen 7,3 Vo bei Weichweizen und 
14,8 Vo bei Mais — geringer als im Vorjahr. Bei 
Mais spielt die Herabsetzung des Schwellenpreises 
durdi Verminderung der Reportsumme und Anglei- 
chung an den Gerstenpreis eine fast ebenso große 
Rolle wie die Erhöhung des cif-Preises. In absoluten 
Zahlen verringerte sich der durchschnittliche Ab- 
schöpfungssatz bei Weichweizen von 267,— DM in 
1962/63 auf 247,50 DM je t im Wirtschaftsjahr 
1963/64. So entsprach der durchsdmittlidae Abschöp- 
fungsbetrag noch 99 Vo des cif-Preises gegenüber 
112*^/o im Vorjahr. Bei Gerste und Mais erreichten 
die durchschnittlichen Abschöpfungssätze 194,45 DM 
bzw. 182,90 DM je t, das sind 83 bzw. 74 Vo der cif- 
Preise gegenüber 94 Vo bei beiden Getreidearten im 
Vorjahr. 


Tabelle 3 


Verbraucherpreise für Getreideerzeugnisse 

DM je kg 


Erzeugnis 

1958/59 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1963/64 

1958/59 

»/o 

gegen 

1962/63 

Vo 

Mischbrot, hell 

0,85 

0,93 

0,98 

1,03 

+ 21,2 

+ 5,1 

Mischbrot, dunkel 

0,81 

0,89 

0,94 

1,— 

+ 23,5 

+ 6,4 

Weißbrot 

1,10 

1,22 

1,28 

1,34 

+21,8 

+ 4,7 

Kleingebäck 

1,66 

1,77 

1,86 

1,96 

+ 18,1 

+ 5,4 

Weizenmehl, Type 405 

0,96 

1 — 

1,05 

1,06 

+ 10,4 

+ 1,0 

Haferflocken, 1. Sorte, gepackt 

1,96 

1,93 

1,90 

2,14 

+ 9,2 

+ 12,6 

Nudeln, Markenware mit Ei, gepackt .... 

2,50 

2,68 

2,70 

2,81 

+ 12,4 

+ 4,1 
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Tabelle 4 


cif-Preise, Schwellenpreise und Abschöpfungssätze für Getreide 
Regelung gegenüber Drittländern 

DM je t 


Zeitraum 

Weich- 

weizen 

Hart- 

weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

j Mais 

Sorghum 

1 Hirse 



cif-Preise 





August/ Juni 1962/63 

237,30 

344,85 

245,15 

226,20 

242,15 

228,20 

204,55 

Juli/ Juni 1963/64 

249,60 

320,40 

266,— 

234,30 

229,55 

245,85 

221,15 

1963/64 gegen 1962/63 

+ 12,30 

-24,45 

+ 20,85 

+ 8,10 

-12,60 

+ 17,65 

+ 16,60 



Schwellenpreise 





August/Juni 1962/63 

504,30 

530,50 

461,10 

439,— 

399,85 

442,80 

417,55 

Juli/Juni 1963/64 

497,10 

545,15 

455,10 

428,75 

391,75 

428,75 

407,75 

1963/64 gegen 1962/63 1 

- 7,20 

+ 14,65 

-6,— 

-10,25 

-8,10 

-14,05 

-9,80 


Absdiöpfungssätze 





August/Juni 1962/63 

267,— 

185,65 

215,95 

212,80 

157,70 

214,60 

213,— 

JuliOuni 1963/64 

247,50 

224,75 

189,10 

194,45 

162,20 

182,90 

186,60 

1963/64 gegen 1962/63 

-19,50 

T-39,10 

-26,85 

-18,35 

+ 4,50 

-31,70 

-26,40 

dgl. in Vo 

"7,3 

+ 21,1 

-12,4 

-3,6 

+ 2,9 

- 14,8 

- 12,4 


Tabelle 5 


Frei-Grenze-Preise und Abschöpfungssätze für Weichweizen und Gerste 
Regelung gegenüber Mitgliedstaaten 

DM je t 



Weichweizen 

aus 

Gerste 

aus 

Zeitraum 

Frankreich 

Belgien 

Frankreich 

den 

Niederlanden 

August/Juni 1962/63 

Frei-Grenze-Preise 

397,65 

407,65 

332,10 

332,10 

Juli/Juni 1963/64 

407,40 

410,80 

323,85 

330,20 

1963/64 gegen 1962/63 

19,75 

+ 3,15 

-8,25 

-1,90 

Schwell« 

August/ Juni 1962/63 ■ 

inpreise abzüglich Pauschbetrag 

500,30 500,30 

435,— 

435,— 

Juli Juni 1963/64 i 

492,70 

492,70 

424,35 

424,35 

1963 64 gegen 1962/63 1 

-7,60 

-7,60 

-10,65 

-10,65 

August/ Juni 1962/63 ! 

1 

Abschöpfungssätze 

102,65 

92,65 

102,90 

102,90 

Juli/Juni 1963/64 ; 

85,30 

81,90 

100,50 

94,15 

1963/64 gegen 1962/63 

-17,35 

-10,75 

-2,40 

-8,75 
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Tabelle 6 


Verteuerung des ausländischen Weizens 

DM je t 

a) Weichweizen 


Preisart 

Okt. 1963 
bis 

März 1964 

April 1964 
bis 

Dez. 1964 


Durchschnitt 

1. Schwellenpreis .... 

497,25 

495,04 

2. Marktpreis 

559,— 

550,— 

3. Preis vor EWG- 
Regelung (1961/62) . 

479,— 

479,— 

Verteuerung (2—3) . . 

80,~ 

71,— 


b) Durumweizen 


Preisart 

1963/64 

(Juli/Juni) 

Durchschnitt 

1. Schwellenpreis 

545,15 

2. Inlandspreis für die verbilligte 
Qualität im Wirtschaftsjahr 
1961,/62 

393,— 

Rechnerische Verteuerung .... 

152,15 


Die durch die EWG-Abschöpfungsregelung ein- 
getretene Verteuerung des ausländischen Weich- 
weizens wurde auch im abgelaufenen Wirtschafts- 
jahr durch verschiedene Maßnahmen ausgeglichen. 
Die Verteuerung des ausländischen Brotweizens be- 
trug 80, — DM je t in den Monaten Oktober 1963 bis 
März 1964 und 71, — DM je t ab April 1964 
(Vergleichszahl für das Wirtschaftsjahr 1962/63: 
96,30 DM je t). Der Unterschied zum Vorjahr ist zum 
Teil auf die geringeren Schwellenpreise, vor allem 
aber auf die wegen eines hohen Angebotes zurück- 
gegangenen Marktpreise zurückzuführen. Um eine 
entsprechende Verteuerung der Nahrungsmittel aus 
Weichweizen zu verhindern, wurde die Verteuerung 
des ausländischen Weichweizens durch die Zahlung 
von Subventionen an die Mühlen aufgewogen. 

Die rechnerische Verteuerung des Durumweizens 
blieb für den Preis im Inland ohne Bedeutung, weil 
auch im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1963/64 die 
Abschöpfung bei Durumweizen zur Herstellung von 
Teigwaren weiterhin auf der früheren Inlandsbasis 
von 393 DM je Tonne im Zollverwendungsverfahren 
vorgenommen wurde. 

Die mit der EWG-Regelung eingetretene Verteue- 
rung des ausländischen Futtergetreides war im Wirt- 
schaftsjahr 1963/64 geringer als im Vorjahr. So ergab 
sich im Vergleich mit dem Vorjahr ein Preisrück- 
gang, Bei Gerste war der Preis auf den Börsen Ham- 
burg, Hannover, Dortmund und Köln mit durch- 
schnittlich 44,40 DM je dz um 0,55 DM niedriger als 


Tabelle 7 


Marktpreise für ausländisches Futtergetreide 

Durchschnitt der Börsen Hamburg, Hannover, Dortmund und Köln 

DM je 100 kg 


Monat 

Gerste 

Mais 

1958/59 

1962/63 

1963/64 

1963/64 gegen 

1958/59 

1962/^63 

1963/64 

1963/64 gegen 

1958/59 1 

1962/63 

1958/59 1 

1962/63 

Juli 

42,75 

43,95 

43,30 

+ 0,55 

-0,65 

41,75 

44,15 

43,75 

+ 2,— 

-0,40 

August 

43,45 

44,50 

43,50 

+ 0,05 

-1,'- 

43,50 

44,75 

43,85 

+ 0,35 

-0,90 

September 

43,05 

44,75 

44,15 

+ 1,10 

-0,60 

43,50 

44,85 

44,25 

+ 0,75 

-0,60 

Oktober 

42,40 

45,15 

44,15 

+ 1,75 

-1,— 

42,10 

45,30 

44,90 

+ 2,80 

-0,40 

November 

42,85 

45,40 

44,10 

+ 1,25 

-1,30 

43,10 

45,80 

44,80 

+ 1,70 

-1,— 

Dezember 

42,50 

45,95 

44,20 

+ 1,70 

-1,75 

43,75 

46,25 

44,50 

+ 0,75 

-1,75 

Januar 

42,35 

46,20 

44,80 

+ 2,45 

-1,40 

42,85 

48,— 

44,50 

+ 1,65 

-3,50 

Februar 

42,05 

45,75 

44,40 

+ 2,35 

-1,35 

41,95 

47,15 

44,10 

+ 2,15 

-3,05 

März 

42,70 

45,— 

44,35 

+ 1,65 

-0,65 

41,85 

46,— 

44,60 

+ 2,75 

-1,40 

April 

42,60 

44,30 

44,90 

+ 2,30 

+ 0,60 

42,45 

45,40 

44,75 

+ 2,30 

-0,65 

Mai 

43,05 

44,50 

45,45 

+ 2,40 

+ 0,95 

44,— 

46,05 

45,20 

+ 1,20 

-0,85 

Juni 

43,25 

43,60 

45,50 

+ 2,25 

+ 1,90 

45,30 

44,95 

44,90 

-0,40 

-0,05 

0 Wj. . . . 

42,75 

44,95 

44,40 

+ 1,65 

-0,55 

43,— 

45,70 

44,52 

+ 1,52 

-1,18 
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im Vorjahr. Bei Mais betrug der Preisrückgang 
1,18 DM je dz bei einem Durchschnittspreis von 
44,52 DM. Gegenüber 1958/59 betrug der Preisanstieg 
bei Gerste noch 1,65 DM und bei Mais 1,52 DM ge- 
genüber einer Steigerung um 2,20 DM bei Gerste und 
2,70 DM bei Mais im Wirtschaftsjahr 1962/63. Der 
Preisrückgang wurde im wesentlichen durch die 
Senkung der Reportsumme von 24 auf 16,50 DM 
je t und die kürzere Laufzeit der Reportzuschläge 
bewirkt. 

Der im Jahresdurchschnitt 1963/64 erfolgte Rück- 
gang der Marktpreise für Futtergetreide gegenüber 
dem Vorjahr spiegelt die Verringerung der Schwel- 
lenpreise nicht in voller Höhe wider. Bei Gerste 
wurden auf den inländischen Märkten mit 0,55 DM 
je dz nur knapp 50 Vo der jahresdurchschnittlichen 
Minderung der Schwellenpreise erreicht, bei Mais 
mit 1,18 DM immerhin 80%. Das erklärt sich durch 
die gegenläufige Entwicklung der Marktpreise in 
der zweiten Hälfte der beiden letzten Wirtschafts- 
jahre, die aus dem Schaubild 2 zu entnehmen ist. 


Schaubild 2 

Marktpreise für ausländisches Futtergetreide 
DM/dz Gerste DMHz 



Mais 



1) Durchschnitt der Börsen Hamburg, Hannover, Dortmund und Köln, 


Während die Marktpreise in der zweiten Hälfte 
des Wirtschaftsjahres 1963/64 trotz nicht mehr wirk- 
samer Reportzuschläge auf Grund der Marktlage an- 
stiegen, waren sie in der entsprechenden Vorjahres- 
zeit wegen eines starken Angebotsdruckes unter die 
Schwellenpreise abgesunken. Das führte in den Mo- 
naten April bis Juni 1964 bei Gerste sogar zu einem 
Anstieg der Preise über die rückläufigen Preise des 
Vorjahres. Der Importhandel ist vermutlich nach den 
Erfahrungen des ersten Jahres ohne Einfuhrpro- 
gramm besonders in der zweiten Hälfte des Wirt- 
schaftsjahres 1963/64 mit seinen Lizenzanforderun- 
gen vorsichtiger gewesen. 

Die hohen Gerstepreise, die im Übergang zum lau- 
fenden Wirtschaftsjahr 1964/65 vorherrschten, ka- 
men dem Absatz der Wintergerste aus neuer Ernte 
zugute, so daß Interventionen, im Gegensatz zum 
Vorjahr, nicht erforderlich wurden. 


c) Produktion und Absatzlage 

Die Getreideernte 1963 war mit 15,43 Millionen t 
um 0,21 Millionen t größer als im Vorjahr. Dabei 
übertraf die Brotgetreideernte das Vorjahresergeb- 
nis um 0,56 Millionen t, während die Ernte von 
Futter- und Industriegetreide um 0,35 Millionen t da- 
hinter zurückblieb. 

Die Weizenverkäufe der Landwirtschaft waren im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1963/64 bei einer um 
0,26 Millionen t höheren Ernte mit 2,95 Millionen t 
um 0,13 Millionen t größer als im Vorjahr. Die di- 
rekte Verfütterung von Weizen aus der eigenen 
Ernte hat dabei noch stärker zugenommen. Die Wei- 
zeneinfuhr lag mit 1,91 Millionen t etwa auf der 
Höhe des Vorjahres. Davon wurden rd. 1,4 Millionen 
t wie in den vorangegangenen 3 Jahren dem In- 
landsverbrauch zugeführt und rd. 0,5 Millionen t 
größtenteils als Mehl exportiert. Die Unterbringung 
der Verkäufe der Landwirtschaft zu durchweg über 
dem Interventionsniveau liegenden Preisen wurde 
durch die sich bietenden Exportmöglichkeiten erleich- 
tert. Da neben dem Verbrauch von Inlandsweizen 
über den Markt in Höhe von 2,7 Millionen t (ein- 
schließlich Futter) 0,5 Millionen t exportiert wurden, 
war der gesamte Absatz von Inlandsweizen größer 
als die Verkäufe der Landwirtschaft, so daß die Be- 
stände an Inlandsweizen, besonders in der Bundes- 
reserve, zurückgingen. Der Abzug von Inlands- 
weizen war so stark, daß die Abgabe von Futter- 
weizen aus der Bundesreserve schon im Herbst 1963 
I eingestellt werden mußte, um ausreichende Mengen 
j für die Übergangsversorgung vor der Ernte 1964 
I zur Verfügung zu haben. 
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Tabelle 8 

Versorgung mit Getreide 1963/64 und 1962/63 

1000 t 



Gliederung 

Weizen 

1 

Roggen 

einschl. 

Winter- 

meng- 

getrcide 

Brot- 

getreide 

Futter- 

und 

Industrie- 

getreide 

Getreide 

insgesamt 

Erzeugung 

1963/64 

4 856 

3 418 

8 274 

7 160 

15 434 

(darunter: Verkäufe der Landwirt- 
schaft) 

(2 952) 

(1 300) 

(4 252) 

(2 147) 

(6 399) 

Bestandsänderung in 1. Hand 

- 40 

±0 

- 40 

- 60 

-100 

Bestandsänderung in 2. Hand 

-258 

-140 

-118 

-139 

-257 

Einfuhr 

1 911 

168 

2 079 

3 316 

5 395 

Ausfuhr 

1 053 

6 

1 059 

591 

1 650 

Gesamtverbrauch 

6012 

3 440 

9 452 

10 084 

19 536 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 337 

1 614 

2 951 

4 502 

7 453 

Futter über den Markt 

418 

117 

535 

2 601 

3 136 

(darunter: in Mischfutter) 

(272) 

(67) 

(339) 

(1 779) 

(2 118) 

Futter zusammen 

1 755 

1 731 

3 486 

7 103 

10 589 

Saatgut, Schwund und Markt- 
verluste 

427 

320 

747 

618 

1 365 

Industrieverbrauch 

75 

44 

119 

2 055 

2 174 

Nahrungsverbrauch 

3 755 

1 345 

5 100 

308 

5 408 

dgl. in Mehlwert 

2 981 

1 105 

4 086 

173 i 

4 259 

in kg je Kopf 

51,5 

19,1 

70,6 

3,0 

73,6 

Erzeugung 

1962/63 

4 591 

3 127 

7 718 

7 509 

15 227 

(darunter; Verkäufe der Landwirt- ' 
Schaft) 

(2 823) 

(1 085) 

(3 908) 

(2 245) 

6 153 

Bestandsänderung in 1. Hand 

+ 65 

+ 80 

1145 

+ 295 

+ 440 

t 

Bestandsänderung in 2. Hand 

-63 

+ 92 

+ 29 

+ 119 

- 90 

Einfuhr 

1 889 

548 

2 437 

2 782 

5219 

Ausfuhr 

571 

6 

577 

296 

873 

Gesamtverbrauch 

5 907 

3 497 

9 404 

9 819 

19 223 1 

davon 

Futter in der Landwirtschaft 

1 094 

1 466 , 

2 560 

4 385 

6 945 

Futter über den Markt 

526 

258 ^ 

784 

2 643 

3 427 

j darunter: in Mischfutter 

(390) 

(186) 

(576) 

(1 589) 

(2 165) 

Futter zusammen 

1 620 

1 724 

3 344 

7 028 

10 372 

Saatgut, Schwund und Markt- 
verluste 

415 

311 

726 

627 

1 353 

Industrieverbrauch : 

52 

67 

119 

1 896 

2 015 

Nahrungsverbrauch 

3 820 

1 395 

5215 

268 

5 483 

dgl. in Mehlwert 

3 005 

1 133 

4 138 

150 

4 288 

in kg Je Kopf 

52,5 

19,8 

72,3 

2,6 

74,9 
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Tabelle 9 


Weizenvermahlung für den Inlandsverbrauch 

ohne Durum- und Stärkeweizen 


Bundesland 

1961/62 1 
*) 1 

1962/63 1 

1963/64 

Anteil von Inlandsweizen 

in % 


Schleswig-Holstein . . . 

69,2 

61,9 

69,7 

Hamburg 

74,4 

68,1 

60,1 

Niedersachsen 

72,1 

69,8 

75,4 

Bremen 

75,0 

56,7 

63,3 

Nordrhein-Westfalen. . 

74,1 

64,0 

62,4 

Hessen 

75,3 

76,3 

74,8 

Rheinland-Pfalz 

75,0 

75,5 

75,0 

Baden-Württemberg . . 

74,0 

72,3 

73,2 

Bayern 

74,1 

78,0 

80,9 

Saarland 

14,7 

17,5 

22,6 

Berlin (West) 

50,1 

50,0 

50,5 

Bundesgebiet 

71,9 

68,3 

69,5 

Vermahlung in 1000 

t 


insgesamt. . . 

3 268 

3 281 

3 264 

davon 




Inlandsweizen 

2 351 

2 239 

2 267 

Auslandsweizen .... 

917 

1 042 

997 


Einschließlich Vermahlung der Ostmüller, für die 
ebenso wie für die Länder Saarland und Berlin die 
75-Vo“Quote nicht galt. 


Wie die Tabelle 9 zeigt, betrug der Inlandsanteil 
an der Vermahlung — ohne Durum- und Stärkewei- 
zen — im Bundesdurchschnitt 69,5 '^/o gegenüber 
68,3% im Vorjahr und 71,9% im Wirtschaftsjahr 
1961/62. Doch hat sich der Inlandsanteil an der Ver- 
mahlung regional unterschiedlich entwickelt. Wäh- 
rend in Bayern der Inlandsweizenanteil von 74 *^/o in 
1961/62 über 78 °/o in 1962/63 auf 81®/o im abgelaufe- 
nen Wirtschaftsjahr anstieg, war der Anteil in den 
Hafenstädten Hamburg und Bremen mit 60 und 
63 % sowie in Nordrhein-Westfalen mit 62% be- 
trächtlich geringer als unter der früheren nationalen 
Regelung. In Niedersachsen lag allerdings der In- 
landsanteil mit 75 Vo — im Unterschied zum Vor- 
jahr — höher als 1961/62. Es dürfte daher für die 
Höhe des Inlandsanteils neben der Entfernung von 
den Häfen die von Jahr zu Jahr sowie gebietlich 
schwankende Qualität eine Rolle spielen. 

Der nach dem Wegfall der Pflichtvermahlung ein- 
getretene Rückgang der Vermahlung von Inlands- 
weizen für den Inlandsverbrauch wurde jedoch in 
den beiden ersten Jahren unter der EWG-Regelung, 
besonders aber im Berichtsjahr, durch die Ver- 
wendung von Inlandsweizen für den Export über- 
kompensiert. 


Die Roggenverkäufe der Landwirtschaft waren 
1963/64 mit 1,3 Millionen t um 0,21 Millionen t grö- 
ßer als im Vorjahr, Sie lagen damit auf dem Niveau 
des rückläufigen Marktverbrauchs. Die Einfuhr von 
0,17 Millionen t diente im wesentlichen der ge- 
wünschten Erhöhung der Bundesreserve. Die Ver- 
fütterung in den landwirtschaftlichen Betrieben hat 
sich wie bei Weizen erhöht; die Zukäufe für Futter 
gingen wegen der nach Wegfall der Beimischungs- 
pflicht geringeren Roggenverwendung in der Misch- 
futterindustrie zurück. Der Marktablauf vollzog sich 
ohne die im Vorjahr aufgetretenen Reibungen, weil 
die Roggenernte gebietlich wieder ausgeglichener 
war. 

Die Verkäufe der Landwirtschaft an Futter- und 
Industriegetreide waren 1963/64 mit 2,15 Millionen t 
um 0,1 Millionen t niedriger als im Vorjahr. Von 
der gesamten Menge entfielen 1,17 Millionen t 
gegenüber 1,25 Millionen t im Vorjahr auf Brau- 
gerste. Bei einer Zunahme des Bierausstoßes um 
9 *^/o mußte diese Menge noch durch eine Einfuhr von 
0,57 Millionen t Braugerste und Malz sowie durch 
einen Abbau der Bestände ergänzt werden. Ingesamt 
erreichte die Einfuhr von Futter- und Industrie- 
getreide 3,3 Millionen t; sie war damit um 0,53 Mil- 
lionen t größer als im Vorjahr. Da sich die Ausfuhr, 
besonders durch eine starke Ausfuhr von Maisgrieß, 
mit insgesamt 0,59 Millionen t nahezu verdonnelte, 
lag die Nettoeinfuhr mit 2,72 Millionen t um 0.24 
Millionen t über dem Vorjahr. Der gesamte Ver- 
brauch von ausländischem Futter- und Tndnstrie- 
getreide war — bei einem Rüökaang der Bestände um 
0,2 Millionen t — mit 2.9 Millionen t um 0 3 Millio- 
nen t größer als im Vorjahr. Während auf den Ver- 
brauch von ausländischem Tndustriegetreide in Höhe 
von 1,16 Millionen t ein Zuwachs von 0.23 Millio- 
nen t entfiel, wurden als Futter 1,76 Millionen t aus- 
ländisches Getreide verbraucht, das sind 0,07 Mil- 
lionen t mehr als im Vorjahr, 

Die gesamte Getreideverfütterung war bei grö- 
ßeren Viehbeständen trotz eines höheren Futter- 
anfalls aus anderen Ernten mit 10,6 Millionen t um 
0,2 Millionen t größer als im Vorjahr. Im Unter- 
schied zum Vorjahr verfütterte die Landwirtschaft 
im Wirtschaftsjahre 1963/64 von Anfang an größere 
Mengen an wirtschaftseigenem Getreide. So wurden 
aus der größeren Getreideernte 1963 und einem Ab- 
bau der Bestände in der Landwirtschaft 7,45 Mil- 
lionen t, das sind 48 °/o der Ernte, direkt in den Be- 
trieben verfüttert. Das waren 0,5 Millionen t mehr 
als im Vorjahr. Die stärkste Erhöhung entfiel dabei 
auf Weizen und Roggen. Die Getreidezukäufe für 
Futter haben sich dagegen mit 3,1 Millionen t um 
0,3 Millionen t vermindert. Der Rückgang betraf 
Weizen und Roggen, während die Zukäufe von Fut- 
tergetreide einschließlich der Rückkäufe von In- 
landsware fast auf der Höhe des Vorjahres lagen. 
Bei einer etwas höheren Mischfutterherstellung war 
die Getreideverarbeitung zu Mischfutter mit 
2,12 Millionen t um 2 % kleiner als im Vorjahr. Der 
Rückgang betraf Brotgetreide, während die Ver- 
arbeitung von Futtergetreide, insbesondere von 
Mais, um rd. 0,2 Millionen t über dem Vorjahr lag. 
Die niedrigeren Preise haben besonders die Zukäufe 
von Mais begünstigt. Von dem insgesamt verfütter- 
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ten ausländischen Getreide in Höhe von 1,76 Mil- 
lionen t waren 0,93 Millionen t Mais, das sind 53 ®/o 
der Gesamtmenge gegenüber 43 Vo im Vorjahr, Auch 
die Verfütterung von Milocorn hat sich erhöht, 
während die Verfütterung von Gerste und Hafer 
ausländischer Herkunft absolut und prozentual zu- 
rückging. 

d) Maßnahmen der Bundesregierung 

Auf Grund der Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 
1963/64 wurden für Weichweizen, Roggen und 
Gerste auch für das kommende Wirtschaftsjahr 
1964/65 die gleichen Grundricht- und Grundinter- 
ventionspreise festgesetzt. Durch diese Regelung 
beträgt die Summe der Monatszuschläge (Reports) 
unverändert bei Weichweizen und Roggen je 40 DM 
je t und bei Gerste 16,50 DM je t. Die Gerstenreports 


setzen wie bisher im September ein und enden im 
Januar. Diese Festsetzung läßt erwarten, daß die 
inländische Gerste, und zwar sowohl die Braugerste 
als auch die Futtergerste, bereits in den unmittelbar 
auf die Ernte folgenden Monaten zügig aufgenom- 
men und den Verarbeitungsbetrieben zugeführt 
wird. Durch den Verzicht auf weitere Gerstenreports 
für die Monate Februar bis Juni soll erreicht wer- 
den, daß inländisches Futtergetreide vor allem in 
der zweiten Hälfte des Getreidewirtschaftsjahres 
relativ preisgünstig auf den inländischen Markt 
kommen kann. 

Die durch die EWG-Abschöpfungsregelung einge- 
tretene Verteuerung des inländischen Brotweizens 
wird seit Oktober 1963 durch die Gewährung von 
Subventionen ausgeglichen. Bei Durumweizen wurde 
die bisherige Verbilligung im Wege des Zollver- 
wendungsverfahrens beibehalten. 


II. Schweinefleisch 


Mit der EWG-Marktorganisation ist für die Ein- 
fuhr von Schweinen und Schweinefleisch anstelle 
der Kontingente und der Wertzölle ein Abschöp- 
fungssystem in Verbindung mit Einschleusungsprei- 
sen gegenüber Mitgliedstaaten und gegenüber Dritt- 
ländern eingeführt worden. 

Die seit dem 1. August 1962 geltende Abschöp- 
fungsregelung für Schl achtsch weine und Schweine- 
hälften wurde von Anfang September 1963 an auch 
auf Schweinefleischteilstücke (Kotelett, Schinken, 
Bauchspeck usw.) und Schweinefleischerzeugnisse 
(Würste und Konserven) ausgedehnt. Einschleu- 
sungspreise wurden nur für die unverarbeiteten 
Teilstücke und Schmalz festgesetzt, während bei den 
übrigen Teilstücken und den Fleischerzeugnissen 
keine Einschleusungspreise vorgesehen sind, weil 
bei der Zollabfertigung die Unterscheidung der 
Qualität innerhalb der einzelnen Warenarten und 
-gruppen nicht möglich ist. Die geschlachteten 
Schweine (Schweinehälften) sowie die unverarbei- 
teten Teilstücke, für die Einschleusungspreise fest- 
gesetzt wurden, gelten als „Leiterzeugnisse". Alle 
übrigen Teilstücke und Fertigwaren haben keine 
Einschleusungspreise. Sie werden als „Folgeerzeug- 
nisse" bezeichnet; wenn für ein Leiterzeugnis wegen 
der Unterschreitung der Einschleusungspreise eine 
Zusatzabschöpfung festgesetzt wird, so überträgt 
sich diese Zusatzabschöpfung mit Hilfe von Koeffi- 
zienten auf die jeweiligen Folgeerzeugnisse. 


a) Markt- und Verbraucherpreise 

Die Entwicklung der Schweinepreise war im 
Berichtszeitraum stark von der gleichlaufenden 
zyklisch bedingten Abnahme des Angebotes an 


Schlachtschwei nen in den EWG-Mitgliedstaaten be- 
einflußt. Das zeitliche Zusammenfallen von niedri- 
gem Angebot an Schlachtschweinen, praktisch im 
ganzen europäischen Raum (in EWG- und Drittlän- 
dern), führte im Wirtschaftsjahr 1963/64 zu außer- 
ordentlich scharfen Preiserhöhungen am Schweine- 
markt, die auch ihren Ausdruck in kräftigen Preis- 
steigerungen in den Verbraucherpreisen für Fleisch 
fanden. In den früheren Jahren war das Angebot an 
Schlachtschweinen zwischen den einzelnen Ländern 
zeitlich besser verteilt, so daß einerseits der Man- 
gel an Schlachtschweinen bei weitem nicht so aus- 
geprägt war wie jetzt im Wirtschaftsjahr 1963/64, 
und andererseits die Massierung im Angebot nie so 
stark war, wie sie voraussichtlich 1964/65 sein wird. 

Für die Darstellung der Preisentwicklung in der 
Bundesrepublik ist dieselbe Methode wie in dem 
letzten Halbjahresbericht verwendet worden, d. h. 
die Lebendviehpreise wurden auf Basis Schlacht- 
gewicht umgerechnet und den Verbraucherpreisen 
für Schweinefleisch im Durchschnitt aller Teilstücke 
gegenübergestellt. Ebenso sind auch wegen der 
gegenseitigen Beeinflussung die Preisbewegungen 
am Rindermarkt aufgeführt. Die Differenz zwischen 
dem Schlachtvieh- und dem Fleischpreis stellt die 
Bruttospanne des Handels sowie des fleischverarbei- 
tenden Gewerbes dar, aus der alle Kosten der 
Warenbewegung, der Be- und Verarbeitung sowie 
des Verkaufes gedeckt werden müssen; außerdem 
ist darin noch der Gewinn enthalten. 

Im Durchschnitt Juli/September 1963 lagen die 
Marktpreise für Schlachtschweine, in Schlachtgewicht 
umgerechnet, mit 3,51 DM je kg um 24 Pf je kg, im 
Durchschnitt Oktober/Dezember mit 3,80 DM um 
43 Pf, im ersten Vierteljahr 1964 mit 3,73 DM um 
60 Pf je kg höher als in der entsprechenden Vor- 
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Tabelle 10 


Marktpreise für Schlachtvieh und Verbraucherpreise für Fleisch 


Gliederung 

Zeitraum 

Juli/Sep- 

tember 

1 

Oktober/ 

Dezem- 

ber 

1 

Januar/ 

März 

April/ 

Juni 

Wirtschafts- 

jahr') 


Schweine 





Marktpreise für Schlachtschweine DM je kg 






(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlacht- 






gewicht) 

1958/59 

3,20 

3,39 

3,28 

3,24 

3,28 


0 1960/61 bis 1961/62 

3,33 

3,32 

3,16 

3,00 

3,20 


1962/63 

3,27 

3,37 

3,13 

3,08 

3,21 


1963/64 

3,51 

3,80 

3,73 

2,98 

3,50 

Verbraucherpreise für Schweinefleisch DM je kg 






(im 0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 







1958/59 

4,05 

4,41 

4,48 

4,46 

4,35 


0 1960/61 bis 1961/62 

4,58 

4,69 

4,72 

4,66 

4,66 


1962/63 

4,69 

4,80 

4,81 

4,79 

4,77 


1963/64 

4,92 

5,32 

5,67 

5,15 

5,25 

Preisveränderung ± Pf je kg 






Marktpreise 

1963/64 gegen 1958/59 

+ 31 

+ 41 

+ 45 

-26 

+ 22 



1962/63 

+ 24 

+ 43 

+ 60 

-10 

+ 29 

Verbraucherpreise . . 

1963/64 gegen 1958/59 

+ 87 

+ 91 

+ 119 

+ 69 

+ 90 


1962/63 

+ 23 

+ 52 

+ 86 

+ 36 

+ 48 


Rinder 





Marktpreise für Schlachtrinder DM je kg 





-iS 

(0 aller Klassen, umgerechnet auf Schlacht- 






gewicht) 

1958/59 

3,81 

3,70 

3,91 

4,06 

3,87 


0 1960/61 bis 1961/62 

4,04 

3,87 

3,93 

4,04 

3,97 


1962/63 

3,83 

3,63 

3,65 

4,07 

3,80 


1963/64 

4,07 

4,09 

4,38 

4,61 

4,28 

Verbraucherpreise für Rindfleisch DM je kg 




i 


(im 0 aller Teilstücke des Schlachtgewichtes) 




1 

! 



1958/59 

4,75 

4,88 

5,00 

5,11 ! 

4,94 


0 1960/61 bis 1961/62 

5,31 

5,34 

5,35 

5,38 ! 

5,35 


1962/63 

5,46 

5,46 

5,42 

5,49 i 

5,46 


1963/64 

5,60 

5,73 

5,92 

6,03 1 

5,82 

Preisveränderung ± Pf je kg 






Marktpreise 

1963/64 gegen 1958/59 j 

+ 26 

+ 39 

+ 47 

+ 55 

+ 41 

1 

1962/63 

+ 24 

+ 46 

+ 73 

+ 54 

+ 48 

Verbraucherpreise . . 

1963/64 gegen 1958/59 

+ 85 

+ 85 

+ 92 

+ 92 1 

+ 88 

1 

1 

1962/63 1 

+ 14 

+ 27 

+ 50 

+ 54 j 

+ 36 


) gewogener Durchschnitt 


Quelle: Forschungsanstalt für Landwirtschaft, BML 
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Jahreszeit. Ein scharfer Rückgang der Schweine- 
preise setzte nach dieser ungewöhnlichen Preis- 
steigerung Anfang März 1964 ein, so daß in dem 
Vierteljahr April/Juni 1964 für Schlachtschweine mit 
durchschnittlich 2,98 DM je kg bereits 10 Pf je kg 
weniger als im Jahr davor erzielt wurden. Wie im 
Vorjahr sind auch im Berichtsjahr 1963/64 — mit 
Ausnahme des Vierteljahres Juli/September 1963 — 
die Verbraucherpreise für Schweinefleisch im Durch- 
schnitt aller Teilstücke wesentlich stärker angestie- 
gen als die Preise für Lebendschweine. Wie Ta- 
belle 10 zeigt, ging im Durchschnitt des Wirtschafts- 
jahres 1963 64 die Fleischpreissteigerung mit 48 Pf 
um 19 Pf je kg über die der Schlachtschweine hin- 
aus; von Oktober bis Dezember waren es durch- 
schnittlich 11 Pf und von Januar bis März 1964 
26 Pf je kg mehr. Die größte Differenz war im Zeit- 
raum April/ Juni 1964 mit 46 Pf je kg zu verzeichnen, 
als im Vergleich zum Vorjahr einer Abnahme der 
Schweinepreise um 10 Pf je kg eine Erhöhung der 
Verbraucherpreise für Schweinefleisch um 36 Pf 
je kg gegenüberstand. 

Die Spanne zwischen den Schlachtrinderpreisen 
auf den Großmärkten und den Rindfleischpreisen in 
der Verbraucherstufe war wesentlich ausgeglichener 
und zeitweise gegenläufig zu der am Schweine- 
markt. Auch die Schlachtrinderpreise sind als Folge * 
des weit hinter der Nachfrage zurückgebliebenen I 
Angebotes aus inländischer Erzeugung, das trotz des 
höheren Einfuhrüberschusses nur unzureichend aus 
dem Ausland ergänzt werden konnte, im Durch- 
schnitt des Wirtschaftsjahres 1963/64 angestiegen, 
und zwar um 48 Pf je kg Schlachtgewicht. Die Preis- 
erhöhung war am. schwächsten in dem Vierteljahr 
Juli/September 1963 mit 24 Pf je kg; im anschlie- 
ßenden Vierteljahr lagen die Schlachtrinderpreise 
um 46 Pf je kg, im ersten Vierteljahr 1964 um 73 Pf 
je kg und im zweiten Vierteljahr um 54 Pf je kg 
höher als zur entsprechenden Vorjahreszeit; 1962/63 
waren allerdings die Rinderpreise, vor allem zwi- 
schen September 1962 und März 1963, durch das 
wegen des Futtermangels große Angebot sehr ge- 
drückt. 

Die von den Verbrauchern bezahlten Rindfleisch- 
preise wiesen dagegen im dritten Vierteljahr 1963 
durchschnittlich eine um 10 Pf je kg, im vierten Vier- 
teljahr um 19 Pf je kg und im ersten Vierteljahr 
1964 sogar um 23 Pf je kg geringere Steigerung auf, 
als bei den Schlachtrindern zu verzeichnen war. Bei 
diesem Vergleich ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß die Fleischpreise von Juli 1962 bis März 1963 
im Durchschnitt bereits um 9 Pf je kg angestiegen 
waren, während die Schlachtrinderpreise noch um 
16 Pf gegenüber dem gleichen Zeitraum 1961/62 zu- 
rückgingen; damals hatte sich die Verarbeitungs- 
spanne in ungewöhnlichem Umfang ausgedehnt, so 
daß im Berichtsjahr bei dem Vergleich mit dem Vor- 
jahr zunächst der Eindruck einer Spanneneinengung 
entsteht. 

Da sich der Verbrauch von Rindfleisch zu Schweine- 
fleisch wie 1 : 1,5 verhält, hat die „Einengung" der 
Verarbeitungsspanne bei Rindfleisch die Ausdeh- 
nung bei Schweinefleisch nicht ausgeglichen, so daß 
die Verbraucherpreise im gewogenen Durchschnitt 


beider Hauptfleischarten im Wirtschaftsjahr 1963/64 
um 9 Pf je kg mehr als die Preise für Schlachtvieh 
angezogen haben. Rindfleisch und Schweinefleisch 
kosteten im Berichtsjahr mit durchschnittlich 5,48 
DM je kg 44 Pf, das Schlachtvieh mit 3,77 DM je kg 
35 Pf mehr als 1962/63. 


Tabelle 11 


Preissteigerung 1963/64 gegenüber Vorjahr 

Pf je kg 



Schlachtschweine, 

lebend 

Schweine- 

Lcind 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

^ 1963/64 

Januar 

1964 

fleisch 

1 Januar 
; 1964 

Bundesrepublik 
Deutschland . . . . 

+ 24 

+ 66 

+ 110 
(Kotelett) 

Frankreich 

+ 48 

+ 59 

+ 31 


(Rücken 

mit 

Knochen) 

Italien 

+ 8 

+ 12 

+ 108 
(ohne 
Anga- 
ben 9 

Niederlande . . . . 

+ 45 

+ 76 

+ 149 
(Kotelett) 

Belgien 

+ 61 

+ 80 

+ 49 
(Kotelett) 


9 über Meßziffern errechnet 


Aber auch in den anderen Mitgliedsländern sind 
Schweine- und Schweinefleischpreise kräftig ange- 
stiegen, wie aus Tabelle 11 hervorgeht. Die aufge- 
zeigten Preisänderungen sollen nur die Tendenz in 
den Preisentwicklungen wiedergeben. Wegen der 
untorschiodlichen Qualitäten bei Lebendvieh und 
auch Vvegen der unterschiedlichen Schnittführung 
beim Zerlegen des Schlachtkörpers sind die nach- 
stehenden Angaben in ihrer absoluten Höhe unter- 
einander nicht voll vergleichbar. 

Die Verknappung an Schweinefleisch und die 
Preissteigerungen haben in den Niederlanden als 
dem Hauptausfuhrland der EWG dazu geführt, daß 
in den Monaten mit den höchsten Schweinepreisen 
in der Bundesrepublik, d. h, von Oktober 1963 bis 
Februar 1964, aus Deutschland trotz der hier herr- 
schenden Verknappung bei einer Ausfuhr von insge- 
samt 4800 t Schweinefleisch allein die Hälfte nach 
den Niederlanden unter Zahlung von Erstattungs- 
beträgen geliefert wurde. Im gesamten Wirtschafts- 
jahr 1963/64 wurden zusammen 6900 t Schweine- 
fleisch — frisch, gekühlt, gefroren — ausgeführt ge- 
genüber 313 t 1962/63. 
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Tabelle 12 


Marktpreise für Schlachtschweine 

DM je kg Lebendgewicht für Handelsklasse c 


Wirtschafts- 

jahr 

Hamburg 

Hannover 

Nordrhein- 

Westfalen 

0 12 Märkte 

Frankfurt 

Stuttgart 

München 

Bundes- 
durchschnitt 
24 Märkte 

1958/59 

2,51 

2,60 

2,68 

2,69 

2,66 

2,61 

2,61 

1959/60 

2,47 

2,55 

2,62 

2,64 

2,59 

2,55 

2,56 

1960/61 

2,55 

2,60 

2,70 

2,67 

2,57 

2,47 

2,58 

1961/62 

2,46 

2,52 

2,60 

2,61 

2,53 

2,47 

2,53 

1962/63 

2,51 

2,55 

2,66 

2,64 

2,53 

2,50 

2,57 

1963/64 

2,75 

2,78 

2,89 

2,88 

2,81 

2,75 

2,80 


Handelsklasse c — 100 bis 119,5 kg Lebendgewicht 


Die Entwicklung des Preisgefälles zwischen den 
12 Großmärkten in Nordrhein- Westfalen, die für die 
Berechnung der Abschöpfung als Referenzmärkte 
zugrundegelegt werden, und den übrigen Großvieh- 
märkten des Bundesgebietes läßt sich nunmehr für 
längere Zeit übersehen. Bereits vor Beginn der 
Marktorganisation der EWG zeichneten sich gegen- 
über den beiden Vorjahren Veränderungen ab, die 
von Dauer zu sein scheinen. Zu dem Wandel hat die 
im Süden und Südwesten gegenüber dem Norden 
relativ stärkere Ausdehnung der Schweinehaltung 
beigetragen, der aber die Nachfrage nicht im glei- 
chen Umfang gefolgt ist. Daher hat sich seit 1960/61 
der Preisabstand im Süden und Südwesten im Ver- 
gleich zu Nordrhein-Westfalen vergrößert; die 
Marktpreise für Schlachtschweine z. B. in München 
und Stuttgart liegen seitdem um das Zwei- bis Drei- 
fache ihres früheren Preisabstandes unter den 
Durchschnittspreisen der nordrhein-westfälischen 
Märkte. 

Dagegen läßt sich in der Entwicklung der Preis- 
relation der norddeutschen zu den nordrheinwest- 
fälischen Märkten bisher keine eindeutige Ten- 
denz erkennen. Ein gewisser Einfluß auf die Preis- 
höhe dürfte auch den fleischreicheren norddeutschen 
Schweinetypen zuzuschreiben sein. Im allgemeinen 
kann man wohl feststellen, daß ausschließlich inner- 
deutsche Verhältnisse die Veränderung des Preis- 
gefälles bestimmt haben. 


b) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Wie sich die Abschöpfungssätze und Einschleu- 
sungspreise gegenüber Mitgliedstaaten und Dritt- 
ländern im Berichtsjahr entwickelten, geht aus Ta- 
belle 13 hervor. Um die Aufstellung nicht zu un- 
übersichtlich zu machen, werden bei den Abschöp- 
fungssätzen für die Teilstücke und Erzeugnisse nur 
der frische Bauchspeck, die Rohwurst und der Dosen- 
schinken und bei den Einschleusungspreisen der 
frische Bauchspeck als Beispiel aufgeführt. Nach 
Aufhebung der Verordnung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über die 
Erhebung einer Zusatzabschöpfung im September 
1963, in der bei Unterschreitung des Einschleusungs- 
preises die automatische Erhebung einer Zusatz- 
abschöpfung vorgesehen war, sind nennenswerte 
Einfuhren unter dem Einschleusungspreis nicht er- 
sclgt. Daher war es auch nicht notwendig, von der 
Möglichkeit der Artikel 7 und 8 der Verordnung 
Nr. 20 Gebrauch zu machen, wonach Zusatzäbschöp- 
fungen im Einvernehmen mit der Kommission fest- 
gesetzt werden können. 

Im Herbst und Winter 1963 trat, im Gegensatz zu 
den bisherigen langjährigen Erfahrungen, nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern auch in allen Mit- 
gliedstaaten und auf dem gesamten europäischen 
Markt zur gleichen Zeit eine Verknappung an 
Schlacht Schweinen auf. Der Bedarf konnte weder 
innerhalb der Mitgliedstaaten ausgeglichen noch 
auf dem Weltmarkt trotz Abschöpfungssenkung 
gegenüber Drittländern gedeckt werden. 
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Tabelle 13 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise 

für Schlachtschweine, Schweinefleisch und Schweinefleischerzeugnisse 

DM je 100 kg 


Gültig ab 

Abschöpfungssätze gegenüber 

Einschleus 

gegen- 

über 

Mitglied- 

Staaten 

ein- 

schließ- 

lich 

Absch 

ungspreise 

gegen- 

über 

Dritt- 

ländern 

ohne 

äpfung 

Mitgliedstaaten 

Dritt- 

ländern 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 
burg b 

Nieder- 

lande 




Schweine lebend 





1. August 1963 .... 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

89,03 

245,37 

161,28 

1 . Oktober 1963 . . . 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

89,25 

246,04 

161,72 

1. Dezember 1963 . . 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

61,53 

246,04 

161,72 

1. Januar 1964 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

48,37 

244,52 

158,73 

1. Februar 1964 .... 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

61,53 

244,52 

158,73 

1. April 1964 

50,48 

31,81 

31,34 

frei 

61,53 

86,23 

244,11 

162,82 

1. August 1964 .... 

43,15 

29,16 

28,89 

frei 

48,61 

70,63 

229,55 

165,36 



Sauen lebend, 160 

kg und mehr 




1. August 1963 .... 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

78,35 

215,93 

141,93 

1. Oktober 1963 ... 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

78,54 

216,51 

142,31 

1. Dezember 1963 . . 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

54,15 

216,51 

142,31 

1. Januar 1964 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

42,57 

215,18 

139,68 

1. Februar 1964 .... 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

54,15 

215,18 

139,68 

1. April 1964 

44,42 

27,99 

27,58 

frei 

54,15 

75,89 

214,82 

143,28 

1. August 1964 

37,97 

25,66 

25,42 

frei 

42,78 

62,15 

202,01 

145,52 




Schweinehälften 





1. August 1963 .... 

! 65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

115,78 

319,08 

209,73 

1. Oktober 1963 . . . 

65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

116,07 

319,94 

210,29 

1. Dezember 1963 .. 

65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

80,02 

319,94 

210,29 

1. Januar 1964 

65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

62,90 

317,97 

206,41 

1. Februar 1964 .... 

65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

80,02 

317,97 

206,41 

1. April 1964 

65,65 

41,37 

40,75 

frei 

80,02 

112,14 

317,44 

211,73 

1. August 1964 .... 

56,12 

37,92 

37,57 

frei 

63,21 

91,84 

298,51 

215,04 




Bauchspeck, frisch 





2. September 1963^) 

; 62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

1 111,77 

281,17 

176,68 

] . Oktober 1963 . . . 

62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

112,05 

281,93 

177,16 

1. Dezember 1963 . . 

62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

71,17 

281,93 

177,16 

1. Januar 1964 

62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

68,28 

280,49 

173,89 

1. Februar 1964 .... 

62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

70,83 

280,49 

173,89 

1. April 1964 

62,73 

39,52 

38,94 

frei 

76,46 

108,29 

279,83 

178,37 

1. August 1964 

53,62 

36,23 

35,89 

frei 

60,40 

89,25 

260,92 

181,16 


Sonderregelung für Schlachtsch weine und Scheinefleischteüstücke gemäß Verordnung Nr. 90/63/EWG vom 
18. Juli 1963 

-) Die Abschöpfungsregelung für Teilstücke ist erst am 2. September 1963 in Kraft getreten. 
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noch Tabelle 13 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise 
für Schlachtschweine, Schweinefleisch und Schweinefleischerzeugnisse 



Abschöpfungssätze gegenüber 
i 

Gültig ab 

Mitgliedstaaten 

Dritt- 

ländern 


Belgien 

Frank- 

reich 

i 

Italien 

! 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 



Rohwürste 




2. September 1963^) 

124,60 

88,42 

87,51 

36,31 

146,01 

226,66 

1, Oktober 1963 . . . 

124,60 

88,42 

87,51 

36,31 

146,01 

227,10 

1. Januar 1964 

124,60 

88,42 

87,51 

36,31 

146,01 

229,95 

1. April 1964 

124,60 

88,42 

87,51 

36,31 

146,01 

221,24 

1. August 1964 .... 

106,28 

79,17 

78,64 

31,34 

116,85 

195,74 



Dosenschinken 




2. September 1963^) 

148,54 

101,92 

100,74 

34,77 

176,13 

280,21 

1. Oktober 1963 . . . 

148,54 

101,92 

100,74 

34,77 

176,13 

280,76 

1. Januar 1964 

148,54 

101,92 

100,74 

34,77 

176,13 

284,45 

1. April 1964 

148,54 

101,92 

100,74 

34,77 

176,13 

273,22 

1. August 1964 .... 

126,78 

91,85 

91,16 

30,22 

140,41 

239,71 


’) Die Abschöpfungsregelung für Teilstücke ist erst am 2. September 1963 in Kraft getreten. 


c) Produktion und Absatzlage 

Der für die Marktversorgung mit Schlachtschwei- 
nen im Wirtschaftsjahr 1963/64 maßgebende Bestand 
an Schweinen vom Juni 1963 war insgesamt um 
4,5 Vo oder 1,3 Millionen Stück niedriger als im 
Juni 1962. 

Die Erzeugung an Schlachtschweinen hat sich im 
Wirtschaftsjahr 1963/64 auf 22,9 Millionen Stück be- 
laufen. Von Juli bis September 1963 standen 2,8 Vo 
mehr, von Oktober bis Dezember 5,9 Vo und von 
Januar bis März 1964 3,8 Vo weniger Schweine zur 
Schlachtung zur Verfügung als in der gleichen Vor- 
jahrszeit; von April bis Juni 1964 wurden gegenüber 
dem Vorjahr bereits wieder 4,1 Vo mehr Schweine 
geschlachtet. Für die Versorgung des Marktes 
waren durch den Rückgang der Hausschlachtungen 
und durch das gegenüber dem Vorjahr höhere 
Schlachtgewicht im Wirtschaftsjahr 1963/64 aus eige- 
ner Erzeugung 1,4 ‘^/o oder 20 000 t Schweinefleisch 
mehr zur Verfügung als 1962/63. Die Einfuhr hat je- 
doch um 6000 t ab-, die Ausfuhr aus den erwähnten 
Gründen um 5000 t zugenommen; außerdem wurden 
die Fleischbestände aufgebaut, so daß für den Ver- 
brauch über den Markt (ohne Selbstversorgung) nur 


die gleiche Menge verfügbar war wie 1962/63. Ein- 
schließlich des Fleisches aus Hausschlachtungen ist 
der gesamte Verbrauch an Schweinefleisch um 
25 000 t gegenüber 1962/63 zurückgegangen. Im 
Zuge des großen Preisanreizes am Schweinemiarkt 
wurden die Hausschlachtungen, bei denen das durch- 
schnittliche Schlachtgewicht je Schwein um 20 kg 
höher als bei den gewerblichen Schlachtungen ist, 
um 306 000 Stück vermindert; die Zahl der Schweine- 
halter hat aber von Juni 1963 bis Juni 1964 nur um 
9000 abgenommen. Auf den Kopf der Bevölkerung 
bezogen, wurden im Berichtsjahr 31,2 kg Schweine- 
fleisch verzehrt oder 0,7 kg weniger als im Vorjahr. 

Die Ausgaben der Verbraucher für Schweine- 
fleisch haben in den beiden letzten Quartalen des 
Jahres 1963 um 8,3 Vo bzw. 5,6 ®/o, im 1. Quartal 1964 
sogar um 19 ” 'o und im 2. Quartal um 9 Vo — im Ge- 
samtdurchschnitt wie bei Rindfleisch um 10,5 Vo — 
höher als in der entsprechenden Vorjahrszeit ge- 
legen, während das Masseneinkommen aus Löhnen, 
Gehältern und Renten durchschnittlich nur um knapp 
8 ^/o angestiegen ist. Da das Angebot an beiden 
Fleischarten aus in- und ausländischer Erzeugung 
nur geringfügig zugenommen hat, kam es bei der 
hohen Nachfrage durch die Verbraucher zu den er- 
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Tabelle 14 


Versorgung mit Schweinefleisch 

ohne Schlachtfette und Innereien 

1000 t 



Erzeugung 




Verbrauch 

Verbrauch 

Wirtschafts- 

jahr 

ohne 9 I mit 

Fleisch aus Haus- 
schlachtungen 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

ohne 9 1 mit 

Fleisch aus Haus- 
schlachtungen 

in kg 
je Kopf 

in des 
gesamten 
Fleisch- 
ver- 
brauchs 

1958/59 

1 137 

1 480 

+ 6 

104 

7 

1 228 

1 571 

29,3 

52,5 

1959/60 

1 161 

1 502 

-6 1 

117 

6 

1 278 

1 619 

29,4 

51,0 

1960/61 

1 230 

1 566 

-2 

126 

10 

1 348 

1 684 

30,2 

50,0 

1961/62 

1 334 

1 683 

“1 i 

105 

» 

1 429 

1 778 

31,4 

49,8 

1962/63 

1 413 

1 753 

-3 

79 1 

5 

1 490 

1 830 

31,9 

49,5 

1963/64 

1 433 

1 747 

+ 5 

73 1 

i 10 1 

1 491 

1 805 

31,2 

48,7 


0 Marktversorgung 


wähnten ungewöhnlich starken Preiserhöhungen | 
und zur obengenannten Steigerung der Verbraucher- | 
ausgaben. Es ist bemerkenswert, daß die Verbrau- j 
eher nicht stärker auf die wesentlich billigeren | 
hochwertigen Nahrungsmittel wie Eier und Ge- : 
flügelfleisch ausgewichen sind, deren Angebot im 
Bedarfsfälle jederzeit durch entsprechend höhere 
Einfuhren hätte gesteigert werden können. 

Als Folge des kräftigen Anstiegs der Schlacht- 
schweinepreisG — mit ihrem Höhepunkt im Januar 
1964 von 321,8 DM je 100 kg Lebendgewicht — hat 
der Bestand an trächtigen Sauen, der für die Ent- 
wicklung der Schweinehaltung maßgebend ist, im 
Dezember 1963 um 11 ’Vo und im März 1964 sogar um 
21 gegenüber der entsprechenden Vorjahreszeit 
zugenommen. Dadurch wurde eine ungewöhnliche 
Ausweitung der Ferkelproduktion ausgelöst, die j 
von Ende 1964 bis Sommer 1965 eine Schlacht- 
schweineproduktion zur Folge haben wird, der die 
zu erwartende Nachfrage kaum entsprechen dürfte. 
Dadurch wird für längere Zeit ein starker Druck 
auf die Schweinepreise ausgeübt werden; eine Ent- 
lastung des Schweinemarktes wäre möglich, wenn 
bei dem gleichzeitig knappen Angebot an Rind- 
fleisch die Verbraucher sich noch stärker dem 
Schweineileischverbrauch zuwenden würden. Da I 
auch im Ausland die Überschüsse sehr hoch sind, | 
ist durch Export trotz Erhöhung der Rückerstattung I 


kaum mit einer nennenswerten Entspannung zu 
rechnen. 


d) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung erklärte sich im Ministerrat 
mit dem* Vorschlag der EWG-Kommission einver- 
standen, die Abschöpfungsbeträge gegenüber Dritt- 
ländern für lebende und geschlachtete Schweine so- 
wie für frische, gekühlte und gefrorene Teilstücke 
vom 8. Dezember 1963 bis 31. März 1964 wegen der 
während dieser Zeit herrschenden Schweineknapp- 
heit auf das niederländische bzw. belgische Dritt- 
land-Abschöpfungs-Niveau zu senken. 

Die Ausfuhr von lebenden und geschlachteten 
Schweinen sowie von bestimmten Teilstücken und 
allen Fleischerzeugnissen gegenüber Mitglied- 
slaaten und Drittländern wurde entsprechend der 
jeweiligen Marktlage im Rahmen der EWG-Markt- 
ordnung durch Gewährung von Erstattungen in un- 
terschiedlicher Höhe gefördert. 

Auch im Haushaltsjahr 1964 werden Beihilfen zur 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit aus 
Kap. 10 02 Tit. 623 zur Förderung des Baues und 
Ausbaues von Schlachtanlagen gewährt. 
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III. Eier 


Die EWG-Marktordnung für Eier war im Wirt- 
schaftsjahr 1963/64, dem zweiten Jahr ihrer Anwen- 
dung, durch den Zusammenbruch des Eiermarktes im 
ersten Halbjahr 1964, als Folge der starken Zunahme 
der Eiererzeugung sowohl im EWG-Raum als auch 
auf dem Weltmarkt, einer ersten Bewährungsprobe 
ausgesetzt, welche die Vor- und Nachteile der Markt- 
ordnung deutlich werden ließ. 

Um in dieser Situation des drängenden Angebotes 
Einfuhren in den EWG-Raum zu ungewöhnlich nied- 
rigen und unter dem Einschleusungspreis liegenden 
Preisen zu vermeiden, wurden Zusatzabschöpfungen 
festgesetzt (siehe Abschnitt c). Sie waren schließ- 
lich so hoch, daß Lieferungen aus Drittländern in 
den EWG-Raum praktisch aufhörten. Das Angebot 
der Drittländer, vom Markt der Gemeinschaft ver- 
drängt, wich auf andere Drittlandsmärkte aus und 
verdrängte dort das Angebot der exportierenden 
EWG-Länder, das nunmehr in den EWG-Raum — 
insbesondere auf den deutschen Markt — zurückflu- 
tete und hier zu einem weiteren Preisverfall führte. 

Es zeigte sich somit, daß die Vorschriften der 
EWG-Verordnung Nr. 21 wohl ausreichen, um den 
inneren Markt der Gemeinschaft vor Störungen von 
außen zu schützen, das System der EWG-Marktord- 
nung für Eier aber keine Maßnahmen vorsieht, um 
Störungen des Marktes zu beheben, deren Ursachen 
— wie z, B. Überproduktion — innerhalb der Ge- 
meinschaft zu suchen sind. 

Die Anwendungsmöglichkeiten des Artikels 12 
(Schutzklausel) der EWG-Verordnung Nr. 21 sind 
begrenzt, wie die Erfahrungen zu Anfang Februar 
1964 gezeigt haben, als sich die Bundesregierung 
angesichts des kräftigen Preisrückganges auf dem 
Eiermarkt im Januar 1964 veranlaßt sah, von der 
Schutzklausel in der Form Gebrauch zu machen, daß 
eine allgemeine Einfuhrsperre ausgesprochen wurde. 
Nach Auffassung der Kommission und der übrigen 
Mitgliedstaaten war die Marktstörung keine Folge 
der Einfuhren — nur in diesem Fall dürfen Schutz- 
maßnahmen getroffen werden — , weil die Einfuhren 
der Bundesrepublik seit Einführung der EWG-Markt- 
ordnung für Eier zurückgegangen waren. Die Kom- 
mission verpflichtete daher die Bundesregierung mit 
ihrer Entscheidung vom 6. Februar 1964, die Schutz- 
maßnahmen unverzüglich wieder aufzuheben. 

Eine gewisse Möglichkeit zur Verhinderung oder 
mindestens Begrenzung von Marktstörungen inner- 
halb der Gemeinschaft könnten — während der 
Übergangszeit bis 1970 — innergemeinschaftliche 
Einschleusungspreise bieten. Es war der Bundes- 
regierung bisher jedoch nicht möglich, die Einfüh- 
rung innergemeinschaftlicher Einschleusungspreise 
gegen den Widerstand der übrigen Mitgliedstaaten 
und der Kommission durchzusetzen. Nicht übersehen 
werden darf allerdings, daß der innergemeinschaft- 


liche Einschleusungspreis mit fortschreitender Ent- 
wicklung des gemeinsamen Marktes an Bedeutung 
und Wirksamkeit verliert. 

Hinsichtlich der Frage der Erstattungen beim Wa- 
renverkehr zwischen den Mitgliedstaaten konnte bei 
den Verhandlungen in Brüssel eine Änderung der 
EWG-Verordnung Nr. 21 erreicht werden, durch die 
ab 1. August 1964 die bisher nach Artikel 7 Abs. 1 
Buchstabe b der Verordnung Nr. 21 mögliche soge- 
nannte „große Erstattung'' nicht mehr zulässig ist. 
Von diesem Zeitpunkt ab kann beim Warenverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft eine Erstattung nur noch 
in Höhe der Auswirkung der unterschiedlichen Fut- 
tergetreidekosten (Teilbetrag a der Abschöpfung) 
gewährt werden. 


a) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Für die Beurteilung der Preisentwicklung wird, 
wie in dem letzten Bericht, von den Erzeugerpreisen 
ausgegangen, deren Feststellung auf Meldungen der 
Landwirtschaft im Rahmen der betriebswirtschaft- 
lichen Berichterstattung beruhen. Dabei wird unter- 
schieden zwischen dem Verkauf an Handel und Ge- 
nossenschaften und dem Direktabsatz an die Ver- 
braucher. Die von Handel und Genossenschaften 
gezahlten Preise sind bis Juli 1962 mit und ohne 
Ausgleichsbetrag angegeben (die Zahlung des Aus- 
gleichsbetrages — durchschnittlich 3 Pf je Ei — wurde 
mit Inkrafttreten der EWG-Marktordnung am 30. Juli 
1962 eingestellt). Der Durchschnittspreis einschließ- 
lich des Ausgleichsbetrages aus dem Verkauf an 
Handel und Genossenschaften und aus dem Direkt- 
absatz an die Verbraucher ist der sogenannte „Erlös- 
preis". Den Erzeugerpreisen werden die Verbrau- 
cherpreise für Eier der Klasse B aus inländischer und 
ausländischer Herkunft gegenübergestellt. Im Schau- 
bild sind diese Verbraucherpreise im Monatsdurch- 
schnitt für inländische Eier, die Erlöspreise der Land- 
wirtschaft und die Erzeugerpreise bei Verkauf an 
Handel und Genossenschaften ohne Ausgleichsbe- 
trag dargestellt. 

Es muß ergänzend zu diesen Ausführungen noch 
darauf hingewiesen werden, daß allein der Erlös- 
preis die tatsächlich erzielte Einnahme wiedergibt, 
da sich in ihm die Eierverkäufe aller Absatzarten 
niederschlagen. Häufig wird bei der Wiedergabe der 
Preisentwicklung am Eiermarkt nur von den Preisen 
ausgegangen, die bei Verkäufen an Handel und Ge- 
nossenschaften erzielt werden, und nur darauf wer- 
den die Schlußfolgerungen für die Rentabilität der 
Eiererzeugung aufgebaut. Uber Handel und Genos- 
senschaften werden aber im Durchschnitt des Jahres 
nur 60 Vo der erzeugten Eier abgesetzt. 40 ^/o werden 
von der Landwirtschaft an den Verbraucher direkt 
verkauft; hierbei werden pro Ei zwischen 2 und 3 Pf 
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Schaubild 4 

Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 

Pf je St Pf je St 



1) gewogener Preis aus Verkäufen an Handel und Genossenschaften (einschließlich Ausgleichsbetrag 
bis 29. Juli 1962) und an Verbraucher = Erlöspreis 


mehr erzielt. Außerdem wird auch häufig der von 
April 1956 bis 29. Juli 1962 aus Bundesmitteln ge- 
zahlte Ausgleichsbetrag (bis zu 3 Pf je Ei) bei Preis- 
vergleichen außer acht gelassen. 

Der Erlöspreis lag im Durchschnitt des Wirt- 
schaftsjahres 1963/64 bei 17,8 Pf je Stück gegenüber 
19,2 Pf im Vorjahr. Damit ist im Berichtsjahr wieder 
ein Tal im Preiszyklus zu verzeichnen. Wie aus der 
Tabelle 15 zu entnehmen ist, wechseln höhere und 
niedrigere Preise ziemlich regelmäßig von Jahr zu 
Jahr. Der 1963/64 erzielte Durchschnittspreis aus 
allen Verkäufen war aber immer noch höher als 
1959/60 und 1961/62. Bei Verkäufen an Handel und 
Genossenschaften wurden 16,8 Pf (Vorjahr 17,9 Pf) 
erzielt, dagegen im Direktabsatz an den Verbraucher 
19,9 Pf (Vorjahr 20,5 Pf). Die beim Direktabsatz er- 
zielten Preise weisen sehr viel geringere Schwan- 
kungen von Jahr zu Jahr auf; von 1958/59 — 1963/64 
betrug der Unterschied zwischen dem tiefsten und 
höchsten Jahresdurchschnittspreis nur 1,3 Pf, dage- 
gen bei den Verkäufen an Handel und Genossen- 
schaften 4,4 Pf ohne und 1,8 Pf einschließlich Aus- 
gleichsbetrag. 

Auch die Verbraucherpreise machten die zyklische 
Bewegung mit, jedoch nicht parallel zu den Erzeuger- 
preisen. Hier bestand in den letzten sechs Jahren 
zwischen dem höchsten und dem niedrigsten Jahres- 
durchschnittspreis eine Differenz von 3,1 Pf für Eier 
inländischer und 4,0 Pf für Eier ausländischer Her- 
kunft. Die stärkere Schwankung bei den Verbrau- 
cherpreisen hängt wohl in erster Linie mit der unter- 
schiedlichen Höhe der Spanne zusammen, die im all- 
gemeinen bei niedrigen Erzeugerpreisen höher und 
bei hohen Erzeugerpreisen niedriger ist. 


I Im Wirtschaftsjahr 1963/64 hatten die Verbrau- 
cher für Eier der Klasse B inländischer Herkunft mit 
22,7 Pf 0,7 Pf weniger und bei Auslandseiern mit 
21 Pf 0,9 Pf weniger als im Vorjahr zu zahlen. Die 
Brutto-Spanne, d. h. die Differenz zwischen dem Er- 
zeugerpreis bei Verkäufen an Handel und Genos- 
senschaften und dem genannten Verbraucherpreis 
für Eier inländischer Herkunft, ist im Berichtszeit- 
raum 1963/64 auf 5,9 Pf angestiegen. Im Vorjahr be- 
trug diese Spanne bei höheren Verbraucherpreisen 
ohne Berücksichtigung des noch für Juli 1962 gezahl- 
ten Ausgleichsbetrages nur 5,5 Pf. Die bisher höchste 
Spanne war im Wirtschaftsjahr 1961/62 mit 7,0 Pf zu 
verzeichnen. Damals belief sich der Preis pro Ei bei 
Verkäufen an Handel und Genossenschaften ohne 
Berücksichtigung der Ausgleichszahlung durch den 
Bund auf 13,5 Pf und der Verbraucherpreis für In- 
landeier auf 20,5 Pf. 

Während von Juli bis Dezember 1963 bei Verkäu- 
fen an Handel und Genossenschaften durchschnittlich 

18.6 Pf je Ei und einschließlich des Direktabsatzes 

19.6 Pf erzielt wurden, ist in dem ersten Halbjahr 
1964 durch die kräftige Angebotssteigerung aus dem 
Inland und den anderen EWG-Mitgliedstaaten, ein 

j ziemlich scharfer Preisrückgang mit Tiefpunkt im 
I Juni eingetreten, der über das saisonübliche Maß 
I hinausging. Im Juni 1964 lagen die Eierpreise bei 
Verkäufen an Handel und Genossenschaften bei 
15,0 Pf. Ein gewisser Einfluß könnte auch von der 
hohen Eiprodukteneinfuhr ausgegangen sein. Wegen 
der bevorstehenden Aufhebung der der Teigwaren- 
industrie zugestandenen Vergünstigung bei der Ab- 
schöpfung wurden im Juni 1964 etwa dreimal soviel 
I Eiprodukte eingeführt als sonst üblich. 
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Tabelle 15 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Eier 

Pf je Stück 


Wirtschaftsjahr 


Erzeugerpreise 
bei Verkäufen an 


Handel 

und Genossenschaften 
ohne I mit 
Ausgleichszahlung 


Durchschnitt ! 
einschließ- 
lich Aus- 
gleichs- 
Verbraucher ; betrag = 
direkt Erlöspreis 

der Land- 
! Wirtschaft-) i 


Verbraucherpreise 
für Eier Klasse B 

in- i aus- 
ländischer 1 ländischer 

Herkunft 


1958/59 

15,1 

18,1 

20,1 

18,4 

21,6 

19,6 

1959/60 

14,1 

17,1 

19,3 

17,6 

20,3 

18,5 

1960/61 

' 15,5 

18,3 

20,3 

18,9 

22,0 

20,3 

1961/62 

1 13,5 

16,5 

19,2 

17,5 

20,5 

17,9 

1962/63 

17,9 

18,1 ^) 

20,5 i 

19,2 

23,4 

21,9 

1963 64 

16,8 

(16,8) 

19,9 

17,8 

22,7 

21,0 


h Ausgleichszahlung wurde bis Juli 1962 geleistet 

“) Gewogen über Absatz an Handel und Genossenschaft einerseits und an Vetbrciucher direkt andererseits (während 
es sich bei den übrigen Preisreihen um arithmetische Durchschnitte handelt). 


Der Preisrückgang im ersten Halbjahr 1964 war 
eine Folge der in den anderen EWG-Mitgliedstaaten 
und in Drittländern gleichfalls hohen Erzeugung; sie 
drängten mit ihren Überschüssen auf den aus eigener 
Erzeugung verstärkt versorgten deutschen Markt. 
Auch die gegenüber Drittländern wegen Unterschrei- 
tung des Einschleusungspreises festgesetzte Zusatz- 
abschöpfung konnte den weiteren Preisverfall nicht 
aufhalten oder mildern, da die Überschüsse aus dem 
EWG-Raum das praktisch ausgeschaltete Angebot 
aus Drittländern mehr als ausglichen. 

Auch im Juli 1964 lagen die Erzeugerpreise trotz 
eines Anstiegs auf 15,7 Pf je Ei unter dem Juli- 
Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1958 59 bis 1963 64 
(18,3 Pf je Ei). 

Bei dem Preisvergleich gegenüber dem 1. Halb- 
jahr 1963 ist jedoch zu berücksichtigen, daß damals 
wegen des strengen Winters und wegen der aus zy- 
klischen Gründen eingetretenen Verminderung des 
ausländischen Angebots die Eierpreise stark anzo- 
gen — auf durchschnittlich 19,3 Pf bei Verkäufen an 
Handel und Genossenschaften und auf 20,3 Pf ein- 
schließlich Direktabsatz. Die Preisspitze im Wirt- 
schaftsjahr 1962 63 lag im Monat Februar, in dem 
sonst häufig der niedrigste Preis festzustellen ist. 
Für Verkäufe an Handel und Genossenschaften wur- 
den in diesem Monat 21,4 Pf und einschließlich des 
Direktabsdtzes sogar 22,1 Pf erzielt. Die Verbrau- 
cherpreise beliefen sich damals auf 28 Pf je Ei. 

Im Durchschnitt der Monate Januar bis Juni 1964 
sind bei Verkäufen an Handel und Genossenschaf- 


ten 15,1 Pf jo Ei erzielt worden gegenüber 12,3 Pf 
ohne Ausgleichsbetrag in der gleichen Zeit 1962, 
14,4 Pf 1961 und 12,8 Pf 1959. Einschließlich des Aus- 
gleichsbet ragcs und einschließlich des Direktabsat- 
zes lagen in diesen drei Halbjahren die Preise mit 
durchschnittlich 17,3 Pf um 0,8 Pf höher als im Zeit- 
raum Januar bis Juni 1964 (Erlöspreis 16,5 Pf je Ei). 

Die starke Zunahme der Erzeugung in allen EWG- 
Mitgliedstaaten führte dazu, daß der von der Markt- 
organisation als Ersatz für den bis 30. Juli 1962 ge- 
zahlten Ausgleichsbetrag vorgesehene Schutz im 
Wirtschaftsjahr 1963 64 nur ungefähr zu drei Vier- 
teln im Preis seinen Niederschlag fand. 


b) Einfuhrpreise 

Nach dem Produktionsrückgang im Winter 

1962 63 hat sich die seit Jahren zu beobachtende 
Zunahme der Erzeugung in fast allen wichtigen 
Export- und Importländern fortgesetzt und führte 
zu einem verstärkten Angebot, mit dem die Zu- 
nahme der Nachfrage nicht Schritt gehalten hat. 
Daraus ergab sich im Verlauf des Wirtschaftsjahres 

1963 64 ein Rückgang der Eierpreise auf den inter- 
nationalen Märkten. Dieser Preisrückgang setzte 
Ende des Jahres 1963 ein und verstärkte sich im 
1. Halbjahr 1964. Während im Durchschnitt Juli/ 
Dezember 1963 der Einfuhrwert der in die Bundes- 
republik importierten Eier, berechnet nach der 
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Tabelle 16 


Einfuhrpreise für ausländische Eier Klasse B in der Bundesrepublik 

Pf je Stück 




Niederlande 


Dänemark 


Gliederung 

Zeit 

Juli/ 

Dezember 

Januar/ 

Juni 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Juli/ 

Dezember 

Januar/ 

Juni 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Einfuhrpreise frei Grenze 
— nach Importofferten — 
(ohne Zoll bzw. Abschöpfung 
und Umsatzausgleichsteuer) 

1961/62 

12,4 

10,7 

11,6 

13,5 

11,0 

12,2 


1962/63 

12,8 

15,9 

14,4 

13,1 

14,6 

13,9 


1963/64 

14,4 

11,1 

12,8 

13,7 

9,4 ‘) 

12,0 

zuzüglich Zoll (1961/62) bzw. 
Abschöpfung und Umsatz- 
ausgleichsteuer 

1961/62 

13,8 

12,1 

13,0 

15,2 

12,8 

14,0 


1962/63 

16,1 

19,5 

17,8 

17,5 

20,1 

18,8 


1963/64 

17,5 

14,1 

15,8 

19,2 

16,21) 

18,0 

Veränderung der Einfuhrpreise 
gegenüber 1961/62 

Einfuhrpreise frei Grenze .... 

1962/63 

+0,4 

+5,2 

+ 2,8 

-0,4 

+ 3,6 

+ 1,7 


1963/64 

+ 2,0 

+ 0,4 

+ 1,2 

+ 0,2 

-1.6 

-0,2 

Einfuhrpreise zuzüglich Ab- 
schöpfung und Umsatzaus-, 
gleichsteuer 

1962/63 

+2,3 

+ 7,4 

+4,8 

+ 2,3 

+ 7,3 

+4,8 


1963/64 

+ 3,7 

+ 2,0 

+2,8 

+4,0 

+ 3,4 

+4,0 

darunter: 

Veränderung auf Grund der 
EWG - Abschöpfungsrege- 
lung 

1962/63 

+2,0 

+ 1,6 

+ 1,8 

+ 2,6 

+3,1 

+ 2.8 


1963/64 

+ 1,6 

+ 1,5 

+ 1,6 

+ 3,5 

+4,7 

+ 4,2 

Veränderung auf Grund der 
Einfuhrpreisentwick- 
lung ä*) 

1962/63 

+0,3 

+ 5,8 

+3,0 

-0,3 

+ 4,2 

+ 2,0 


1963/64 

+2,1 

+ 0,5 

+ 1,2 

+ 0,5 

-1.3 

-0,2 

Veränderung der Einfuhrpreise 
gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahr 

Einfuhrpreise frei Grenze .... 

1962/63 

+0,4 

+5,2 

+ 2,8 

! 

-0,4 

+3,6 

+ 1.7 


1963/64 

+ 1,6 

-4,8 

-1.6 

+0,6 

-5,2 

-1.9 

Einfuhrpreise zuzüglich Ab- 
schöpfung und Umsatzaus- 
gleichsteuer 

1962/63 

+2,3 

+7,4 

+4,8 

+2,3 

+ 7,3 

+ 4,8 


1963/64 

+ 1,4 

-5,4 

-2,0 

+ 1,7 

-3,9 

-0,8 


Durdisdinitt aus weniger als 6 Monaten 

2) unter Berücksichtigung der Veränderungen, die in der absoluten Höhe der Zollbelastung infolge veränderter Ein- 
fuhrpreise eingetreten wären, wenn eine Wertzollregelung fortbestanden hätte. 
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Außenhandelsstatistik, im gewogenen Durchschnitt 
aller Klassen und Herkünfte noch um 6 ^/o über dem 
Wert in der gleichen Vorjahreszeit lag, sank er in 
der Zeit von Januar/Juni 1964 im Durchschnitt um 
26 Vo unter den allerdings hohen Vorjahrsstand. Im 
gesamten Wirtschaftsjahr 1963/64 war der Einfuhr- 
wert (vor Erhebung der Grenzabgaben) durch- 
schnittlich um 10 ^/o niedriger als 1962/63, jedoch 
noch um 10 Vo höher als 1961/62. 

Die durchschnittlichen Einfuhrwerte für Eier 
(sämtlicher Klassen) frei Grenze lagen 1963/64, wie 
auch schon 1962/63, bei der Einfuhr aus EWG-Mit- 
gliedstaaten vor Erhebung von Abschöpfung und 
Umsatzausgleichsteuer höher als bei der Einfuhr 
aus Drittländern. Sie zogen, entgegen der Entwick- 
lung bei den Einfuhrpreisen aus Drittländern, in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 1963/64 im Ver- 
gleich zum Vorjahr noch an, sanken jedoch in der 
zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres 1963/64 um 
25 ®/o unter ihren Vorjahrsstand. Stärker noch — um 
38 ^/o — sanken im ersten Halbjahr 1964 die durch- 
schnittlichen Werte frei Grenze für die Einfuhr von 
Eiern aus Drittländern. Sie waren damit in dieser 
Zeit um rd. 28 Vo, das sind um etwa 3 Pf je Ei, billi- 
ger als Eier aus EWG-Mitgliedstaaten. Im gesamten 
Wirtschaftsjahr 1963/64 lag ihr Wert um rd. 17 Vo, 
d, h. um rd. 2 Pf je Ei, niedriger als die Einfuhr- 
werte für Eier aus EWG-Mitgliedstaaten. ' 

Werden Abschöpfung und Umsatzausgleichsteuer 
zu dem durchschnittlichen Einfuhrwert hinzugerech- 
net, so zeigt sich, daß die mit der Marktordnung be- 
absichtigte Präferenz der EWG-Mitgliedstaaten tat- 
sächlich erreicht worden ist. Die Eiereinfuhr aus 
Drittländern gelangte sowohl 1962/63 als auch 
1963/64 teurer auf den deutschen Markt als die Ein- 
fuhr aus EWG-Mitgliedstaaten, wobei in der höhe- 
ren Abschöpfung auf die Einfuhr aus Drittländern zu 
einem Teil der Futterkostenvorteil der Drittländer 
ausgeglichen werden soll. Mit der Einführung der 
Zusatzabschöpfung im ersten Halbjahr 1964 und 
ihrer einheitlichen Anwendung auf alle Drittlands- 
einfuhren hat sich die Preisdifferenz zwischen den 
Eiern aus EWG-Mitgliedstaaten und Drittländern 
weiter zugunsten der EWG-Mitgliedstaaten verscho- 
ben. Auf die gesamte Einfuhr gerechnet, wurde 
1963/64 der Durchschnittswert der Einfuhr frei 
Grenze je Ei durch Abschöpfung und Umsatzaus- 
gleichsteuer um rd. 3,5 Pf verteuert, wobei die 
durchschnittliche Belastung der Einfuhr (gewogener 
Durchschnitt) aus EWG-Ländern mit 2,9 Pf je Ei we- 
sentlich geringer war als die der Einfuhr aus Dritt- 
ländern mit 6,5 Pf. Die Zusatzabschöpfung auf die 
Drittlandeinfuhr allein hat im 2. Halbjahr 1963/64 
das Ei aus Drittländern um rd. 1,7 Pf verteuert, im 
gewogenen Durchschnitt aller Herkünfte unter Be- 
rücksichtigung der tatsächlich gehandelten Mengen 
aber nur um 0,3 Pf. Diese Zusatzabschöpfung sollte 
die nachteiligen Auswirkungen, die von dem gro- 
ßen und billigen Eierangebot der Exportländer für 
die Preisentwicklung auf dem Markt der Gemein- 
schaft ausgingen, verringern oder beseitigen, indem 
sie zunächst den Preisdruck aus dem Angebot der 
Drittländer abwehrte. Sie hatte zur Folge, daß Eier 
aus Drittländern im Durchschnitt des Wirtschafts- 


jahres 1963/64 nach Erhebung der Grenzabgaben 
(Abschöpfung und Umsatzausgleichsteuer) um rd. 
1,4 Pf je Stück teurer (im Vorjahr um 0,6 Pf je Stüde) 
auf den deutschen Markt gelangten als Eier aus 
EWG-Mitgliedstaaten. 

Die Entwicklung der Einfuhrpreise für Eier und 
ihr Vergleich mit den Preisen auf den verschiedenen 
Handelsstufen ist jedoch besser als aus den Durch- 
schnittswerten der Außenhandelsstatistik aus der 
Preisstdtistik zu erkennen, da diese vergleichbare 
Preise (im arithmetischen Durchschnitt) für eine be- 
stimmte Gewichtsklasse und eine bestimmte Her- 
kunft wiedergibt, ohne Berücksichtigung der gehan- 
delten Mengen. 

Wie Tabelle 16 zeigt, sank der Einfuhrpreis für 
niederländische B-Eier frei Grenze, ermittelt aus Im- 
portofferten, im Wirtschaftsjahr 1963/64 gegenüber 
dem Vorjahr um 1,6 Pf je Stück, er lag dabei aber 
noch um 1,2 Pf je Stück höher als 1961/62. Der Preis- 
rückgang liegt allein — um 4,8 Pf je Stück ■ — in der 
zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres. Etwas stärker 
gab in der gleichen Zeit der Angebotspreis frei 
Grenze für dänische B-Eier nach. Infolge der Redu- 
zierung der Abschöpfungsbeträge ging 1963/64 ge- 
genüber dem Vorjahr der Einfuhrpreis für nieder- 
ländische B-Eier nach überschreiten der deutschen 
Grenze stärker zurück als der Angebotspreis, wäh- 
rend gleichzeitig der Rückgang im Angebotspreis für 
dänische B-Eier durch die Erhöhung der Abschöp- 
fung auf die Eiereinfuhr aus Drittländern zu mehr 
als der Hälfte aufgefangen wurde. 

Verglichen mit den Einfuhrpreisen vor Inkraft- 
treten der EWG-Marktordnung waren 1963/64 die 
Preise für B-Eier sowohl niederländischer als auch 
dänischer Herkunft nach Erhebung der Grenzabga- 
ben höher als 1961/62. Dieser Preisanstieg im Ver- 
gleich zu 1961/62 beruht bei den niederländischen 
Eiern zu einem Teil, bei dänischen Eiern vollständig 
auf der höheren Belastung der Eiereinfuhr nach 
dem Inkrafttreten der EWG-Marktordnung. 

Als Folge der EWG-Marktordnung erhöhten sich 
die Einfuhrpreise um den Unterschied zwischen den 
ehemaligen Zöllen und den Abschöpfungsbe trägen 
(jeweils einschl. Umsatzausgleichsteuer). Dieser be- 
lief sich bei Berücksichtigung der Preisentwicklung 
im Wirtschaftsjahr 1963/64 je B-Ei niederländischer 
Herkunft auf 1,6 Pf, je B-Ei dänischer Herkunft auf 
rd. 4,2 Pf. 

Der Rückgang der Einfuhrpreise in der 2. Hälfte 
des Wirtschaftsjahres 1963/64 gegenüber der glei- 
chen Vorjahrszeit ist im wesentlichen auch bis zu 
den Verbraucherpreisen durchgeschlagen, obwohl ein 
Teil des Einfuhrpreisrückganges durch die Auswei- 
tung der im Vorjahr bei den hohen Preisen einge- 
engten Handelsspannen aufgefangen worden sein 
dürfte. Die Verbraucherpreise ausländischer B-Eier 
(im Durchschnitt aller Herkünfte) lagen im Durch- 
schnitt 1963/64 um 0,9 Pf je Ei niedriger als 1962/63. 
Verglichen mit 1961/62 waren die Preise 1963/64 um 
3,1 Pf je Ei höher. Dagegen sanken die Einfuhrpreise 
niederländischer B-Eier 1963/64 gegen 1962/63 um 
2,0 Pf je Ei, die dänischer B-Eier um 0,8 Pf je Ei. 
Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß sich im 
Verbraucherpreis ein Preisausgleich auf dem In- 
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landsmarkt für die zum Teil erheblichen Unter- 
schiede in den Einfuhrpreisen der verschiedenen 
Herkünfte widerspiegelt. Es konnten zum Beispiel 
innerhalb der Einfuhr aus Drittländern die Eier aus 
Ostblockländern infolge ihres niedrigeren Preises 
billiger auf den deutschen Markt gelangen als däni- 
sche Eier. 


Tabelle 17 


Einfuhr-, Großhandels- und Verbraucherpreise 
für ausländische Eier Klasse B in der Bundesrepublik 

Pf je Stück 


Gliederung 

Zeit 

Niederlande 

Dänemark 

Juli/ 

Dezember 

Januar/ 

Juni 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Juli/ 

Dezember 

Januar/ 

Juni 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Einfuhrpreise frei Grenze zu- 








zügl. Zoll (1961/62), Abschöp- 








fung und Umsatzausgleich- 








Steuer 

1961/62 

13,8 

12,1 

13,0 

15,2 

12,8 

14,0 


1962/63 

16,1 

19,5 

17,8 

17,5 

20,1 

18,8 


1963/64 

17,5 

14,1 

15,8 

19,2 

16,22) 

18,0 

Großhandelspreise für aus- 








ländische Eier Klasse B 

1961/62 

14,4 

12,4 

13,4 

17,5 

13,8 

15,7 


1962/63 

16,7 

19,8 

18,2 

18,9 

21,9 

20,4 


1963/64 

18,1 

14,6 

16,3 

20,8 

16,2 2) 

18,9 

Verbraucherpreise für auslän- 








dische Eier Klasse B im Durch- 








schnitt aller Herkünfte 

1961/62 

19,2 

16,7 

17,9 





1962/63 

1 19,5 

24,3 

21,9 





1963/64 

22,7 

19,3 

21,0 




Veränderung gegenüber dem 




! 




jeweiligen Vorjahr 








Einfuhrpreise 

1962/63 

+2,3 

+ 7,4 

+ 4,8 

+ 2,3 

+ 7,3 

+ 4,8 


1963/64 

+ 1,4 

-5,4 

”2,0 

+ 1,7 

”3,9 

-0,8 

Großhandelspreise 

1962/63 

+2,3 

+ 7,4 

+ 4,8 

+ 1,4 

+ 8,1 

+ 4,7 


1963/64 

+ 1,4 

-5,2 

-1,9 

+ 1,9 

-5,7 

-1,5 

Verbraucherpreise 

1962/63 

+ 0,3 

+ 7,6 

+ 4,0 





1963/64 

+ 3,2 

-5,0 

-0,9 





für niederländische Eier: Großhandelseinkaufspreise frei rhein.-westf. Station, Marktnotiernnq Köln; für dänische 
Eier: Abgabepreis des Großhandels an den Einzelhandel, Marktnotierung Hamburg 
Durchschnitt aus weniger als 6 Monaten 
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c) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Die nach der EWG-Verordnung Nr. 21 zum 1. Juli 
1963 fällige Neufestsetzung der Abschöpfungssätze 
und der Einschleusungspreise erfolgte erst zum 
1. August 1963, weil die Beratungen über die Neu- 
berechnung der innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge nicht rechtzeitig abgeschlossen werden 
konnten. 

Entsprechend der EWG-Ratsverordnung Nr. 36/62 
wurde der Veredelungskoeffizient für Eier in der 
Schale am 1. November 1963 von 3,62 auf 3,52 her- 
abgesetzt. Diese erneute Änderung war die letzte 
Stufe vor Einführung eines für die Gemeinschaft 
einheitlichen Veredelungskoeffizienten, der mit 
Wirkung vom 1. August 1964 (ursprünglich vorge- 
sehener Termin: 1. Juli) auf 3,22 festgesetzt worden 
ist. 

Anhaltende Unterschreitungen des Einschleu- 
sungspreises für Schaleneier durch Drittländer hat- 


ten, den Vorschriften der EWG-Verordnungen Nr. 21 
und Nr. 109 entsprechend, die Festsetzung einer Zu- 
satzabschöpfung durch die Kommission zur Folge, 
die im Laufe des ersten Halbjahres 1964 je nach 
Höhe der Unterschreitung mehrfach geändert wurde. 
Bei dem stark erhöhten Selbstversorgungsgrad der 
Gemeinschaft kamen Drittlandseinfuhren schließlich 
nahezu ganz zum Erliegen, ohne daß der weitere 
Preisverfall auf dem deutschen Eiermarkt aufgehal- 
ten werden konnte. Die Preise sanken im zweiten 
Quartal 1964 noch unter das Preisniveau, das im 
Februar 1964 Anlaß zur Einleitung von Schutzmaß- 
nahmen gegeben hatte. 

Da verschiedene Mitgliedstaaten der EWG-Kom- 
mission die zur Neuberechnung der Abschöpfung 
erforderlichen Unterlagen nicht rechtzeitig vorlegen 
konnten, mußten die an sich nur bis zum 30. Juni 
gültigen Abschöpfungssätze und Einschleusungs- 
preise, wie schon etinmal im Jahr davor, auch in 
diesem Jahr verlängert werden (bis zum 31. Juli 
1964). 


Tabelle 18 


Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise für Schaleneier 

DM je 100 kg 


Gültig ab 

Abschöpfungssätze gegenüber 

Ein- 

schleu- 

sungs- 

preise 

gegen- 

über 

Dritt- 

ländern 

Mitgliedstaaten 

Drittländern 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

nach 
Erstat- 
tung 0 

im 

Regel- 

fall 

Zusatz- 

ab- 

schöp- 

fung 

erhöhte 

Ab- 

schöp- 

fung 

1. August 1963 

33,— 

36,— 

55,— 

21,— 

47,— 

84,04 

90,— 

— 

— 

195,56 

1. Oktober 1963 

33,— 

36,— 

55,— 

21,— 

47,— 

85,04 

91 — 

— 

— 

195,76 

l.Nov. 1963 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

83,04 

89,— 

— 

— 

195,76 

1. Januar 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

80,04 

86,— 

— 

— 

193,— 

20. Januar 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

80,04 

86,— 

30,— 

116,— 

193,— 

8. Februar 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

80,04 

86,— 

60,— 

146,— 

193,— 

9. März 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

80,04 

86,— 

50,— 

136,— 

193,— 

20. März 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

80,04 

86,— 

25,— 

111 — 

193,— 

1. April 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

75,04 

81,— 

25,— 

106,— 

197,24 

30. April 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

75,04 

SU- 

50,— 

131,— 

197,24 

25. Mai 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,— 

46,— 

75,04 

SI— 

80,— 

161,— 

197,24 

17. Juli 1964 

32,— 

36,— 

54,— 

21,- 

46,— 

75,04 

81,— 

60,— 

141,— 

197,24 

1. August 1964 

27,— 

31,— 

46,— 

17,— 

32,— 

— 

77,- 

60,— 

137,— 

200,44 


9 Abschöpfungssätze, wenn der exportierende Mitgliedstaat seinen Exporteuren Erstattungen nach Artikel 7 Abs. 1 
Buchstabe b der EWG-Verordnung Nr. 21 gezahlt hat. Diese Erstattung ist ab 1. August 1964 nicht mehr zulässig. 
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d) Produktion und Absatzlage 

Im Wirtschaftsjahr 1963/64 ist die Erzeugung an 
Eiern zum Verzehr um 1,17 Milliarden auf über 
10 Milliarden Stück angestiegen. An dieser Pro- 
duktionsausweitung war die Erhöhung des Bestan- 
des an Legehennen zu einem Viertel, die Steige- 
rung der Legeleistung je Henne zu etwa drei Vier- 
teln beteiligt. Mit der Leistungssteigerung in den 
letzten Jahren ging eine jahreszeitlich ausgegliche- 
nere Erzeugung Hand in Hand; insbesondere hat die 
Eiererzeugung in den Wintermonaten zugenommen, 
und die Eierschwemme im Frühjahr weist nicht 
mehr die scharfe Spitze wie früher auf. Damit ist 
eine weitere Annäherung an den Produktionsrhyth- 
mus des Hauptausfuhrlandes, nämlich der Nieder- 
lande, erfolgt. Im Wirtschaftsjahr 1957/58, dem Be- 
ginn der stärkeren Ausdehnung der einheimischen 
Produktion, entfielen auf die Monate mit schwacher 
Legeleistung (Oktober bis Januar) 22 Vo, 1963/64 
bereits 29 Vo der Jahreserzeugung. Demgegenüber 
wurden in den vier Monaten mit hoher Erzeugung, 
also von März bis Juni, im Wirtschaftsjahr 1957/58 
npch rd. 46 Vo, im Berichtsjahr dagegen nur noch 
gut 38 Vo der Gesamtjahresmenge aufgebracht. 
Diese zeitliche Verlagerung des einheimischen An- 
gebots ist im wesentlichen auf die Konzentration 
der Hennenhaltung zu größeren Beständen und die 
damit verbundene ausgeglichenere Legeleistung, 
zum Teil auch auf die Verkürzung des Umtriebes 
zurückzuführen. 

Der Anteil der Einfuhr am Gesamtverbrauch be- 
lief sich im Wirtschaftsjahr 1958/59 noch auf rd. 
45 Vo, ging 1960/61 auf gut 40 Vo und im Berichts- 
jahr durch den kräftigen Anstieg der Eigenerzeu- 
gung auf 25 Vo zurück. Von den 1958/59 je Kopf 


der Bevölkerung verzehrten 217 Eiern stammten 96 
aus der Einfuhr; 1963/64 waren es bei einem Ge- 
samtverzehr von 234 Stück nur noch 59. Insgesamt 
wurden im Berichtsjahr einschließlich der auf Scha- 
leneier umgerechneten Eiprodukte nur noch 3,5 Mil- 
liarden Eier eingeführt gegenüber 5,3 Milliarden im 
Wirtschaftsjahr 1961/62 und 5,5 Milliarden in 
1959/60, dem Jahr mit der überhaupt höchsten Ein- 
fuhr. 

Nach dem durch die Verknappung im Winter 
1962/63 bedingten scharfen Rückgang des Eierver- 
brauchs — in diesem Wirtschaftsjahr ging der 
durchschnittliche Verbrauch je Einwohner auf 
220 Stück und damit nahezu auf den Stand von 
1958/59 zurück — ist im gleichen Zeitraum des Be- 
richtsjahres, noch unterstützt durch die ungewöhn- 
lich hohen Fleischpreise, wieder eine kräftige Ver- 
brauchssteigerung eingetreten. Allein von Novem- 
ber 1963 bis Februar 1964 erhöhte sich gegenüber 
dem Vorjahr der Eierverbrauch im Bundesgebiet 
durchschnittlich um fast ein Drittel, während im 
Vorjahr in der gleichen Zeitspanne llVo weniger 
als 1961/62 verzehrt wurden. 

Auch die Ergebnisse einer Sonderuntersuchung 
zeigen, daß in den Privathaushalten allein in dem 
ersten Vierteljahr 1964 gegenüber 1963 der Ver- 
brauch an Eiern um 30 Vo zugenommen hat. Sogar 
gegenüber dem gleichen Zeitraum 1962 war noch 
eine Steigerung, und zwar um 13 Vo zu verzeichnen, 
obgleich im gesamten Wirtschaftsjahr 1961/62 der 
Verbrauch je Kopf der Bevölkerung mit 237 Eiern 
um 3 Stück höher als im Berichtsjahr gelegen hat. 
Die sich aus der Sonderuntersuchung ergebende Ent- 
wicklung des Verbrauches und der Preise zeigt, daß 
in den letzten Jahren die Nachfrage nach Eiern 
preisunelastischer wurde, d. h. nur extreme Preis- 


Tab eile 19 


Versorgung mit Eiern 

Millionen Stück 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugung 
zum Verzehr 

ohne 1 mit 

Selbstversorgung 

Bestands- 

änderung 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Verbrauch 
ohne 1 mit 

Selbstversorgung 

Ver- 
brauch 
je Kopf 
der 

Bevölke- 

rung 

Stück 

1958/59 


6 479 

+ 60 

5 223 

13 

, 

11 629 

217 

1959/60 

. 

7 080 

— 

5 526 

14 

. 

12 592 

228 

1960/61 

4910 

7 627 

- 0 

5 152 

14 

10 048 

12 765 

229 

1961/62 

5 493 

8 218') 

+ 114 2) 

5 301 

14 

10 666 

13 391 

237 

1962/63 

6 340 

8 994') 

-1142) 

3 525 

17 

9 962 

12 616 

220 

1963/64 

7 427 

10 166 

+ 110 2) 

3 504 

10 

10811 

13 550 

234 


9 Gegenüber Drudesache IV/1548 berichtigt 

Bestände an Eiprodukten in privater Hand geschätzt 
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Veränderungen hatten eine deutliche Auswirkung 
auf die Verbrauchshöhe. Solange normale Ange- 
bots- und Preisverhältnisse auch bei den in Konkur- 
renz stehenden und austauschbaren Nahrungsmit- 
teln herrschen, scheint der Verbrauch an Eiern in 
den Haushalten — von der Saisonbewegung ab- 
gesehen — ziemlich gleich zu bleiben. Das bedeutet, 
daß in den Haushalten einer Verbrauchserhöhung, 
die auch der Landwirtschaft größere Einnahmen ver- 
schaffen könnte, kein allzu weites Feld offen stehen 
dürfte, wenn nicht eine intensive Werbung zusätz- 
lichen Bedarf weckt. 

e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Kommission erteilte der Bundesregierung auf 
deren Antrag am 25, Oktober 1963 erneut eine bis 
zum 30. Juni 1964 befristete Ermächtigung, die Ab- 
schöpfungsbeträge für Eiprodukte, die zur indu- 
striellen Herstellung von Teigwaren verwendet 
werden, zu senken. Durch diese Maßnahme sollten 


Pieiserhöhungen bei Eierteig waren vermieden wer- 
den. Die Bundesregierung konnte zur Zeit der An- 
tragstellung davon ausgehen, daß eine eigene Ei- 
produktenindustrie in Deutschland noch nicht vor- 
handen war. Seit Anfang des Jahres 1964 hat sich 
die Situation auf diesem Sektor jedoch gewandelt. 
Eine eigene Eiproduktenindustrie, für die eine Ab- 
schöpfungsverringerung ein Wettbewerbsnachteil 
wäre, ist im Entstehen und konnte bereits im 
1. Halbjahr 1964 marktentlastend wirken. In Anbe- 
tracht der Bedeutung einer Eiproduktenindusrie für 
den Schaleneiermarkt und im Hinblick auf die Be- 
mühungen der Landwirtschaft zur Qualitätssteige- 
rung sah die Bundesregierung davon ab, die Fort- 
führung dieser Sonderregelung zu beantragen. 

Zur Förderung von Absatz- und Verwertungsein- 
richtungen für Eier, zu denen auch Anlagen zur 
Herstellung von Eiprodukten gerechnet werden, 
sind im Haushaltsplan 1964, Kapitel 10 02, Titel 623, 
weitere Geldmittel in der bisherigen Höhe bereit- 
gestellt worden. 


IV. Geflügelfleisch 


Der Beginn des Wirtschaftsjahres 1963/64 war bei 
Geflügelfleisch durch den sogenannten „Hähnchen- 
krieg'' gekennzeichnet, der im August/September 
1963 seinen Höhepunkt erreichte und schließlich da- 
zu führte, daß den USA nach dem Schiedsspruch des 
GATT-Panels im November 1963 Verhandlungs- 
rechte in Höhe von 26 Millionen $ zugestanden und 
von den USA ab 7. Januar 1964 Retorsionsmaß- 
nahmen in entsprechender Höhe — durch Auf- 
hebung der bis dahin bestehenden Zollvergünsti- 
gungen für Lieferwagen, Branntwein, Kartoffel- 
stärke und Dextrin — getroffen wurden. 

Ausgangspunkt für den Hähnchenkrieg war, nach 
Einführung der EWG-Marktordnung im August 
1962, der im Wirtschaftsjahr 1962/63 gegenüber 
1961/62 eingetretene Rückgang der Einfuhr von 
amerikanischen Hähnchen in die Bundesrepublik. 
Die USA sahen die Ursache für diese Entwicklung 
in der durch das Abschöpfungssystem bedingten hö- 
heren Einfuhrbelastung und in einer überhöhten 
Präferenz für die Mitgliedstaaten. Die Bundesregie- 
rung vertrat dagegen die Ansicht, daß der starke 
Rückgang der Einfuhren im Wirtschaftsjahr 1962/63 
im Vergleich zum Wirtschaftsjahr 1961/62 in erster 
Linie auf die Vorratseinfuhren vor Einführung der 
EWG-Marktordnung zurückzuführen sei. Noch bis 
zum Frühjahr 1963 konnte auf dem deutschen Markt 
Ware aus diesen Beständen festgestellt werden. Da- 
neben dürfte sich auch die seinerzeitige Möglichkeit 
der sogenannten „großen Erstattung" (Artikel 7 
Abs. 1 Buchstabe b der EWG-Verordnung Nr. 22) im 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten und 
das Fehlen von innergemeinschaftlichen Einschleu- 
sungspreisen auf die Entwicklung der Einfuhren aus 


Drittländern ausgewirkt haben, weil dadurch den 
Mitgliedstaaten zum Teil eine vom Abschöpfungs- 
system der EWG-Verordnung Nr. 22 nicht beabsich- 
tigte Präferenz verschafft wurde. Durch die Ände- 
rung der EWG-Verordnung Nr. 22, welche im Laufe 
der Verhandlungen in Brüssel erreicht werden 
konnte, ist die sogenannte „große Erstattung" seit 
1. August 1964 nicht mehr zulässig. 

Inzwischen ist, insbesondere seit Anfang des Jah- 
res 1964, die Einfuhr von geschlachteten Hühnern 
aus den USA bereits wieder über den Stand des ver- 
gleichbaren Wirtschaftsjahres 1960/61 gestiegen, so 
daß den Retorsionsmaßnahmen die Grundlage ent- 
zogen sein dürfte. 

a) Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Der den Erzeugern gezahlte Ausgleichsbetrag für 
den Preisunterschied zwischen in- und auslän- 
dischem Futtergetreide ist mit dem Inkrafttreten der 
EWG-Marktordnung fortgefallen. Nach Einführung 
der Abschöpfungsregelung wurde der vorher er- 
zielte Erlöspreis, der den Ausgleichsbetrag ein- 
schloß, von den Geflügelmastbetrieben nicht mehr 
erreicht. Im Wirtschaftsjahr 1963/64 wurde für 
Jungmastgeflügel der Qualität A im Monatsdurch- 
schnitt zwischen 3,82 und 3,88 DM je kg, imJ Durch- 
schnitt des Jahres 3,85 DM je kg erlöst gegenüber 
3,96 DM im Vorjahr und 4,13 DM in 1961/62, dem 
Jahre mit Zahlung des Ausgleichsbetrages ab 
August 1961. Während die Erzeugerpreise im Be- 
richtsjahr um durchschnittlich 11 Pf je kg gegen- 
über 1962/63 zurückgegangen sind (im Vorjahr war 
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Schaubild 5 

Erzeuger- und Verbraucherpreise für Geflügel 

DM/kg DM/kg 



DM/ kg DM/kg 



für Juli 1962 noch ein Ausgleicbsbetrag von 51 Pf 
je kg bezahlt worden), haben die Verbraucherpreise 
für Brathähnchen durchschnittlich um 14 Pf je kg 
angezogen; die monatlichen Durchschnittspreise be- 
wegten sich zwischen 5,25 und 5,37 DM. 

Für Suppenhühner erzielten die Produzenten 
1963/64 in den einzelnen Monaten zwischen 3,26 und 
3,50 DM, im Durchschnitt des Jahres 3,36 DM gegen- 
über 3,21 DM im Vorjahr. Dieser Preissteigerung 
um 15 Pf je kg stand auf der Verbraucherseite eine 
Erhöhung um 35 Pf je kg gegenüber. Die Einzel- 
handelspreise schwankten in den einzelnen Mona- 
ten zwischen 4,47 und 4,72 DM bei einem Jahres- 1 
durchschnitt von 4,62 DM je kg. | 


Die Angaben über die Erzeugerpreise für Enten 
und Gänse sind wegen der unterschiedlichen Be- 
richtszeiträume nicht voll mit den Vorjahresergeb- 
nissen vergleichbar. Es kann aber mit Bestimmtheit 
gesagt werden, daß das Preisniveau sich 1963/64 
gegenüber dem Vorjahr wesentlich gehoben hat im 
Gegensatz zu der Preisentwicklung bei Hühnchen, 
Hähnchen und Suppenhühnern. Bei Enten und Gän- 
sen wurden sogar die erzielten Durchschnittspreise 
von Juli 1958 bis Juni 1961 kräftig überschritten, 
während bei Jungmastgeflügel und auch bei den 
Suppenhühnern der damalige Preisstand bei weitem 
i nicht erreicht wurde, obwohl schon vor Inkrafttre- 
I ten der Marktorganisation die Geflügelfleisch- 
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Tabelle 20 


Erzeuger- und Verbraucherpreise für Schladitgeflügel 

DM je kg 

a — ohne Ausgleichsbetrag b = mit Ausgleidisbetrag 


Wirtschaftsjahr 

Erzeugerpreise | 

Verbraucherpreise 

Jungmast- 
geflügel 
Qualität A 

Suppenhühner 

Enten 
Qualität A 

Gänse 
Qualität A 

Brat- 

hähnchen 

Suppen- 

hühner 

a 1 

b 

a 1 

b 

a 1 

b 

a 1 

b 

1958/59 

4,50 

— 

3,61 

— 

4,17 

— 

4,14 

— 

5,93 

4,60 

1959/60 

4,40 

— 

3,58 

— 

4,04 

— 

4,10 

— 

5,60 

4,34 

1960/61 

4,18 

— 

3,50 

— 

3,98 

— 

4,20 

— 

5,49 

4,38 

1961/62 

3,64 

4,13 

2,98 

— 

3,74 

4,48 

4,29 

5,16 

4,99 

4,13 

1962/63 

3,92 

3,96 

3,21 

— 

3,59 

3,651) 

5,00 

— 

5,18 

4,27 

1963/64 

3,85 

— 

3,36 

— 

4,55^) 

— 

5,90») 

— 

5,32 

4,62 


0 0 Juli 1962 bis Januar 1963 
”) 0 Oktober 1963 bis April 1964 
0 Dezember 1963 


cinfuhr praktisch liberalisiert war und damit die 
deutsche Geflügelmast bei relativ geringem Zoll- 
schutz der ausländischen Konkurrenz voll ausgesetzt 
war. Allerdings haben durch das hohe Auslands- 
angebot die Verbraucherpreise von 1958/59 bis 
1961/62 kräftig nachgegeben, und zwar bei Brat- 
hähnchen um 94 Pf und bei Suppenhühnern um 47 Pf 
je kg. Nach Einführung der Marktordnung sind je- 
doch die Geflügelfleischpreise im Einzelhandel durch 
die höhere Belastung der Einfuhrware wieder ange- 
stiegen. Trotzdem ist Geflügelfleisch im Vergleich 
zu Rind-, Schweine- und Kalbfleisch nach wie vor 
preiswert. 


Uber die unterschiedliche Bewegung der Verbrau- 
cherpreise seit 1958/59 bei den miteinander in Kon- 
kurrenz stehenden und austauschbaren Nahrungs- 
mitteln wird nachstehend ein Überblick gegeben. 
Danach hat der Durchschnittspreis für Brathähnchen 
1963/64 gegenüber 1958/59 um 61 Pf je kg nach- 
gegeben; er lag^damit nur noch unwesentlich höher 
als der Schweinefleischpreis, während 1958/59 Brat- 
hähnchen noch um 157 Pf je kg teurer als Schweine- 
fleisch waren. Suppenhühner lagen im Berichtsjahr 
im Preis um 64 Pf je kg niedriger als Schweine- 
fleisch, 1958/59 waren sie jedoch um 24 Pf je kg 
teurer. Kräftig und ununterbrochen sind die Preise 


Tabelle 21 


Jährliche Veränderungen der Verbraucherpreise 
bei Eiern, Geflügel und Fleisch 


Ware 

Preis- 

stand 

1958/59 

DM/kg 

Preisveränderung in Pf je kg gegenüber Vorjahr 

Preis- 

stand 

1963/64 

DM/kg 

Preisver- 

änderung 

1963/64 

gegen 

1958/59 

Pf 

je kg 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

Eier 

3,78 

-23 

+ 30 

-28 

+53 

-13 

3,97 

+ 19 

Suppenhühner 

4,60 

-26 

+ 4 

-25 

+ 14 

+ 35 

4,62 

+ 2 

Brathähnchen 

5,93 

-33 

-11 

-50 

+ 19 

+ 14 

5,32 

- 61 

Kalbfleisch 

5,74 

-f23 

+ 21 

+ 25 

+ 6 

+ 56 

7,05 

+ 131 

Rindfleisch 

4,94 

-f29 

+ 7 

+ 10 

+ 7 

+ 37 

5,84 

+ 90 

Schweinefleisch 

4,36 

+ 19 

+ 6 

+ 12 

+ 4 

+ 49 

5,26 

+ 90 
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für Rind- und Schweinefleisch angestiegen; bei bei- 
den Fleischarten kostete das Kilogramm 1963/64 
90 Pf mehr als 1958/59. An der Spitze der Preis- 
steigerungen liegt Kalbfleisch, das 1963/64 um 131 Pf 
je kg über dem Preis von 1958/59 lag. Die Preise 
für Eier haben je kg (= 17,5 Stück) 1963/64 gegen- 
über 1958/59 um 19 Pf je kg höher gelegen. 

Auf die Preiswürdigkeit des Geflügelfleisches im 
Vergleich zu anderen Trägern tierischen Eiweißes 
war die rasche Steigerung des Verbrauches bis 
1961/62 zurückzuführen. Es hat aber den Anschein, 
als ob der Wiederanstieg der Geflügelpreise zwi- 
schen 1961/62 und 1963/64 bei Brathähnchen um 
33 Pf und bei Suppenhühnern um 49 Pf je kg von 
den Verbrauchern ungünstiger aufgenommen wurde, 
als die Erhöhung des Rindfleischpreises um 44 Pf je 
kg und des Schweinefleischpreises um; 53 Pf je kg 
in dem gleichen Zeitraum. Außer auf die Verteue- 
rung könnte die Stagnation im Geflügelfleischver- 
brauch auf die noch nicht so bekannte vielseitige 
Zubereitungsmöglichkeit von Geflügelfleisch gegen- 
über anderen Fleischarten zurückzuführen sein. 


b) Einfuhrpreise 

Schlachthühner wurden im Wirtschaftsjahr 1963/64 
aus Drittländern frei Grenze (ohne Berücksichtigung 
von Abschöpfung und Umsatzausgleichsteuer) bil- 
liger angeboten als aus EWG-Ländern, da in den 
EWG-Mitgliedstaaten die Futterkosten höher als in 
Drittländern liegen. Infolge der höheren Gesamt- 
abschöpfung auf die Einfuhr aus Drittländern kamen 
die Schlachthühner aus Drittländern aber doch etwas 
teuerer auf den deutschen Markt als die EWG- Ware; 
wenn sich auch lin einzelnen Monaten das Verhältnis 
vorübergehend umkehrte. Im Durchschnitt des Be- 
richtsjahres sind damit die Unterschiede in den An- 
gebotspreisen weitgehend ausgeglichen worden. 


Zum Beispiel lag 1963/64 der Angebotspreis frei 
Grenze für Jungmasthühner (ohne Kopf und Stän- 
der), mittelschwere Ware, aus den Niederlanden 
durchschnittlich um 0,53 DM je kg höher als für die 
gleiche Ware aus Dänemark und um 0,54 DM je 
kg höher als für die Ware aus den USA. Nach Erhe- 
bung der Grenzabgaben dagegen waren die Preise 
für Ware aller drei Herkünfte fast gleich. Der Ein- 
fuhrpreis belief sich dann bei niederländischen Jung- 
masthühnern auf 3,80 DM je kg, bei dänischen Jung- 
masthühnern auf 3,81 DM je kg und bei USA-Ware 
auf 3,80 DM je kg. Da vergleichbare Preisangaben 
für die Vorjahre nicht vorliegen, kann ein Überblick 
über die längerfristige Preisentwicklung nicht gege- 
ben werden. Wären die durchschnittlichen Einfuhr- 
preise frei Grenze 1963/64 nur mit den Zollsätzen be- 
lastet worden, die vor Inkrafttreten der gemein- 
samen Geflügel-Marktordnung in der EWG galten, 
so hätten die Preise nach Übergang über die deut- 
sche Grenze 1963/64 bei Jungmasthühnern aus den 
Niederlanden um 0,22 DM je kg, aus Dänemark um 
0,71 DM je kg und aus den USA um 0,72 DM je kg 
niedriger gelegen, als es bei der EWG-Regelung tat- 
sächlich der Fall war. Doch ist diese Rechnung hypo- 
thetischer Natur, da bei Nichtbestehen der EWG- 
Marktordnung sicher der deutsche und der inter- 
nationale Geflügelmarkt einschließlich ihrer Preis- 
entwicklung einen anderen Verlauf genommen hät- 
ten. 

Auf dem Markt Hamburg lagen die Großhandels- 
abgabepreise 1963/64 für Jungmasthühner aus den 
drei genannten Ländern niedriger als im Vorjahr, 
niederländische Jungmasthühner um 6 Pf je kg, 
dänische Hühner um 2 Pf und amerikanische Hühner 
um 1 Pf, wobei die Preise für dänische und ameri- 
kanische Ware etwas höher lagen als die Preise für 
niederländische Ware. 


Tabelle 22 

Durchschnittliche Preise für ausländische Jungmasthühner 

Qualität A, mittelschwere Ware, Zubereitungsart b ^) 

DM je kg 



Niederlande | 

Dänemark 


USA 


Preis 

Juli/ 

Dez. 

1963 

Januar/ 

Juni 

1964 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

1963/64 

Juli/ 

Dez. 

1963 

Januar/ 

Juni 

1964 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

1963/64 

Juli/ 

Dez. 

1963 

Januar/ 

Juni 

1964 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

1963/64 

Einfuhrpreise frei Grenze 
nach Importofferten . . . ^ 

3,15 

3,06 

3,10 

2,60 

2,54 

2,57 

2,60 

2,53 

2,56 

Einfuhrpreise frei Grenze 
zuzüglich Abschöpfung 
und Umsatzausgleich- 
steuer 

3,85 

3,74 

3,80 

3,85 

3,76 

3,81 

3,85 

3,75 

3,80 

Großhandelsabgabepreise 
(Markt Hamburg) 

3,93 

3,95 

3,94 

4,11 

4,07 

4,09 

3,96 

3,91 

3,94 


0 gerupft, ausgenommen, ohne Kopf und Ständer, mit Herz, Leber und Muskelmagen 
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Der durchschnittliche Einfuhrpreis für Jungmast- 
hühner der Qualität A, Zubereitungsart b betrug im 
Wirtschaftsjahr 1963/64 3,80 DM je kg, der deut- 
sche Erzeuger konnte demgegenüber für die verglei- 
chende Qualität, ab Schlachterei gerechnet, 3,85 DM 
je kg erzielen. Demnach ist die deutsche Ware am 
Markt sehr gefragt. 


c) Abschöpfung und Einschleusungspreise 

Bezüglich der Verlegung der Termine für die Neu- 
festsetzung der Abschöpfungssätze und Einschleu- 
sungspreise wird auf die Ausführungen im Ab- 
schnitt III. Eier verwiesen. 


Die anhaltende Unterschreitung der Einschleu- 
sungspreise für geschlachtete Hühner erforderte die 
Beibehaltung einer Zusatzabschöpfung, die im Laufe 
des Wirtschaftsjahres entsprechend dem Ausmaß der 
Unterschreitung der Einschleusungspreise mehrfach 
geändert werden mußte. 

Im März 1964 wurden die Grundlagen für die Be- 
rechnung der Abschöpfung und des Einschleusungs- 
preises für „Rücken und Hälse“ überprüft; dies 
führte zu einer Herabsetzung des Umrechnungs- 
koeffizienten von 0,6 auf 0,5. Gleichzeitig sah sich 
jedoch die Kommission veranlaßt, wegen der Unter- 
schreitung des Einschleusungspreises für „Rücken 
und Hälse" eine Zusatzabschöpfung von 0,40 DM je 
kg festzusetzen, welche bisher unverändert blieb. 


Tabelle 23 

Abschöpfungssätze und Einschleusungspreise bei geschlachtetem Geflügel 

Zubereitungsart b 
DM je 100 kg 


Gültig ab 

Abschöpfungssätze gegenüber 

Ein- 
schleu- 
sungs- 
p reis 
gegen- 
über 
Dritt- 
ländern 

Mitgliedstaaten 

Drittländern 

Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

nach 

Er- 

stattung 

im 

Regel- 

fall 

Zusatz- 

ab- 

schöp- 

fung 

erhöhte 

Ab- 

schöp- 

fung 





Hühner 






1. August 1963 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

85,24 

94,— 

24,— 

118,— 

285,88 

1. Oktober 1963 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

84,24 

93,— 

24,— 

117,— 

287,36 

21 . Oktober 1963 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

84,24 

93,— 

15,— 

108,— 

287,36 

16. Dez. 1963 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

84,24 

93,— 

20,— 

113,— 

287,36 

1. Januar 1964 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

80,24 

89,— 

20,— 

109,— 

287,36 

10. Februar 1964 

47,— 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

80,24 

89,— 

25,— 

114,— 

287,36 

1. April 1964 

47 — 

46,— 

63,— 

47,— 

57,— 

78,24 

87,— 

25,— 

112,— 

289,08 

1. August 1964 

41,— 

41,— 

57,— 

41,— 

44,— 

— 

88,— 

25,— 

113,— 

289,48 





Enten 






1. August 1963 

55,— 

54,— 

79,— 

55,— 

70,— 

112,28 

121,— 

— 



288,— 

1. Oktober 1963 

55,— 

54,— 

79,— 

55,— 

70,— 

111,28 

120,— 

— 

— 

289,36 

1. Januar 1964 

55,— 

54,— 

79,— 

55,— 

70,— 

107,28 

116,— 

— 

— 

288,24 

1. April 1964 

55,— 

54,— 

79,— 

55,— 

70,— 

102,28 

111 — 

— 

— 

291,84 

1. August 1964 

48,- 

48,— 

70,— 

48,— 

52,— 

— 

108,— 

— 

— 

281,32 





Gänse 






1. August 1963 

51 — 

49,— 

76,— 

51,— 

66,— 

106,96 

114,— 

— 

— 

234,04 

1. Oktober 1963 

51.— 

49,— 

76,— 

51,— 

66,— 

107,96 

115,— 

— 

— 

234,24 

26. Oktober 1963 

1,56 

frei 

26,56 

1,56 

16,56 

58,52 

65,56 

— 

— 

234,24 

1. Januar 1964 

51,— 

49,— 

76,— 

51,— 

66,— 

105,96 

113,— 

— 

— 

231,16 

1. April 1964 

51,— 

49,— 

76,— 

51,— 

66,— 

100,96 

108,— 

— 

— 

234,84 

1. August 1964 

45,— 

45,— 

69,— 

45,— 

50,— 

— 

108,— 

— 

— 

237,12 


') Abschöpfungssätze, wenn der exportierende Mitgliedstaat seinen Exporteuren Erstattungen nach Artikel 7 Abs. 1 
Buchstabe b der EWG-Verordnung Nr. 22 gezahlt hat. Diese Erstattung ist ab 1. August 1964 nicht mehr zulässig. 
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d) Produktion und Absatzlage ■ 

Auch im Berichtsjahr liegen über die Erzeugung | 
von Geflügelfleisch nur Schätzungen vor. Durch die j 
Verordnung über eine Geflügelstatistik vom 1. April | 
1964 wurde vom BML die Grundlage für eine künf- I 
tige monatliche Erfassung des Schlachtgeflügelauf- 
kommens in Geflügelschlachtereien geschaffen. Nach | 
den Ergebnissen der Geflügelzählung vom Dezember j 
1963 kann die Erzeugung für das Wirtschaftsjahr 
1963/64 auf 130 000 t Geflügelfleisch geschätzt wer- 
den. An der Steigerung gegenüber dem Vorjahr | 
um 10 000 t ist in erster Linie Jungmastgeflügel* 
(Hähnchen und Hühnchen) mit über der Hälfte betei- 
ligt. An Suppenhühnern wurden knapp 4000 t mehr 
erzeugt. Bei Gänsen war ein weiterer Rückgang, bei 
Enten eine leichte Zunahme zu verzeichnen. Nach 
dem Rückgang der Einfuhren im Jahre 1962/63 hat 
sich im Berichtsjahr wieder eine Steigerung, und 
zwar um 20 000 t, vornehmlich bei Jungmastgeflügel, 
ergeben. Insgesamt standen für den Verbrauch j 
325 000 t Geflügelfleisch zur Verfügung, das waren j 
5,6 kg je Kopf der Bevölkerung, also genau soviel 
wie in dem Jahr vor Einführung der EWG-Markt- 
ordnung. Gegenüber dem Vorjahr (durchschnittlicher 
Verbrauch je Kopf: 5,4 kg) hat sich also wieder 
eine Zunahme des Verbrauchs um rd. 4 ^/n ergeben. 

Nach vorliegenden Untersuchungen auf repräsen- 
tativer Grundlage ist der Geflügelfleischverbrauch 
in Haushalten im Wirtschaftsjahr 1963/64 um 6 ^/o 
angestiegen, also etwas stärker als der Gesamtver- 
brauch. Die Steigerungsquoten waren nach der Son- 
dererhebung allerdings in den einzelnen Viertel- ; 
Jahren sehr unterschiedlich. Von Juli bis Septem- | 
ber 1963 ergab sich gegenüber der gleichen Vor- 
jahreszeit noch ein Rückgang um 10 '^/O, im vierten 
Vierteljahr 1963 eine leichte Zunahme um 3 ^V'o, im j 
ersten Vierteljahr 1964, vermutlich wegen der hohen 


Fleischpreise, eine sehr kräftige Steigerung um 30 Vo. 
Im zweiten Vierteljahr 1964 lag der Verzehr nur 
wieder um 4 Vo höher als zur gleichen Vorjahreszeit. 
Der Verbrauch weist eine starke jahreszeitliche 
Spitze im Vierteljahr Oktober bis Dezember auf; in 
diesen Zeitraum fallen rd. 37 Vo des Gesamtverbrau- 
ches. 


e) Maßnahmen der Bundesregierung 

Wie bereits im Jahre 1962 erteilte die Kommission 
auch 1963 der Bundesregierung auf deren Antrag am 
31. Juli eine bis zum 31. Dezember befristete Er- 
mächtigung, die Abschöpfungssätze für geschlachtete 
Gänse zu verringern, um während der Weihnachts- 
saison eine Verteuerung der Gänse nach Möglich- 
keit zu vermeiden. Für die Weihnachssaison 1964 ist 
eine entsprechende Regelung vorgesehen; die er- 
forderliche Ermächtigung wurde von der Kommis- 
sion auf Antrag der Bundesregierung am 30. Juli 
1964 erteilt. 

Um in Berlin eine gegenüber dem Bundesgebiet 
festgestellte Verteuerung bei geschlachteten Hüh- 
nern auszugleichen, beantragte die Bundesregierung 
bei der Kommission eine Ermächtigung zur Verrin- 
gerung der Abschöpfung für geschlachtete Hühner 
bei Lieferungen nach Berlin, die am 27. September 
1963 erteilt und bis zum 30. Juni 1964 befristet 
wurde. Auf Grund des Ergebnisses einer Unter- 
suchung über die Auswirkung dieser Maßnahme sah 
die Bundesregierung davon ab, erneut einen Antrag 
auf Genehmigung einer Sonderregelung dieser Art 
in Brüssel zu stellen. 

Die Förderung von Erfassungs- und Verwertungs- 
einrichtungen für Schlachtgeflügel aus Mitteln des 
Grünen Planes (Haushaltsplan 1964, Kap. 10 02, 
Tit. 623) wird auch im Jahr 1964 fortgesetzt. 


Tabelle 24 


Versorgung mit Geflügelfleisch 
1000 t 


Gliederung 

1958/59 1 

1959/60 [ 

1960/61 

1961/62 

1962/63 2) 

1963,64 

Erzeugung 

90 

97 

101 

111 

120 

130 

Bestandsänderung 

— 

— 

— 

+ 151) 

-15 

— 

Einfuhr 

74 

120 

144 

220 

176 

196 

Ausfuhr 

0 

0 

— 

1 

1 

1 

Verbrauch insgesamt .... 

164 

217 

245 

315 

310 

325 

Verbrauch je Kopf in kg . . 

3,1 

3,9 

4,4 

5,6 

5,4 

5,6 


0 geschätzter Bestand am 30. Juni 1962 in privater Hand 

-) gegenüber früheren Angaben auf Grund neuerer Feststellungen über die Zubereitungsart des eingeführten 
Geflügels geändert 
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V, Obst und Gemüse 


Die Gemeinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse sieht in erster Linie die Anwendung von 
gemeinsamen Qualitätsnormen vor. Diese sind im 
Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten bereits ver- 
bindlich; sie werden schrittweise auf die nationalen 
Binnenmärkte ausgedehnt. Bereits seit dem 1. Juli 
1962 haben die Mitgliedstaaten auf die Anwendung 
von mengenmäßigen Beschränkungen und Mindest- 
preisen bei der im internationalen Handel nicht be- 
deutenden Handelsklasse „Extra" verzichtet. Seit 
dem 1. Januar 1964 ist die völlige Freigabe des 
innergemeinschaftlichen Handels auf Waren der 
Handelsklasse I ausgedehnt worden. Die Freigabe 
der Waren der Handelsklasse II folgt am 1. Januar 
1966. Danach verbleibt bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nur noch die sogenannte Schutzklausel, die je- 
doch der nachträglichen Billigung durch die Kommis- 
sion und die anderen Mitgliedstaaten bedarf. 

Die Preisbildung wird bei Obst und Gemüse weit- 
gehend von Angebot und Nachfrage beeinflußt. Hier- 
bei spielen die starken witterungsbedingten Schwan- 
kungen der Ernteergebnisse im In- und Ausland eine 
ausschlaggebende Rolle. 

Die Erzeugerpreise für Gemüse gingen 1963/64 bei 
einer recht guten Ernte zurück. Besonders stark war 
der Rückgang bei Gurken, auf die die Verordnung 
Nr. 23 bisher keine Anwendung fand. Die Ursache 
für den zeitweiligen Preisverfall bei Gurken muß 
vielmehr in der besonders großen Ernte 1963 ge- 
sehen werden. Bei anderen Gemüsearten wie Toma- 
ten, Blumenkohl und Kopfsalat, für die die Verord- 
nung Nr. 23 gilt, hielt sich der Rückgang der Erzeu- 
gerpreise 1963/64 im Vergleich mit dem Vorjahr in 
engeren Grenzen. Das durchschnittliche Preisniveau 
der Jahre 1957 bis 1961 wurde dabei noch überschrit- 
ten. Schon vor dem Anlaufen der Gemeinsamen 
Marktorganisation entfielen bei Tomaten 85 ^/o, bei 
Blumenkohl 66 Vo und bei Kopfsalat 51 Vo des Markt- 
verbrauches auf Auslandsware, die ganz überwie- 
gend aus Mitgliedstaaten eingeführt wurde. Der 
Auslandsanteil am Marktverbrauch dieser Erzeu- 
nisse hat sich ln den Jahren 1962/63 und 1963/64 
nicht wesentlich verändert. 

Nach der großen Apfelernte 1963 wurde im Sep- 
tember vorigen Jahres die Apfeleinfuhr der Klas- 
sen I und II gegenüber Mitgliedstaaten und Dritt- 
ländern teilweise gesperrt. 

Nach der Freigabe der Klasse I am 1. Januar 1964 
wurde zur Beibehaltung der Sperre über diesen Ter- 


min hinaus die Schutzklausel in Anspruch genom- 
men. Mit Zustimmung der Kommission durften die 
entsprechenden Schutzmaßnahmen nur bis zum 
13. Januar 1964 beibehalten werden. Ein Rückgang 
der Erzeugerpreise hat sich nach der Aufhebung der 
Schutzmaßnahmen nicht ergeben. Vielmehr stiegen 
die Erzeugerpreise der Klassen A und B im Januar 
1964 saisonüblich an und lagen im Februar und 
März über den Preisen des Vorjahres, obwohl die 
Ernte 1963 größer war als im Vorjahr und die Ein- 
fuhr aus Mitgliedstaaten und Drittländern nach Auf- 
hebung der Sperre wieder zunahm. 

Wie 1962 wurden auch für 1963 und 1964 Zoll- 
kontingente für Apfelsinen aus Drittländern von 
der EWG-Konxmission abgelehnt. In 1963/64 haben 
die Verbraucherpreise für Apfelsinen gegenüber 
dem Vorjahr geringfügig nachgegeben; dies ist auf 
die guten Ernten 1963/64 in den Erzeugungsländern 
zurückzuführen. Die Einfuhren haben in der Saison 
1963/64 ihren bisher höchsten Stand erreicht. Da- 
gegen waren 1962/63 die Liefermöglichkeiten aus 
dem Hauptlieferland Spanien durch starke Frost- 
schäden erheblich beeinträchtigt worden. Der Liefer- 
anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der deutschen 
Apfelsineneinfuhr ging 1963/64 auf 6 ®/o gegenüber 
9 ^/o im Vorjahr und 10 ®/o im Durchschnitt der Jahre 
1957/58 bis 1961/62 zurück. 

Die Gemüseeinfuhr .war schon vor Inkrafttreten 
der Verordnung Nr. 23 de facto liberalisiert. So hat 
sich seitdem in der Zusammensetzung der Gemüse- 
versorgung nach in- und ausländischer Ware prak- 
tisch nichts geändert. Das Gleiche gilt für den schon 
frühen hohen Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an 
der gesamten Gemüseeinfuhr, der nach wie vor bei 
etwa 80 Vo liegt. Die oft beträchtlichen Ernteschwan- 
kungen bei Gemüse und noch mehr bei Obst beein- 
flussen die Marktlage entscheidend, so daß die Wir- 
kung von Zöllen häufig konipensiert wird. Hieraus 
erklärt es sich, daß bei Gemüse und Obst tenden- 
zielle Auswirkungen der EWG-Regelung bisher 
nicht festzustellen sind. 

Zur Ergänzung der Marktordnung für Obst und 
Gemüse hat die Kommission am 22. Juli 1964 dem 
Rat einen Verordnungsvorschlag vorgelegt, der die 
Förderung von Erzeugergemeinschaften und Maß- 
nahmen zur Sanierung des Marktes und zur Gestal- 
tung des Handelsverkehrs mit Drittländern vor- 
sieht. 


34 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2640 


VI. Wein 


Bei Wein beschränkten sich bisher die Maß- 
nahmen zum Aufbau einer Gemeinsamen Markt- 
organisation, wenn man von den Regelungen zur 
Beschaffung statistischer Unterlagen absieht, auf 
den seit 1959 laufenden Abbau der Zölle bei gleich- 
zeitiger Erhöhung der Einfuhrkontingente gegen- 
über Mitgliedstaaten sowie auf die Angleichung der 
Zölle gegenüber Drittländern an den EWG-Außen- 
zolL Diese Maßnahmen haben schon erhebliche Aus- 
wirkungen auf die Entwicklung der Einfuhr gehabt. 

Die gesamte Weineinfuhr (ohne Schaumwein und 
Wermutwein) war 1963 mit 4,27 Millionen hl um 
52,6 Vo größer als 1958. Dabei erhöhte sich die Ein- 
fuhr aus Mitgliedstaaten in diesem Zeitraum um 
1,74 Millionen hl, das sind 107,5 ‘^/o, während die 
Einfuhr aus Drittländern um 0,27 Millionen hl, das 
sind 23,3 Vo, zurückging. Der Rückgang der Einfuhr 
aus Drittländern beschränkte sich auf Wein zur Her- 
stellung von Weindestillat (Brennwein). Diese Ein- 
fuhr ging 1962, als der Antrag der Bundesregierung 
auf ein Zollkontingent für Brennwein abgelehnt 
wurde, sprunghaft um 80 zurück zugunsten der 
Einfuhr aus Mitgliedstaaten, die außerdem die ge- 
samte Zunahme der Brennweineinfuhr bestreiten 
konnten. Die Einfuhr von Trinkwein war 1963 mit 
1,97 Millionen hl um 65 größer als 1958. Dabei 
erhöhte sich die Einfuhr aus Mitgliedstaaten um 
0,67 Millionen hl, das sind 123,6 Vo, während die 
Drittländer 0,1 Millionen hl, das sind 15,8 Vo, mehr 
lieferten als 1958. Bei mittleren Ernten 1961 und 


1962 hielt sich das gesamte Weinangebot 1962 und 

1963 trotz der laufend steigenden Einfuhr im Rah- 
men des ansteigenden Bedarfs. Nach der großen 
Mosternte im Jahre 1963 traf dann 1964 ein erheb- 
lich größeres Angebot an inländischem Wein mit 
den auf dem Niveau des Vorjahres liegenden Ein- 
fuhren zusammen, was zu einer Erhöhung der Be- 
stände bei den Winzern und zu einem erheblichen 
Rückgang der Erzeugerpreise geführt hat. Auch 

1964 ist wieder mit einer großen und auch qualitativ 
über dem Durchschnitt liegenden Mosternte zu rech- 
nen. Es ist zu befürchten, daß der Angebotsdruck 
auf dem Markt andauert, da die Verbrauchsentwick- 
lung mit der Angebotszunahme nicht Schritt hält. 

Ende Juli 1964 hat die Europäische Kommission 
dem Rat einen Vorschlag über die Einfuhrregelung 
zwischen den Mitgliedstaaten im Jahre 1964 zu- 
geleitet. Danach soll das Trinkweinkontingent in 
der vorjährigen Höhe von 0,92 Millionen hl be- 
stehen bleiben, gleichzeitig aber der innergemein- 
schaftliche Handel mit Qualitätswein aus bestimm- 
ten Anbaugebieten in Flaschen liberalisiert werden. 
Dies hätte zur Folge, daß sich das genannte Trink- 
weinkontingent nur auf Konsumwein sowie Quali- 
tätswein in Fässern beziehen würde. 

Uber den Entwurf der Kommission für eine Ver- 
ordnung über eine Gemeinschaftsregelung für Quali- 
tätsweine bestimmter Anbaugebiete konnte trotz 
langwieriger Verhandlungen zwischen den Mitglied- 
staaten bisher keine Einigung erzielt werden. 
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VII. Die Einfuhr von Marktordnungswaren in die Bundesrepublik 


Die Einfuhr von Ernährungsgütern in die Bundes- ! 
republik stieg im Wirtschaftsjahr 1963/64 nach ihrem 
Rückgang im Vorjahr auf einen Wert von 11,7 Mrd. 
DM. ohne jedoch den bisherigen Höchststand im 
Wirtschaftsjahr 1961/62 (12,0 Mrd. DM) wieder zu 
erreichen. Sie übertraf aber die Einfuhr in allen 
übrigen vorangegangenen Wirtschaftsjahren, war 
um 4,6 Vo größer als 1962/63 und um 37,3 Vo größer 
als im Wirtschaftsjahr 1958/59. 

Die Verlagerung in den Herkunftsgebieten der 
ernährungswirtschaftlichen Einfuhr zugunsten der 
EWG-Mitgliedstaaten, die sich seit dem am 1. Januar 
1959 einsetzenden Zoll- und Kontingentabbau im 
Rahmen des EWG-Vertrages abzuzeichnen begann, 
hat sich 1963/64 im Gesamtwert kaum mehr fortge- 
setzt, wenn auch die Entwicklung bei einzelnen Wa- 
ren unterschiedlich verlief. 

Im Wirtschaftsjahr 1963/64 erreichte die Einfuhr 
von Ernährungsgütern aus EWG-Mitgliedstaaten 
einen Wert von 4,3 Mrd. DM. Sie lag damit um 4,8 ^/o 
höher als im Vorjahr und um 83,7 Vo höher als 
1958/'59. Der Lieferanteil der EWG-Mitgliedstaaten 
an der deutschen ernährungswirtschaftlichen Einfuhr, 
der seit 1958/59 nahezu stetig zugenommen hatte, 


I betrug 1963/64 36,7 Vo und hat sich gegenüber dem 
Vorjahr nur unbedeutend verändert. 

Die ernährungswirtschaftliche Einfuhr aus Dritt- 
ländern stieg 1963/64 nach ihrem Rückgang im Vor- 
jahr wieder an und erreichte einen Wert von 
7,4 Mrd. DM. Die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 
— um 4,4 ®/o - — war nur wenig geringer als die Zu- 
nahme bei der Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten 
(um 4,8 ’Vo). Seit 1958/59 ist die Einfuhr aus Dritt- 
ländern um 19,7 Vo gestiegen. Dabei sank allerdings 
der Lieferanteil der Drittländer an der deutschen 
ernährungswirtschaftlichen Einfuhr von 72,6 Vo 
1958/59 nahezu stetig auf 63,4 ®/o 1962/63. Im abge- 
laufenen Wirtschaftsjahr (1963/64) ist dieser Rück- 
gang — auf 63,3 Vo — jedoch fast zum Stillstand ge- 
kommen. 

An der Zunahme der ernährungswirtschaftiichen 
Einfuhr im Wirtschaftsjahr 1963/64 sind diejenigen 
Waren, die keiner im Berichtszeitraum angewandten 
gemeinsamen Marktregelung in der EWG unterlie- 
gen, stärker beteiligt als die Waren, für die in der 
EWG eine Marktregelung bereits durchgeführt wird 
(im folgenden „Marktordnungswaren" genannt). Die 
Einfuhr von Marktordnungswaren war 1963/64 mit 


Tabelle 25 


Einfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 

(ohne Kaffee und Tabak) 


Gruppe 

Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 

der Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

1 1960/61 

1961/62 1 

1962/63 1 

1963/64 



Millionen DM 




EWG-Mitgliedstaaten. . . . 

2 339 

3219 

3 278 

4 020 

4 099 

4 297 

Drittländer 

6 183 

6 865 

6 240 

7 999 

7 086 

7 401 

insgesamt . . . 

8 522 

10 084 

9518 

12 019 

11 185 

11 698 


Anteil der Herstellungsländer an der Einfuhr in Vo 



EWG-Mitgliedstaaten . . . 

27,4 

31,9 

34,4 

33,4 

36,6 

36,7 

Drittländer 

72,6 

68,1 

65,6 

66,6 

63,4 

63,3 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Veränderung der Einfuhr 1963/64 gegenüber den angegebenen Wirtschaftsjahren in ®/o 


EWG-Mitgliedstaaten . . . 

+ 83,7 

+33,5 

+ 31,1 

+ 6,9 

+ 4,8 


Drittländer 

+ 19,7 

+ 7,8 

+ 18,6 

-7,5 

+ 4,4 


insgesamt . . . 

+37,3 

+ 16,0 

+ 22,8 

-2,7 

+ 4,6 
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einem Wert von 4,8 Mrd. DM um 0,8 Vo größer als 
im Vorjahr und um 19,3 Vo größer als 1958/59. Die 
Einfuhr von Nicht-Marktordnungswaren übertraf da- 
gegen 1963/64 ihren Wert vom Vorjahr um 7,3 ^/o 
und den von 1958/59 um 53,1 Vo. 

Der Anteil derjenigen Waren, die in der EWG 
gemeinsamen Marktregelungen unterliegen, an der 
ernährungswirtschaftlichen Gesamteinfuhr belief sich 
im Wirtschaftsjahr 1963/64 auf 40,7 Vo, aber nur 
24,4 Vo der ernährungswirtschaftlichen Gesamtein- 
fuhr bestanden aus solchen Waren, für die im Rah- 
men dieser Marktregelungen Abschöpfungen auf die 
Einfuhr erhoben werden. 16,3 Vo der Einfuhr entfie- 
len auf Obst, Gemüse und Wein. In den meisten Vor- 
jahren war zwar der absolute Wert der Einfuhr von 
Marktordnungswaren niedriger als 1963/64, ihr An- 
teil an der Gesamteinfuhr jedoch höher. Ein Ver- 
gleich mit dem Wirtschaftsjahr 1961/62, dem letzten 
vor Inkrafttreten der gemeinsamen Marktordnungen 
in der EWG, ist wenig aufschlußreich. 1961/62 hatten 
die schlechtere deutsche Ernte, die eine höhere 


Einfuhr von pflanzlichen Erzeugnissen notwendig 
machte, und Vorratskäufe des Importhandels die Im- 
portnachfrage übernormal erhöht, so daß 1962/63 bei 
besseren Ernten die Einfuhr entsprechend zurück- 
ging. Ein Vergleich mit 1960/61 zeigt jedoch, daß die 
Einfuhr von Marktordnungswaren nach Beginn des 
Gemeinsamen Agrarmarktes weiter gestiegen ist. 

Die wertmäßige Zunahme der Einfuhr von Markt- 
ordnungswaren entfiel 1963/64 überwiegend auf die 
höhere Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnis- 
sen. Die Einfuhr von Obst und Gemüse sowie von 
Marktordnungswaren tierischer Herkunft, mit Aus- 
nahme von Geflügel, nahm dagegen ab; der Einfuhr- 
rückgang gegenüber dem Vorjahr zeichnete sich in- 
folge der gesunkenen Preise im Wert der Einfuhr 
stärker ab als in der mengenmäßigen Entwicklung. 

Von den in die Bundesrepublik importierten 
Marktordnungswaren wurden 1963/64 48,3 Vo aus 
EWG-Mitgliedstaaten bezogen und 51,7 Vo aus Dritt- 
ländern. Der Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der 
Einfuhr dieser Waren hat sich seit 1958/59 — mit 


Tabelle 26 


Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren 


Gruppe der 

Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 

Herstellungsländer 

1958/59 

1959/60 

\ 1960/61 

1961/62 1 

1962/63 1 

1963/64 



Millionen DM 




EWG-Mitgliedstaaten . . . 

1 401 

1 921 

1 880 

2 210 

2 230 

2 298 

Drittländer 

2 588 

2 739 

2 438 

3 686 

2 491 

2 462 

insgesamt . . . 

3 989 

4 660 

4318 

5 896 

4 721 

4 760 

Anteil der EWG-Marktordnungswaren an 

der ernährungswirtschaftlichen Gesamteinfuhr 





in ®/o 




EWG-Mitgliedstaaten . . . 

59,9 

59,7 

57,4 

55,0 

54,4 

53,5 

Drittländer 

41,9 

39,9 

39,1 

46,1 

35,2 

33,3 

insgesamt . . . 

46,8 

46,2 

45,4 

49,1 

42,2 

40,7 

Anteil der Herstellungsländer an der Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren in Vo 


Drittländer 

35,1 

41,2 

43,5 

37,5 

47,2 

48,3 

EWG-Mitgliedstaaten . . , 

64,9 

58,8 

56,5 

62,5 

52,8 

51,7 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Veränderung der Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren 1963/64 




gegenüber den angegebenen Wirtschaftsjahren in Vo 



EWG-Mitgliedstaaten . . . 

+ 64,0 

+ 19,6 

+ 22,2 

+ 4,0 

+ 3,0 


Drittländer 

- 4,9 

- 10,1 

+ 1,0 

- 33,2 

- 1,2 


insgesamt . . . 

4 - 19,3 

+ 2,1 

+ 10,2 

- 19,3 

+ 0,8 



B Waren der Verordnungen 19 bis 24 (Getreide, Schladitschweine und Schweinefleisch, Eier, Geflügel, Obst, Gemüse, 
Wein) 
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Ausnahme des Wirtschaftsjahres 1961/62 — ständig 
erhöht. Im Wirtschaftsjahr 1963/64 ist die Einfuhr 
von Marktordnungswaren aus EWG-Mitgliedstaaten 
um 3,0 Vü gestiegen, aus Drittländern dagegen um 
1,2 ®/o gesunken. Verglichen mit der Einfuhr in den 
Jahren vor 1961/62 ist der Anstieg der deutschen 
Einfuhr von Marktordnungswaren vollständig den 
EWG-Mitgliedstaaten zugute gekommen, die ihre 
Lieferungen seit 1958/59 um 64,0 Vo steigern konn- 
ten. Die Einfuhr aus Drittländern hingegen war 
1963/64 um 4,9 ^/o niedriger als 1958/59. I 


Wie bei der Gesamteinfuhr von Marktordnungs- 
waren, so beruht auch die Zunahme der Einfuhr 
von Marktordnungswaren aus EWG-Mitgliedstaaten 
1963/64 vollständig auf einem Anstieg der Einfuhr 
von Getreide und Getreideerzeugnissen sowie von 
Geflügel, während die Bezüge von Obst und Gemüse 
sowie von den übrigen tierischen Erzeugnissen zu- 
rückgingen. Anders verlief die Entwicklung der Ein- 
fuhr aus Drittländern, die 1963/64 gegenüber dem 
Vorjahr nur ihre Lieferungen von Schweinen und 
I Schweinefleisch sowie von Obst und Gemüse in die 


Tabelle 27 


Anteil der EWG-Mitgliedstaaten an der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr 

in ®/o 


Erzeugnisgruppe 



Wirtschaftsj ah r (Juli/ Juni) 



Erzeugnis 

1958/59 

1959/60 

1 1960/61 

1961/62 1 

1962/63 

1963/64 

Ernährungsgüter 

insgesamt 

27,4 

Anteil am Wert 

31,9 34,4 

33,4 

36,6 

36,7 

EWG-Marktordnungs- 
waren^) 

35,1 

41,2 

43,5 

37,5 

47,2 

48,3 

Weizen und Weizen- 
erzeugnisse 

12,7 

Anteil an der Menge 

23,4 22,6 

15,8 

12,8 

13,4 

übrige Getreidearten und 
Getreideerzeugnisse . . . 

4.0 

13,3 

17.4 

13,8 

18,2 

30,0 

Getreide und Getreide- 
erzeugnisse zusammen 

8,0 

17,2 

20,1 

14.7 

16,2 

24,0 

Schlachtschweine und 
Schweinehälften 

9,0 

27,3 

27,1 

22,9 

41,7 

17,4 

Schweinefleischerzeug- 
nisse und Schlacht- 
abfälle 

37,8 

36,8 

48,1 

40,3 

42,9 

30,6 

Schlachtschweine, 
Schweinefleisch usw. 

zusammen 

22,7 

32,2 

37,3 

32,1 

42,4 

26,1 

Schlachtgeflügel und 
Geflügelfleisch- 
erzeugnisse 

44,8 

35,1 

36,4 

30,9 

44,8 

47,2 

Eier und Eiprodukte .... 

50,4 

54,1 

58,6 

64,2 

71,4 

71,7 

Frischgemüse 

84,9 

76,1 

81,1 

79,4 

80,0 

78,0 

Frischobst 

75,1 

76,5 

82,2 

76,7 

72,5 

73,5 

Zitrusfrüchte 

26,5 

21,9 

18,7 

19,0 

19,0 

15,7 

Wein 

63,4 

66,3 

70,7 

72,8 

77,1 

79,1 


g Waren der Verordnungen 19 bis 24 (Getreide, Sdiladitschweine und Schweinefleisch, Eier, Geflügel, Obst, Gemüse, 
Wein) 
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Bundesrepublik erhöhen konnten, bei den übrigen 
Erzeugnissen jedoch Exportrückgänge in Kauf neh- 
men mußten. 

Die deutsche Einfuhr von Marktordnungswaren 
tierischer Herkunft insgesamt aus Drittländern erlitt 
nach Inkrafttreten der gemeinsamen Marktordnun- 
gen in der EWG und der damit verbundenen höhe- 
ren Grenzbelastung der Einfuhr einen starken Rück- 
schlag, wenn auch ein geringfügiger Wiederanstieg 
der Einfuhr aus diesen Ländern 1963/64 eingetreten 
ist. Die Einfuhr aus Drittländern lag 1963/64 um 
36,0 ®/o niedriger als 1961/62, um31,5®/o niedriger als 
1960/61, und um 20,7 ®/o niedriger als im Wirtschafts- 
jahr 1958/59. 

Bei der ernährungswirtschaftlichen Einfuhr von Er- 
zeugnissen, die keiner gemeinsamen EWG-Markt- 
regelung unterliegen, ist auch 1963/64 wie im Vor- 
jahr keine nennenswerte Verlagerung in der Her- 
kunft aus EWG-Mitgliedstaaten und Drittländern 
eingetreten. Hier hat sich das Verhältnis in diesem 
Jahr sogar etwas zugunsten der Drittländer verscho- 
ben, die 1963/64 ihre Lieferungen um 7,5 ®/o auf einen 
Anteil von 71,2 ^/o erhöhen konnten, während die 
Einfuhr dieser Erzeugnisse aus EWG-Mitgliedstaaten 
nur um 7,0 ®/o stieg. 


Getreide 

Von der Getreideeinfuhr von 5,22 Millionen t ent- 
fielen 1963/64 1,90 Millionen t auf Weizen und Wed- 
zenerzeugnisse, das ist, mit einem Anteil von 36,3 ®/o, 
weniger als in den Vorjahren. Die Einfuhr dieser 
Erzeugnisse hat sich 1963/64 mit einem Anstieg um 
0,9 Vo mengenmäßig wenig verändert. Sie konnte 
diesen Umfang trotz des höheren Aufkommens aus 
inländischer Erzeugung nur erreichen, weil siich, vor 
allem durch den Importbedarf des Ostblocks, die 
Möglichkeiten der Ausfuhr verbesserten und die 
Gesamtnachfrage nach Weizen auf dem deutschen 
Markt erhöhten. Doch hat sich auch hier die Einfuhr 
aus EWG-Mitgliedstaaten, die um 6,1 ®/o zunahm, 
günstiger entwickelt als die Einfuhr aus Drittlän- 
dern, die sich nur unbedeutend — um 0,2 ®/o — er- 
höhte. Damit stieg auch der Anteil der EWG-Mit- 
gliedstaaten an der gesamten Weizeneinfuhr der 
Bundesrepublik auf 13,4 Vo. Er lag zwar höher als im 
Vorjahr und auch als 1958/59, blieb aber niedriger 
als in den Wirtschaftsjahren 1959/60 bis 1961/62. 

Die Einfuhr der Bundesrepublik an Roggen sowie 
Futter- und Industriegetreide nahm dagegen 1963/64 
im Vergleich zum Vorjahr bei etwa« unter der Vor- 


T a b e 1 1 e 28 


Einfuhr von Getreide und Getreideerzeugnissen 


Gruppe 
der Her- 
stellungs- 


in 

1000 t Getreidewert 


Veränderung in '“/o 


Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 



1963/64 gegen 


länder 

1958/591 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962,/63 

1963/64 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 





Weizen und Weizenerzeugnisse 





EWG- 












Mitglied- 

staaten 

309,1 

490,4 

499,2 

556,0 

240,1 

254,7 

- 17ß 

- 48,1 

- 49,0 

-54,2 

+ 6,1 

Drittländer 

2 120,6 

1 603,1 

1705,9 

2 963,6 

1 638,1 

1 641,1 

- 22,6 

+ 2,4 

- 3,8 

-44,6 

+ 0,2 

insgesamt 

2 429,7 

2 093,5 

2 205,1 

3 519,6 

1 878,2 

1 895,8 

- 22,0 

- 9,5 

- 14,0 

-46,1 

+ 0,9 




übrige Getreidearten und Getreideerzeugnisse 




EWG- 












Mitglied- 

staaten 

114,5 

442,9 

363,5 

665,1 

588,2 

999,6 

+ 773,0 

+ 125,7 

+ 175,0 

+50,3 

+ 69,9 

Drittländer 

2 752,0] 

1 2 886,6 

1 729,8 

4 149,0 

2 644,9 

2 324,6 

- 15,5 

- 19,5 

+ 34,4 

-44,0 

-12,1 

insgesamt 

1 2 866,5 

1 3 329,5 

2 093,3 

4 814,1 

3 233,1 

3 324,2 

+ 16,0 

- 0,2 

+ 58,8 \ 

-31,0 1 

1 + 2,8 




Getreide und Getreideerzeugnisse insgesamt 




EWG- 












Mitglied- 

staaten 

423,6 

933,3 

862,7 

1 221,1 

828,3 

1 254,3 

+ 196,1 

+ 34,4 

+ 45,4 

+ 2,7 

+ 51,4 

Drittländer 

4 872,6 

4 489,7 

3 435,7 

7 112,6 

4 283,0 

3 965,7 

- 18,6 

- n,7 

+ 15,4 

-44,3 

- 7,4 

insgesamt 

1 5 296,2 5 423,0 

4 298,4 

8 333,7 

5 111,3 

5 220,0 

- 1,4 

- 3,8 

1 + 21,4 

-37,4 

1 + 2,1 
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jahrshöhe liegender Inlandserzeugung an diesen 
Getreidearten und lebhafter Nachfrage etwas stär- 
ker zu als die Weizeneinfuhr. Sie stieg um 2,8 ®/o 
auf 3,32 Millionen t (ohne Bezüge aus der Sowjeti- 
schen Besatzungszone). Die Einfuhrmenge war auch 
größer als in nahezu allen vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahren. 

Die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten erreichte 
1963/64 erstmals fast 1 Million t Futter- und In- 
dustriegetreide. Sie war um 69,9 ^/o größer als im 
Vorjahr und um 50,3 ®/o größer sogar als 1961/62. 
Die Zunahme der Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten 
überstieg den Zuwachs der Gesamteinfuhr an diesen 
Getreidearten. Damit kamen 30,1 Vo des importierten 
Futter- und Industriegetreides (einschließlich Rog- 
gen) aus EWG-Ländern gegenüber weniger als 20 Vo 
in den davorliegenden Wirtschaftsjahren. Die Ein- 
fuhr aus Drittländern an Roggen, Futter- und Indu- 
striegetreide nahm dagegen um 12,1 Vo gegenüber 
dem Vorjahr ab und war niedriger als in den übri- 
gen Wirtschaftsjahren seit 1958/59, ausgenommen 
1960/61. Diese Verschiebung in der Herkunft der 
Einfuhr dürfte mit eine Folge der sehr guten Ernten 
in Frankreich gewesen sein, vor allem bei Mais, die 
das Angebot erhöhten. Hinzu kam die Präferenz, die 
die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten genießt und 
die bei den Getreidearten wirksam wird, bei denen 
die Bundesrepublik einen echten Zuschußbedarf hat, 
im Gegensatz zu Weizen, von dem nur bestimmte 
Qualitäten eingeführt werden müssen. Die Mehr- 
einfuhr aus Frankreich bestand überwiegend aus 
Mais und Braugerste. 

Die mengenmäßige Einfuhr der Bundesrepublik an 
Getreide und Getreideerzeugnissen insgesamt zeigte 
im Wirtschaftsjahr 1963/64 mit einer Zunahme ge- 
genüber dem Vorjahr um 2,1 Vo keine wesentliche 
Veränderung. Sie war zwar erheblich kleiner als 
1961/62, doch läßt ein Vergleich mit diesem letzten 
Jahr vor Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
ordnung der EWG wegen der 1961/62 außergewöhn- 
lich hohen Importe keine Rückschlüsse auf die 
Auswirkungen der Marktordnung zu. Die Getreide- 
einfuhr lag 1963/64 fast ebenso hoch wie lim Wirt- 
schaftsjahr 1958/59. 

In den Herkunftsgebieten der deutschen Getreide- 
einfuhr insgesamt ergaben sich allerdings im Wirt- 
ischaftsjahr 1963/64 gegenüber dem Vorjahr stärkere 
Veränderungen. Es kam nicht nur der Einfuhranstieg 
gegenüber dem Vorjahr vollständig den EWG-Mit- 
gliedstaaten zugute, sondern darüber hinaus wurde 
mehr Getreide als im Vorjahr aus diesen Ländern 
importiert. Die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten 
nahm im Wirtschaftsjahr 1963/64 um 51,4 Vo auf ihre 
bisher größte Menge von 1,25 Millionen t zu, wäh- 
rend die Einfuhr aus Drittländern um 7,4 Vo abnahm. 
Damit stieg der Lieferantedl der EWG-Mitglied- 
staaten an der Getreideeinfuhr (einschließlich Ge- 
treideerzeugnissen) auf 24,0 Ao und war höher als in 
allen vorangegangenen Jahren. Der Anteil der Dritt- 
länder sank entsprechend auf 76,0 Vo, 

An der Zunahme der Getreideeinfuhr aus den 
EWG-Mitgliedstaaten war nicht nur Frankreich be- 
teiligt, auch aus Italien und den Niederlanden wurde 
mehr als im Vorjahr eingeführt. 


Die verminderte Getreideeinfuhr aus Drittländern 
beruhte 1963/64 vor allem auf geringeren Bezügen 
aus Großbritannien, der Sowjetunion, USA, Kanada 
und dem afro-asiatischen Raum, während andere 
Länder wie z. B. Dänemark (infolge der höheren Ein- 
fuhr von Braugerste), Rumänien, Südafrika und 
Argentinien ihre Getreideausfuhr nach der Bundes- 
republik steigern konnten. 

Schweine 

Die Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweine- 
fleisch und Schweinefleischerzeugnissen sowie In- 
nereien in die Bundesrepublik nahm im Wirtschafts- 
jahr 1963/64 abermals ab. Mit einer Menge von rd. 
96 700 t war sie um 18,7 % geringer als im Vorjahr 
und um 31,6 ^/o kleiner als 1961/62. Das Zusammen- 
treffen dieses Einfuhrrückganges mit einer Abnahme 
des Aufkommens aus inländischer Erzeugung im 
Wirtschaftsjahr 1963/64 erklärt sich aus dem gleich- 
zeitigen zyklischen Tiefstand der Schweineproduk- 
tion verschdedener Länder. (Uber die hieraus resul- 
tierende Preiserhöhung siehe Seite 12 ff.) 

Die starke Importnachfrage Frankreichs als Folge 
des Rückgangs der französischen Erzeugung zog zu- 
nächst Exportüberschüsse Belgiens und der Nieder- 
lande an, so daß die für Exporte nach der Bundes- 
republik zur Verfügung stehenden Mengen sich 
verringerten. Eine vorübergehende Exportbeschrän- 
kung in Belgien im Winter 1963/64 verschärfte diese 
Situation. Aber auch das Angebot aus Drittländern 
war nicht groß gCnug, um bei den vermehrten Liefe- 
rungen dieser Länder an andere EWG-Länder die 
Versorgungslücke zu schließen. Die vergleichsweise 
niedrigeren Abschöpfungsbeträge anderer EWG- 
Mitgliedstaaten begünstigten die Befriedigung der 
Importnachfrage dieser Länder im Verhältnis zur 
Bundesrepublik. Zur Erleichterung der Einfuhr wur- 
den Ende 1963 die Abschöpfungsbeträge für die Ein- 
fuhr der EWG-Mitgliedstaaten aus Drittländern ge- 
senkt. Außerdem wurden in der EWG die Rücker- 
stattungen für Exporte zunächst herabgesetzt und 
vorübergehend ganz aufgehoben. Aber auch diese 
Maßnahmen hatten bei dem knappen Angebot nur 
einen begrenzten Erfolg. Eine Erleichterung der 
Situation trat erst im Frühjahr 1964 ein, als mit sin- 
kender Nachfrage und dem beginnenden Wiederan- 
stieg der Erzeugung im In- und Ausland die Preise 
nachgaben. 

Die deutsche Einfuhr von Schweinen und Schweine- 
fleisch (einschließlich Innereien und Schweinefleisch- 
erzeugnissen) aus EWG-Mitgliedstaaten nahm im 
Wirtschaftsjahr 1963/64 gegenüber dem Vorjahr um 
50,0 ^/o ab und war niedriger als in allen vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahren seit 1958/59. Gleichzei- 
tig erhöhte sich die Einfuhr aus Drittländern um 
4,3 ^/o. Sie blieb in ihrer absoluten Höhe ebenfalls 
niedriger als in den übrigen Wirtschaftsjahren seit 
1958/59, ausgenommen 1962/63. 

Insgesamt entfielen von der deutschen Einfuhr an 
diesen Erzeugnissen 1963/64 26,1 Vo auf Bezüge aus 
EWG-Mitgliedstaaten und 73,9 Vo auf Drittländer, 
nachdem im Vorjahr nach Inkrafttreten der gemein- 
samen Marktordnung der Anteil der EWG-Mitglied- 
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Staaten an der Einfuhr der Bundesrepublik auf 
42,4 ®/o angestiegen war. 

Von der gesamten Einfuhr im Wirtschaftsjahr 
1963/64 von Waren, die unter die Verordnung Nr. 20 
fallen, bestanden 34,2 ®/o aus Schlachtschweinen und 
Schweinehälften, für die die Marktordnung bereits 
seit August 1962 in Kraft ist. Die Einfuhr dieser 
Waren war 1963/64 um 32,4 Vo kleiner als im Vor- 


jahr und um 50,4 Vo kleiner als 1961/62. Dabei sank 
1963/64 die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten um 
71,7 die aus Drittländern nur um 4,2%. Die im 
ersten Jahr der Marktordnung bei diesen Waren 
festzustellende starke Verlagerung der Einfuhr von 
lebenden zu geschlachteten Schweinen zeigte 1963/64 
keine grundsätzliche Veränderung, wenn auch der 
Anteil der Schlachtschweine an der Einfuhr nach dem 


Tabelle 29 


Einfuhr von Schlachtschweinen, Schweinehälften, Schweinefleischteilstücken, 
Schweinefleischerzeugnissen und Innereien 


Gruppe 
der Her- 
stellungs- 
länder 

in 1000 t Schlachtgewicht 


Veränderung in 

Vo 


1958/59 

Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 
1959/60 ! 1960/61 ' 1961/62 1962/63 

1963/64 

1958/59 

1963/64 gegen 

1959/60 1 1960/61 | 1961, ''62 

1962 63 





Lebende Schlachtschweine 





EWG- 

Mitglied- 

staaten 

4,5 

14,6 

16,6 

9,6 

4,3 

2,0 

- 56,0 

- 86,3 

- 87,9 

- 79,1 

- 52,9 

Drittländer 

62,3 

53,3 

60,5 

48,7 

25,5 

23,4 

" 62,5 

- 56,2 

- 61,4 

- 52,0 

- 8,6 

insgesamt 

66,8 

67,9 

77,1 

58,3 

29,8 

25,4 

- 62,0 

- 62,6 

- 67,1 

- 56,5 

- 14,9 





Schweinehälften 






EWG- 

Mitglied- 

staaten 

1,7 

6,0 

6,1 

5,7 

16,1 

3,8 

+ 122,4 

- 37,0 

- 38,8 

- 34,1 

- 76,7 

Drittländer 

0,7 

1,4 

0,6 

2,7 

3,0 

3,9 

+ 438,3 

+ 173,6 

+ 585,9 

+ 45,4 

+ 32,1 

insgesamt 

2,4 

7,4 

6,7 

8,4 

19,1 

7,7 

+ 218,1 

+ 4,1 

+ 14,9 

- 8,4 

- 59,7 




Schweine und Schweinehälften zusammen 





EWG- 

Mitglied- 

staaten 

6,2 

20,6 

22,7 

15,3 

20,4 

5,8 

~ 7,8 

- 72,0 

- 74,6 

- 62,3 

- 71,7 

Drittländer 

63,0 

54,7 

61,1 

51,4 

28,5 

27,3 

- 56,6 

“ 50,1 

- 55,2 

- 46,9 

- 4,2 

insgesamt 

69,2 

75,3 

83,8 

66,7 

48,9 

33,1 

- 52,2 

- 56,1 

- 60,5 

1 - 50,4 1 

- 32,4 



Schweinefleischteilstücke, 

Schweinefleischerzeugnisse und Innereien 



EWG- 

Mitglied- 

staaten 

23,9 

29,1 

38,2 

30,1 

30,0 

19,4 

- 18,5 

- 33,1 

- 49,0 

- 35,4 

- 35,2 

Drittländer 

39,4 

49,9 

41,2 

44,6 

40,0 

44,2 

+ 12,2 

- 11,5 

+ 7,2 

- 0,9 

+ 10,5 

insgesamt 

63,3 

79,0 

79,4 

74,7 

70,0 

63,6 

0,6 

- 19,5 

- 19,8 

1 - 14,8 

1 

- 9,2 




Schweine und Schweinefleisch insgesamt 





EWG- 

Mitglied- 

staaten 

30,1 

49,7 

60,9 

45,4 

50,4 

25,2 

- 76,3 

- 49,2 

- 58,6 

- 44,4 

1 -50,0 

Drittländer 

102,4 ^ 

104,6 

102,3 

96,0 

68,5 

71,5 

- 30,2 

- 31,7 

- 30,1 

- 25,5 

+ 4,3 

insgesamt | 

132,5 1 

154,3 

163,2 

141,4 

118,9 

96,7 

- 27,0 

- 37,3 

- 40,7 

- 31,6 

- 18,7 
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Wiederanstieg der Importe aus Dänemark gestiegen 
ist und die Einfuhr von geschlachteten Tieren anteil- 
mäßig infolge des starken Rückganges der Einfuhr 
aus EWG-Mitgliedstaaten abgenommen hat. Lebende 
Schweine wurden zu 92,1 ^/o aus Drittländern impor- 
tiert, darunter fast ausschließlich Sauen aus Däne- 
mark, die bei der Einfuhr einer Sonderregelung 
unterliegen. Auch die Einfuhr von Schweinehälften 
stammte 1963/64 in stärkerem Umfang als im Vor- 
jahr — zu fast der Hälfte — aus Drittländern, über- 
wiegend aus Polen. 

Die Einfuhr von Teilstücken, Erzeugnissen und 
Innereien, die erst seit September 1963 den Bestim- 
mungen der EWG-Marktordnung unterliegen (Teil- 
stückregelung), ist im Wirtschaftsjahr 1963/64 nur 
um 9,2 ^/o und damit weniger stark als die Einfuhr 
von Schlachtschweinen und Schweinehälften zurück- 
gegangen. Die außergewöhnlichen Verhältnisse auf 
dem internationalen Schweinemarkt im Wirtschafts- 
jahr 1963/64 lassen für diese Waren Rückschlüsse auf 
die Auswirkung der EWG-Marktordnung auf die 
Einfuhr kaum zu. 1963/64 nahm der Anteil der Dritt- 
länder an der deutschen Einfuhr an diesen Produk- 
ten auf 69,4 ®/o zu und lag damit höher als in allen 
vorangegangenen Jahren. Die Einfuhr aus diesen 
Ländern war 1963/64 gegenüber dem Vorjahr um 

10.5 °/o gestiegen. Dementsprechend sank die Ein- 
fuhr aus EWG-Mitgliedstaaten auf einen Anteil von 

30.6 ®/o nachdem die Einfuhr aus dem EWG-Raum 
sich mengenmäßig um 35,2 Vo verringert hatte. Be- 
merkenswert ist dabei die relativ starke Zunahme 
der Einfuhr von Schweinefleischerzeugnissen um 
22,1 ^/o, während die Einfuhr von Schweinefleisch- 
teilstücken und von Innereien, die den Hauptanteil 
an der Einfuhr der unter die Teilstückregelung fal- 
lenden Waren bilden, abnahm. 


Eier 

Der seit einigen Jahren zu beobachtende Rückgang 
der Einfuhr von Schaleneiern in die Bundesrepublik 
hat sich auch im Wirtschaftsjahr 1963/64 fortgesetzt. 
Der Einfuhrrückgang betrug 1963/64 gegenüber dem 
Vorjahr 11,7 Vo ud war damit etwas schwächer als 
1962/63 gegenüber 1961/62, als hohe Preise und ge- 
ringes Auslandsangebot die Einfuhr und den Ver- 
brauch beeinträchtigten. Seit dem Wirtschaftsjahr 
1958/59 ist die Einfuhr von Schaleneiern um 42,8 Vo 
zurückgegangen. 

Die Verschiebung in der Herkunft der Einfuhr zu- 
gunsten der EWG-Mitgliedstaaten, die seit dem 
Wirksamwerden der EWG zu beobachten list und 
sich 1962/63 nach Inkrafttreten der gemeinsamen 
Marktordnung verstärkte, hat auch 1963/64, aller- 
dings in abgeschwächter Form, angehalten. Die Ein- 
fuhr aus EWG-Ländern sank um 6,2 Vo, die aus 
Drittländern um 28,4 Ao. Der Lieferanteil der EWG- 
Mitgliedstaaten erhöhte sich 1963/64 auf 79,8 ®/o der 
deutschen Schaleneieinfuhr, während der Anteil der 
Drittländer dementsprechend auf nur 20,2 ®/o zurück- 
ging. Noch 1958/59, bei Beginn des Zoll- und Kon- 
tingentabbaues in der EWG, hatten die EWG-Mit- 
gliedstaaten nur einen Lieferanteil von 53,9 Vo, die 
Drittländer aber von 46,1 ®/o. 


Der abermals starke Rückgang der Einfuhr aus 
Drittländern 1963/64 ist erst nach Einführung der 
Zusatzabschöpfung auf die Schaleneieinfuhr aus 
Drittländern in der zweiten Hälfte des Wirtschafts- 
jahres eingetreten. Diese Entwicklung kam den 
EWG-Mitgliedstaaten zugute, die bei den ohnehin 
erschwerten Absatzmöglichkeiten auf dem west- 
europäischen Eiermarkt im ersten Halbjahr 1964 zu- 
mindest ihre Lieferungen in die Bundesrepublik um 
5,4 % über das Niveau zur gleichen Vorjahrszeit 
steigern konnten. Sie drängten um so mehr mit zu- 
sätzlichem Angebot auf den deutschen Markt, als 
sich nach Einführung der Zusatzabschöpfung der 
Wettbewerb für sie auf den Drittlandmärkten ver- 
stärkte, auf denen die Überschüsse, die infolge der 
Zusatzabschöpfung nicht mehr in die Bundesrepublik 
gelangen konnten, Absatz suchten. Demzufolge 
mußten die EWG-Mitgliedstaaten Exporteinbußen 
auf den Drittlandmärkten hinnehmen, die sie mit 
Exporten in die Bundesrepublik auszugleichen such- 
ten. In der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres 
1963/64 hatte hingegen die deutsche Eiereinfuhr aus 
EWG-Mitgliedstaaten stärker - — um 15,7 ®/o — ab- 
genommen als die aus Drittländern (— l,2^/o). 

Die Einfuhr aus Drittländern sank im Februar 1964 
sehr schnell auf einen noch nie erreichten Tiefstand 
(1277 t) und erholte sich auch nur vorübergehend 
wieder, um dann im Juni ihren bisher geringsten 
Umfang von nur 250 t zu erreichen. Die Einfuhr aus 
EWG-Mitgliedstaaten dagegen übertraf von Januar 
bis April erheblich ihre Vorjahreshöhe. 

Betrachtet man das Wirtschaftsjahr 1963/64 im 
ganzen, so ging der Rückgang der Einfuhr aus den 
EWG-Mitgliedstaaten vollständig zu Lasten der 
Niederlande, während vor allem Belgien/Luxemburg 
und Frankreich ihre Ausfuhr ln die Bundesrepublik 
weiter steigern konnten. Belgiens Anteil an der 
deutschen Eiereinfuhr erreichte nunmehr 12,2^/o. Da- 
mit wurde es nach den Niederlanden zum größten 
Eierbezugsland der Bundesrepublik. Mit 19 300 t ist 
seit 1958/59 die Einfuhr aus Belgien um mehr als 
das Dreifache gestiegen, während sie aus den Nie- 
derlanden, auf die 1963/64 65,7 ®/o der deutschen 
Eiereinfuhr entfielen, in der gleichen Zeit um 27,4 °/o 
zurückging. 

Unter den Drittländern hat am stärksten Däne- 
mark unter dem Rückgang der deutschen Eier- 
einfuhr gelitten. 1958/59 lieferte es noch mit 73 000 t 

26,6 ö/o der deutschen Einfuhr, 1963/64 mit rd. 10 200 t 
nur noch 6,5 ö/o. Allein gegenüber dem Vorjahr nahm 
1963/64 die Eiereinfuhr aus Dänemark um 47,5 ö/o 
ab, wobei sich der Rückgang nach Erhebung der Zu- 
satzabschöpfung verstärkte. Auch die Einfuhr aus 
Finnland sank erheblich. Aus Jugoslawien hörte sie 
ganz auf. Von den übrigen wichtigeren Bezugs- 
ländern der Bundesrepublik konnten dagegen 
Schweden und Südafrika ihre Lieferungen wieder 
erhöhen, und auch der mengenmäßige Exportverlust 
der Ostblockländer war mit insgesamt 600 t gegen- 
über dem Vorjahr bei einer Einfuhr aus diesen Län- 
dern von rd. 12 500 t nur gering. Die Preise der Ost- 
blockländer, die in ihrer Preisgestaltung sich nach 
der Abschöpfungshöhe in der EWG ausrichteten, 
lagen weit unter den Angebotspreisen anderer 
Länder. 
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Tabelle 30 


Einfuhr von Eiern 

(Schaleneier und Eiprodukte) 


Gruppe 
der Her- 
stellungs- 
länder 


in 

1000 t Schaleneiwert 




Veränderung in 

<^/o 


1958/59 

Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 
1959/60 1960/61 1961/62 1962/63 

1963/64 

1958/59 

1963'64 gegen 

1959''60 1960/61 1961/62 

1962/63 






Schaleneier 








EWG- 














Mitglied- 

staaten 

149,0 

166,3 

163,7 

181,3 

134,6 

126,3 

__ 

15,2 

— 

24,1 

-22,8 

-30,3 

- 6,2 

Drittländer 

127,6 

124,6 

103,7 

84,0 

44,6 

32,0 

— 

74,9 

— 

74,3 

-69,2 

-61,9 

-28,4 

insgesamt 

276,6 

290,9 

267,4 

265,3 

179,2 

158,3 


42,8 

— 

45,6 

-40,8 

-40,3 

-11,7 






Eiprodukte 








EWG- 














Mitglied- 

staaten 

4,0 

6,3 

10,3 

12,9 

9,9 

14,8 

+ 265,4 

+ 134,1 

+ 42,9 

+ 14,7 

+ 50,0 

Drittländer 

23,1 

22,1 

19,1 

.24,3 

13,2 

23,7 


2,8 


7,5 

+ 24,4 

" 2,6 

+ 79,8 

insgesamt 

1 27,1 

28,4 

29,4 

37,2 

23,1 

38,5 

+ 

42,0 

+ 

35,6 

! +30,9 

+ 3,4 

1 +67,0 






Eier zusammen 








EWG- 














Mitglied- 

staaten 

153,0 

172,6 

' 174,0 

194,2 

144,5 

141,1 

— 

7,8 

— 

18,3 

-18,9 

\ -27,4 

- 2,3 

Drittländer 

150,7 

j 146,7 

122,8 

108,3 

57,8 

55,7 

— 

63,0 


62,0 

-54,6 

-48,6 

1 - 3,7 

insgesamt 

1 303,7 

319,3 

296,8 

302,5 

202,3 

196,8 


35,2 

- 

38,4 

-33,7 

-35,0 

- 2,7 


Die Einfuhr von Eiprodukten, die 1962/63 infolge 
der besonders hohen Einfuhr 1961/62 beträchtlich 
abgenommen hatte, setzte im Wirtschaftsjahr 1963/64 
ihre seit 1958/59 zu beobachtende Aufwärtsentwick- 
lung fort. Sie übertraf die Einfuhr des Vorjahres um 
67,0 Vo, die des Wirtschaftsjahres 1958/59 um 42,0 Vo. 
Die Einfuhrzunahme war im ersten Halbjahr 1964 
wesentlich stärker als im zweiten Halbjahr 1963. An- 
laß zu diesem Einfuhranstieg war zweifellos die 
Befürchtung des Handels, daß die im Februar 1963 
erfolgte Senkung der Abschöpfung auf die Einfuhr 
von Eiprodukten zur Teigwarenherstellung rück- 
gängig gemacht werde. Diese Abschöpfungssenkung 
wurde zum 1. Juli 1964 aufgehoben. Die Einfuhr aus 
Drittländern nahm 1963/64 sowohl absolut als auch 
im Verhältnis zum Vorjahr stärker zu als die Ein- 
fuhr aus EWG-Mitgliedstaaten. Infolgedessen hat 
sich der Anteil der Drittländer an der deutschen Ein- 
fuhr von Eiprodukten, der sich seit 1958/59 bis 
1962/63 von 85,2 ^/o auf 57,1 Vo verringert hatte, wie- 
der auf 61,6 ^/o erhöht. Auf die EWG-Mitgliedstaaten 
entfiel nur noch ein Anteil von 38,4 Vo. 


Geflügel 

Die Einfuhr von Schlachtgeflügel und Geflügel- 
ficischerzeugnissen (Geflügeleinfuhr) in die Bundes- 
republik, die jahrelang stetig zugenommen und 
1962/63 nach der hohen Einfuhr 1961/62 einen star- 
ken Rückschlag erlitten hatte, ist 1963/64 wieder um 
ll,3^/o gestiegen. Der Einfuhranstieg war möglich, 
weil die hohen Bestände aus den Vorratskäufen des 
Importhandels vor Inkrafttreten der neuen Markt- 
ordnung, die im Vorjahr zu dem Einfuhrrückgang 
wesentlich beigetragen hatten, verbraucht waren 
und der Anstieg der Inlandsproduktion nicht mit der 
wieder zunehmenden Nachfrage Schritt hielt. Den- 
noch lag die Geflügeleinfuhr 1963/64 noch um 
11,1 ”/o niedriger als 1961/62, wenn sie auch wesent- 
lich höher war, als in den davorliegenden Jahren, 
z. B. um 165,2 Vo höher als 1958/59. 

Der Wiederanstieg der deutschen Geflügeleinfuhr 
kam nicht nur den EWG-Mitgliedstaaten, sondern 
auch den Drittländern zugute, zu deren Lasten allein 
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der Einfuhrrückgang im Vorjahr gegangen war. Ah ' 
lerdings hat die Einfuhr aus Drittländern nur einen 1 
geringen Teil ihres Vorjahresverlustes wieder auf- j 
geholt. Die Einfuhr aus EWG-Mitgliedstaaten nahm j 
1963/64 gegenüber dem Vorjahr um 17,3 ^/o zu, die 
Einfuhr aus Drittländern um 6,5 ‘Vo. Damit lag | 
1963/64 die Geflügeleinfuhr aus EWG-Mitgliedstaa- ; 
ten um 35,6 ^/o höher, die Einfuhr aus Drittländern I 
um 32,0 Vo niedriger als 1961/62. Es wurde dennoch 
1963/64 das Zweieinhalbfache der Einfuhrmenge 
1958/59 von Geflügel aus Drittländern eingeführt. 
Der Anteil der Drittländer an der Geflügeleinfuhr 
der Bundesrepublik sank 1963/64 auf 52,8 Vo und 
war niedriger als in den Vorjahren, während der 
Anteil der EWG-Mitgliedstaaten auf 47,2 ^/o entspre- 
chend zunahm. 

Von den an der deutschen Geflügeleinfuhr be- 
teiligten Ländern haben unter den EWG-Mitglied- 
staaten seit Inkrafttreten der EWG-Marktordnung 
Belgien und Frankreich ihre Lieferungen sowohl in 
ihrer absoluten Menge als auch relativ stärker — 
auf rd. die dreifache Menge ■ — steigern können als 
die Niederlande (um 10,7 ^Vo). 

Von den Drittländern erlitten seit Bestehen der 
EWG-Marktordnung die USA neben einigen kleine- 
ren Lieferländern die größten Verluste in ihrer 
Schlachtgeflügelausfuhr nach der Bundesrepublik. 
Der starke Rückgang der deutschen Geflügeleinfuhr 


aus den USA, der 1962/63 gegenüber dem Vorjahr 
53,1 ^/o (47 800 t bzw. 121,2 Millionen DM) aus- 
machte, dürfte nicht allein eine Folge der EWG- 
Marktordnung gewesen sein, sondern war, wie der 
geringe Rückgang der Einfuhr aus einigen anderen 
Drittländern schließen läßt, durch Veränderungen in 
der Richtung der Nachfrage der Verbraucher mitbe- 
dingt. Er führte zwischen den USA und der EWG 
zu handelspolitischen Auseinandersetzungen, dem 
„Hähnchenkrieg". Obwohl die Einfuhr aus den USA 
1963/64 mengenmäßig um 15,4 ®/o gegenüber dem 
Vorjahr zunahm, lag sie doch noch um 45,8 ^/o nied- 
riger als in ihrem Rekordjahr 1961/62, als durch 
Vorratskäufe die Einfuhrmengen über das Normal- 
maß anstiegen. Abgesehen von 1961/62 hat dennoch 
die Geflügeleinfuhr aus den USA von Jahr zu Jahr 
zugenommen; sie war 1963/64 um 52,1 größer als 
1959/60, Der Wert der Geflügeleinfuhr aus den USA 
hat allerdings 1963/64 seine Vorjahrshöhe noch 
nicht ganz wieder erreichen können. Der Grund 
hierfür ist im Preisrückgang und im Anwachsen des 
Anteils der billigeren Geflügelteile an der Gesamt- 
einfuhr zu suchen. Die Einfuhr von Geflügel aus 
Dänemark blieb 1963/64 um 2,3 ^/o unter ihrem Vor- 
jahrsumfang; im Vergleich zu 1961/62 sank sie um 
12,4 ®/o. Die Einfuhr aus Ostblockländern übertraf 
1963/64 die des Vorjahres um 8,8 ^/o und war um 
6,9 Vo geringer als 1961/62. 


Tabelle 31 


Einfuhr von Schlachtgeflügel und Geflügelfleischerzeugnissen 


Gruppe 
der Her- 
stellungs- 
länder 


in 1000 t Fleischwert 

Wirtschaftsjahr (Juli/Juni) 

1958/59^ 1959/60 1960/61' 1961/62 1962/63 1963/64 


Veränderung in '^/o 
1963^64 gegen 

1958/59 1959/60 1960/61 ' 1961/62 1962/63 


EWG- 

Mitglied- 


Staaten 

33,0 

42,1 

52,3 

68,1 

78,6 

92,2 

+ 179,5 i +119,2 

+ 76,4 

+ 35,6 

+ 17,3 

Drittländer 

40,7 

77,9 

91,4 

151,9 

97,0 

103,3 

+ 153,6 1 + 32,5 

+ 13,0 

-32,0 

+ 6,5 

insgesamt 

73,7 

120,0 

143,7 

220,0 

175,6 

195,5 

+ 165,21 + 62,9 

+ 36,1 

-11,1 

+ 11,3 

darunter 

USA 

5,7 

32,1 

40,7 

90,2 

42,4 

48,9 

+ 761,9 ! + 52,1 

+ 20,0 

-45,8 

+ 15,4 

Dänemark 

13,8 

22,2 

30,2 

39,4 

35,4 ' 

34,5 

+ 151,1 + 55,6 

1 

+ 14,5 

-12,4 

- 2,3 
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VIII. Die Ausfuhr von Ernährungsgütern aus der Bundesrepublik 


Die Ausfuhr von Ernährungsgütern aus der Bun- 
desrepublik hat im Wirtschaftsjahr 1963/64, wie in 
den vorangegangenen Jahren weiter zugenommen. 
Sie zeigte gegenüber dem Vorjahr ihre bisher größ- 
te Steigerungsrate. Mit einem Wert von l,3Mrd.DM 
lag sie um 17,2 % höher als im Vorjahr und um 
43,4% höher als im Wirtschaftsjahr 1958/59. Dabei 
wurden um 40,0 ^/o mehr Ernährungsgüter in die 
EWG-Mitgliedstaaten exportiert als 1962/63, so daß 
der Anteil der EWG-Mitgliedstaaten als Abnehmer 
der deutschen ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr 
auf 42,2 ^/o anstieg. 

Die Ausfuhr nach Drittländern erhöhte sich dage- 
gen 1963/64 im Vergleich zum Vorjahr nur um4,7^/o. 
Damit wurden nur noch 57,8 ®/o der ernährungswirt- 
schaftlichen Ausfuhr an Drittländer geliefert. Seit 
dem Wirtschaftsjahr 1958/59 stieg die Ausfuhr nach 
EWG-Mitgliedstaaten um 73,9 %, nach Drittländern 
um 27,1 %. 

Von der ernährungswirtschaftlichen Ausfuhr ent- 
fielen 1963 64 38,0 '^^o auf Erzeugnisse, die in der 
EWG einer gemeinsamen Marktregelung unterlie- 
gen; diese Ausfuhr erfolgte fast vollständig im 
Rahmen der EWG-Regelung für Erstattungen. Sie 
war nach Inkrafttreten der gemeinsamen Marktord- 
nung in der EWG, vor allem infolge der durch die 
Marktordnung für Getreide bedingten Erschwerung 
des Mehlexports, zunächst stark zurückgegangen. 
Die Ausfuhr von Marktordnungswaren nahm im 
Wirtschaftsjahr 1963/64, mit der erneuten Ausdeh- 
nung der Ausfuhr von Getreide und Getreideer- 
zeugnissen, um 65,1 Vo gegenüber dem Vorjahr und 
um 73,2% gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1958/59 
zu. 

In überwiegendem Maße — zu 88,5 Vo — wurden 
1963/64 die Marktordnungswaren nach Drittländern 
exportiert und nur zu ll,5®/o nach EWG-Mitglied- 
staaten. Die Marktordnungswaren haben einen An- 
teil von 58,2 “/o an der deutschen ernährungswirt- 
schaftlichen Gesamteinfuhr nach Drittländern, aber 
nur von 10,3 ^/o an der entsprechenden Ausfuhr nach 
EWG-Mitgliedstaaten. 


Von der ernährungswirtschaftlichen Gesamtaus- 
fuhr entfielen 1963/64 29,9% auf Getreide und Ge- 
treideerzeugnisse, die zu 94,5 % an Drittländer ge- 
iiofert wurden. Die Ausfuhr dieser Erzeugnisse war 
1963/64 um 70,9% größer als im Vorjahr und um 
20,1 ^/o größer als in ihrem bisherigen Rekordjahr 
1961/62. 

Da die Ausfuhr von Getreideerzeugnissen einen 
überwiegenden Anteil an der Ausfuhr von Markt- 
ordnungswaren hat, hängt auch die Gesamtentwick- 
iung der Ausfuhr von Marktordnungswaren im 
wesentlichen von der Ausfuhr von Getreideerzeug- 
nissen ab. Allein die Ausfuhr von Weizenmehl aus 
der Bundesrepublik, die nach Inkrafttreten der 
EWG-Marktordnung zunächst einen starken Rück- 
schlag erlitten hatte, nahm 1963/64 wieder — wert- 
mäßig um 61,9 Vo — zu und erreichte damit fast die 
Rekordhöhe, des Wirtschaftsjahres 1961/62. Diese 
große Ausfuhr ist überwiegend eine Folge der 
Weizenkäufe der Ostblockländer. Außer Weizen- 
mehl sind aber auch einige andere Getreideerzeug- 
nisse in zunehmendem Umfang exportiert worden, 
z. B. führten die den Exporteur begünstigenden Be- 
stimmungen über abschöpfungsfreie Wiedereinfuhr 
von Mais beim Export von Maisgrieß 1963/64 zu 
einem plötzlichen Anstieg der bisher belanglosen 
Ausfuhr von Maisgrieß (auf rd. 249 000 1 bzw. 50 
Millionen DM). 

Gleichzeitig nahm aber 1963/64 auch die Ausfuhr 
von den einer gemeinsamen Marktordnung unter- 
liegenden Waren tierischer Herkunft zu. Diese Aus- 
fuhr hat sich gegenüber dem Vorjahr mehr als 
verdoppelt und hat auch höher als in allen vor- 
angegangenen Jahren gelegen; dabei hat sich die 
Ausfuhr nach EWG-Mitgliedstaaten gegenüber dem 
Vorjahr vervierfacht, während die Ausfuhr nach 
Drittländern, die allerdings in den Vorjahren fast 
ständig zurückgegangen war, nur um 31,4 ®/o stieg. 

Bei der Ausfuhr von Marktordnungswaren tieri- 
scher Herkunft ist nur die Ausfuhr von Schweine- 
fleisch von Bedeutung, die im wesentlichen in die 
EWG-Länder gerichtet war und mit der besonderen 
Lage auf dem Schweinemarkt im Berichtsjahr in 
engem Zusammenhang stand. 
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Tabelle 32 


Ausfuhr von Gütern der Ernährungswirtschaft 


Gruppe 
der Ver- 
brauchs- 








Veränderung in 

Vo 



wirtscnansjanr (juii/junij 



1963/64 gegen 


länder 

1958/59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 

1963/64 

1958'59 

1959/60 

1960/61 

1961/62 

1962/63 



Ernährungsgüter (ohne Kaffee und Tabak) insgesamt in Millionen DM 



EWG- 

Mitglied- 

staaten 

318 

379 

378 

359 

395 

553 

+ 73,9 

+ 45,9 

+ 46,3 

+ 54,0 

+ 40,0 

Drittländer 

595 

628 

687 

727 

in 

756 

+ 27,1 

+ 20,4 

+ 10,0 

+ 4,0 

+ 4,7 

insgesamt 

913 

1 007 

1 065 

1 086 

1 117 

1 309 

+ 43,4 + 30,0 

+ 22,9 

+ 20,5 

+ 17,2 


Anteil der Verbrauchsländer an der ernährungswirtschaf tlidien Gesamtausfuhr in ®/o 


EWG- 

Mitglied- 

staaten 

34,8 

37,6 

35,5 

33,1 

35,4 

42,2 






Drittländer 

65,2 

62,4 

64,5 

66,9 

64,6 

57,8 






insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 









EWG-Marktordnungswaren i) in Millionen DM 




EWG- 

Mitglied- 

staaten 

82 

69 

108 

94 

31 

57 

~ 30,5 

- 17,4 

-47,2 

-39,4 

+ 83,9 

Drittländer 

205 

219 

273 

303 

270 

440 

+ 1 14,6 

+ 100,9 

+ 61,2 

+ 45,2 

+ 63,0 

insgesamt 

287 

288 

381 

397 

301 

497 

+ 73,2 

+ 72,6 

+ 30,4 

+ 25,2 

+ 65,1 

Anteil der EWG-Marktordnungswaren an der ernährungswirtschaf fliehen Gesamtausfuhr 







in ®/o 






EWG- 

Mitglied- 

staaten 

25,8 

18,2 

28,6 

26,2 

8,1 

10,3 






Drittländer 

34,5 

34,9 

39,7 

41,7 

37,4 

58,2 






insgesamt 

31,4 

28,6 

35,8 

36,6 

26,9 

38,0 







Anteil der Verbrauchsländer an der Ausfuhr von EWG-Marktordnungswaren^) in ®/o 


EWG- 

Mitglied- 

staaten 

28,5 

23,9 

28,3 

23,7 

10,5 

11,5 






Drittländer 

71,5 

76,1 

71,7 

76,3 

89,5 

88,5 






insgesamt 1 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 



Waren der Verordnungen 19 bis 24 (Getreide, Schlachtschweine und Schweinefleisch, Eier, Geflügel, Obst, Gemüse, 
Wein) 
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IX. Neue Gemeinsame Marktorganisationen 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft j 
hat am 5. Februar 1964 die Errichtung von drei wei- j 
teren gemeinsamen Marktorganisationen beschlos- j 
sen, nämlich für Reis, für Rindfleisch sowie für Milch | 
und Milcherzeugnisse. Die Anwendung dieser Markt- 
ordnungen fiel noch nicht in das Berichtsjahr. 

a) Reis 

Die für Reis grundlegende Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG des Rates ist am 28. Februar 1964 in Kraft ge- 
treten. Diese Verordnung sieht für die Erzeuger- 
staaten von Reis innerhalb der Gemeinschaft ein 
System von Richtpreisen und Interventionspreisen 
für die inländische Erzeugung und von Schwellen- 
preisen für die eingeführten Erzeugnisse vor, die 
für jedes Wirtschaftsjahr von den betreffenden Mit- 
gliedsstaaten erlassen werden. Für die Nichterzeu- 
gerstaaten — zu ihnen gehört die Bundesrepublik — 
setzt der Rat auf Vorschlag der Kommission einen 
gemeinsamen Schwellenpreis für Einfuhren aus den 
Mitgliedstaaten und aus Drittländern fest. Für das 
Wirtschaftsjahr 1964/65 ist dieser gemeinsame 
Schwellenpreis für die Nichterzeugerstaaten in Arti- 
kel 2 der Verordnung Nr. 36/64/EWG des Rates vom 
25. März 1964 bestimmt worden. Die cif-Preise für 
Einfuhren aus Drittländern und die Preise frei 
Grenze für Einfuhren aus Mitgliedstaaten werden 
von der Kommission festgesetzt. 

Die sich als Differenzbetrag zwischen dem Schwel- 
lenpreis und den cif-Preisen bzw. Preisen frei Grenze 
ergebenden Abschöpfungsbeträge werden von den 
einführenden Mitgliedstaaten errechnet, erhoben 
und vereinnahmt. Die Abschöpfungsregelung für die 
von der Verordnung Nr. 16/64/EWG erfaßten Er- 
zeugnisse wird ab 1. September 1964 angewandt. 

In der Bundesrepublik ist zur Durchführung der 
EWG-Marktorganisation für Reis das Durchfüh- 
rungsgesetz EWG Reis vom 13. August 1964 erlassen 
worden. Nach diesem Gesetz erteilt die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel (bis zum 
Inkrafttreten des geänderten § 28 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes noch die Außenhandelsstelle) die 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen. Die Abschöpfungs- 
sätze für die einzelnen Erzeugnisse werden von der 
Einfuhr- und Vorratsstelle errechnet und bekannt- 
gegeben. Das Durchführungsgesetz EWG Reis sieht 
auch die Möglichkeit für Erstattungen bei der Aus- 
fuhr von Erzeugnissen der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG vor; eine das Erstattungsverfahren regelnde 
Rechtsverordnung wird noch erlassen. 

b) Rindfleisch 

Die Verordnung Nr. 14/64/EWG über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Rindfleisch ist am 28. Februar 1964 in 


Kraft getreten. Für ihre Anwendung waren jedoch 
eine Reihe von Durchführungsverordnungen erfor- 
derlich, deren Vorbereitung und Verabschiedung 
längere Zeit in Anspruch nahm. Nach Beschluß des 
Ministerrates vom 30. Juni 1964 soll die EWG- 
Marktordnung Rindfleisch ab 1. November 1964 an- 
gewandt werden. 

Die EWG-Marktordnung für Rindfleisch soll zur 
Stabilisierung der Erzeuger- und Verbraucherpreise 
beitragen und sowohl den inländischen Erzeugern 
als auch den Exportländern innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft ermöglichen, sich an der Deckung 
des voraussichtlich weiter steigenden Rindfleisch- 
bedarfs erfolgreich zu beteiligen. Die Handhabung 
der Marktordnung ist elastisch gestaltet, Abschöp- 
fungs- und Interventionsmaßnahmen sind auf die 
Preisentwicklung abgestellt, die an den Orientie- 
rungspreisen gemessen wird. 

Für jeden Mitgliedstaat kommt je ein Orientie- 
rungspreis für Großvieh und Kälber zur Anwen- 
dung, der jeweils für ein Wirtschaftsjahr gültig ist. 
In den ersten beiden Jahren der Anwendung der 
Rindfleischverordnung werden die Orientierungs- 
preise von den einzelnen Mitgliedstaaten innerhalb 
vom Ministerrat bestimmter Ober- und Untergren- 
zen festgelegt. Ab 1966 legt der Ministerrat für jeden 
Mitgliedstaat die Orientierungspreise so fest, daß 
spätestens bis zum 31. Dezember 1969 für alle Mit- 
gliedstaaten einheitliche Orientierungspreise für 
vergleichbare Qualitäten erzielt werden können. 

Die Einfuhrregelung beruht auf Zöllen und wird 
durch einen Abschöpfungsmechanismus ergänzt. 

Die Einfuhren aus Drittländern werden lediglich 
einer Zollbelastung unterworfen, solange sich der 
Marktpreis des einführenden Mitgliedstaates im 
Durchschnitt aller Rinderklassen auf den Referenz- 
märkten — in Deutschland die 12 Großmärkte des 
Landes Nordrhein-Westfalen ■ — über 105 Vo des 
Orientierungspreises befindet. Liegt der Marktpreis 
unter 105 ^/o des Orientierungspreises, so wird neben 
dem Zoll eine Abschöpfung in gestaffelter Höhe er- 
hoben. 

Bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten kann, sofern 
es sich um Rinder oder Fleisch von Rindern handelt, 
abgeschöpft werden, wenn der Marktpreis höchstens 
96 ‘^/o des Orientierungspreises beträgt und der ein- 
führende Mitgliedstaat auf seinem Markt interve- 
niert. Werden keine Interventionen durchgeführt, so 
kann bei Einfuhren aus einem anderen Land der 
Gemeinschaft nur abgeschöpft werden, wenn der 
Marktpreis höchstens 90 Vo des Orientierungspreises 
beträgt. Bei Einfuhren lebender und geschlachteter 
Kälber aus Mitgliedstaaten sind Abschöpfungen nicht 
möglich. 

Die bisher in den einzelnen Mitgliedstaaten auto- 
nom gehandhabten Zollsätze werden gegenüber 
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Drittländern bis zum Ende der Übergangszeit (31. De- 
zember 1969) dem gemeinsamen Außenzoll ange- 
glichen. Die Binnenzölle werden bis dahin allmäh- 
lich auf Null gesenkt. 

Als Bemessungsgrundläge für die Höhe der Ab- 
schöpfung werden von der Kommission wöchentlich 
„Einfuhrpreise" für Großvieh und Kälber bekannt- 
gegeben, die sich aus den Notierungen für Lebend- 
vieh auf repräsentativen Drittlandsmärkten und auf 
den Referenzmärkten der Mitgliedstaaten errechnen. 
Die Abschöpfung für Lebendvieheinfuhren aus Dritt- 
ländern errechnet sich aus der Differenz zwischen 
dem Orientierungspreis und dem „Einfuhrpreis", 
dem eine Pauschale für Transportkosten hinzuge- 
rechnet wird, einschließlich Zoll und Umsatzaus- 
gleichsteuer. Die Abschöpfung wird nur zur Hälfte 
erhoben, wenn der Marktpreis unter 105 Vo und über 
100 ^/o des Orientierungspreises liegt. Bei Einfuhren 
aus Mitgliedstaaten kann höchstens bis 96 ^/o des 
Orientierungspreises abgeschöpft werden. 

Zur Berechnung der Abschöpfung für Fleisch wer- 
den auf die Abschöpfung für Lebendvieh bestimmte 
Koeffizienten angewandt. 

Zur Vermeidung größerer Preisrückgänge kön- 
nen die Mitgliedstaaten auf ihrem Markt Interven- 
tionsmaßnahmen ergreifen. Durch staatliche Stellen 
oder Beauftragte privater Firmen können Rinder 
oder Rindfleisch zur vorübergehenden Einlagerung 
aus dem Markt genommen werden. Interventionen 
sind jedoch nur möglich, solange der im Durchschnitt 
aller Rinderklassen auf den Referenzmärkten ermit- 
telte Preis nicht über 96 *^70 des Orientierungspreises 
liegt. Von dieser Regelung sind die zur Wälzung der 
Vorratsbestände erforderlichen Mengen nicht be- 
troffen. Bei Kälbern und bei Kalbfleisch ist eine 
Intervention nicht möglich. Bei ernstlichen Markt- 
störungen auf Grund von Einfuhren sind Schutzmaß- 
nahmen zulässig. 

Bei der Ausfuhr von Rindern, Rindfleisch und 
Rindfleischerzeugnissen in Drittländer kann eine 
Erstattung gewährt werden, die sich nach der Höhe 
des Orientierungspreises sowie nach der Preisent- 
wicklung für Lebendvieh auf den repräsentativen 
Drittlandsmärkten richtet und die einen bestimmten 
Höchstbetrag nicht übersteigen darf. 

c) Milch und Milcherzeugnisse 

Die Verordnung zur schrittweisen Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse Nr. 13/64/EWG ist am 28. Februar 
1964 in Kraft getreten, wird mit ihren wichtigsten 
Bestimmungen jedoch erst ab 1. November 1964 an- 
gewandt. Insbesondere tritt die Regelung des Han- 
delsverkehrs und der Interventionen erst von die- 
sem Zeitpunkt ab ein. 

Der Verordnung unterliegen in erster Linie alle 
Milchprodukte, während Frischmilch (Trinkmilch und 
Frischmilcherzeugnisse) nur von den Vorschriften 
über die Festsetzung des Richtpreises und der Bei- 
hilfen erfaßt wird. Es ist vorgesehen, diese Erzeug- 
nisse einer gesonderten Trinkmilchmarktregelung zu 


unterwerfen, die vor dem 1. Juli 1965 erlassen und 
am 1. Dezember 1965 angewandt werden soll. 

Um in der Endstufe einen gemeinsamen Markt zu 
erreichen, bedient sich die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Milch und Milcherzeugnisse im wesent- 
lichen folgender drei Hilfsmittel 

1. einer Abschöpfungsregelung, durch die einzel- 
staatliche Maßnahmen zum Schutz der Märkte 
ersetzt werden- 

2. der Festsetzung einzelstaatlicher Richtpreise für 
Milch ab Hof, die während der übergansgzeit 
schrittweise einander angenähert und auf einen 
gemeinsamen Richtpreis hin vereinheitlicht wer- 
den; 

3. einer Interventionsregelung, die isich in erster 
Linie auf den Butteimarkt erstreckt. 

Abschöpfung 

Zur Regelung des Handelsverkehrs sowohl mit 
Mitgliedstaaten als mit Drittländern tritt am 1. No- 
vember 1964 an die Stelle von Zöllen, Kontingenten 
und sonstigen mengenmäßigen Beschränkungen eine 
Abschöpfung. Mit ihr soll im wesentlichen der Unter- 
schied zwischen den angestrebten Marktpreisen des 
einführenden Mitgliedstaates und den Marktpreisen 
des Ausfuhrlandes bzw. des Weltmarktes aus- 
geglichen werden. Die Abschöpfungen im Handel 
mit Mitgliedsländern sind grundsätzlich um einen 
Pauschalbetrag, der die Präferenz der Mitglied- 
staaten sichern soll, niedriger als die Abschöpfungen 
gegenüber Drittländern. 

Zur Berechnung der Abschöpfung werden für ein- 
zelne Erzeugnisse oder für Gruppen von Erzeug- 
nissen Schwellenpreise festgesetzt. Sie werden auf 
der Grundlage von Referenzpreisen berechnet, die 
auf den Durchschnittspreisen der betreffenden Er- 
zeugnisse im Jahre 1963 beruhen und nach gewissen 
Gesichtspunkten berichtigt und aktualisiert werden. 
Der zweite Faktor zur Bestimmung der Abschöpfung 
ist der sogenannte Frei-Grenze-Preis, der bei Mit- 
gliedstaaten auf Grund der dort festgestellten Markt- 
preise und bei Drittländern auf der Basis des 
niedrigsten Weltmarktpreises festgesetzt wird. Der 
Unterschied zwischen dem jeweiligen Frei-Grenze- 
Preis und dem Schwellenpreis (bzw. bei Einfuhren 
aus Mitgliedstaaten dem um den Pauschalbetrag ver- 
minderten Schwellenpreis) ist die Abschöpfung. 

Richtpreis 

Jeder Mitgliedstaat setzt während der Übergangs- 
zeit jährlich einen Richtpreis fest, der für 1 kg Milch 
mit einem Fettgehalt von 3,7 Vo ab Hof gilt. Dieser 
Richtpreis ist der Preis, der für den Durchschnitt aller 
verkauften Milch angestrebt wird; er stellt also 
weder einen Fest-, noch einen Garantie- oder Min- 
destpreis dar. Im ersten Jahr der Anwendung der 
Verordnung können die Mitgliedstaaten innerhalb 
einer oberen und unteren Grenze, die vom Rat auf 
42 und 31,8 Pf je kg festgelegt worden ist, ihren 
Richtpreis bestimmen. Für die Bundesrepublik ist 
der Richtpreis, der bis zum Ende des Mdlchwirt- 
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Schaftsjahres 1964/65, d. h. bis zum 31. März 1965, 
gilt, auf 37,7 Pf je kg festgelegt worden. 

Um den Richtpreis zu erreichen, können dieMarkt- 
erlöise durch Beihilfen und besondere Maßnahmen 
im Rahmen einer Regelung des Frischmilchmarktes 
(Ausgleich und Stützung) ergänzt werden. Alle in 
der Verordnung vorgesehenen Maßnahmen zielen 
darauf ab, den Richtpreis zu erreichen. 

Zur Vereinheitlichung der einzelstaatlichen Richt- 
preise wird vom 1. April 1965 an ein gemeinsamer 
Richtpreis festgesetzt. Um eine Annäherung an die- 
sen Preis zu erreichen, sind jährlich Korrekturen 
der einzelstaatlichen Rieht- und Schwellenpreise vor- 
gesehen. 

Intervention 

Die EWG-Milchmarktordnung sieht eine zwin- 
gende Intervention bei Butter vor. Da ein erheb- 
licher Teil der Milcherzeugung zur Butterproduktion 
verwandt wird, ist der Butterpreis von besonderer 
Bedeutung für die Erzielung des Richtpreises. Um 
ein unerwünschtes Absinken des Butterpreises zu 
verhindern, wird für Butter der ersten Qualität 
(Markenbutter) ein Interventionspreis festgesetzt. 
Wenn der Marktpreis in den einzelnen Mitglied- 
staaten ein bestimmtes Niveau unterschreitet, sind 
die staatlichen Interventionsstellen verpflichtet, 
ihnen zum Interventionspreis angebotene Butter, die 
bestimmten Anforderungen entspricht, aufzukaufen. 
Der Interventionspreis ist (mit Ausnahme von Bel- 
gien) im ganzen Milchwirtschaftsjahr einheitlich und 
gilt an allen von den MitgMedstaaten zu Inter- 
ventionsorten erklärten Plätzen. 

Neben der staatlichen Intervention kann die pri- 
vate Lagerhaltung durch die Gewährung von Bei- 
hilfen für den saisonalen Mengen- und Preisaus- 
gleich herangezogen werden. Während die Bundes- 
republik lediglich eine staatliche Intervention kannte, 
haben einige andere Mitgliedstaaten bisher die 
Möglichkeit der privaten Lagerhaltung vorgezogen. 

Die einzelstaatlichen Intenventionsmaßnahmen 
werden in von Jahr zu Jahr steigendem Maße auis 
dem Ausgleichs- und Garantiefonds finanziert. Da- 
her bestimmt die Gemeinschaft in relativ starkem 
Umfang die Richtlinien für die vorzunehmenden 
Interventionsmaßnahmen. 

In den einzelnen Mitgliedstaaten ist es daneben 
noch gestattet, bei anderen Erzeugnissen als Butter 


zu intervenieren. Spätestens zwei Jahre nach In- 
krafttreten der Verordnung bestimmt der Rat, 
welche Erzeugnisse außer Butter einer gemein- 
schaftlichen Intervention unterworfen werden. Dabei 
sollen insbesondere Produkte ausgewählt werden, 
die von besondere Bedeutung für die Verwertung 
des Milcheiweißes und die Bildung der Erzeuger- 
preise sind. 

Beihilfen 

Da in fast allen Mitgliedstaaten Subventionen an 
die Erzeuger gewährt werden, bereitete die Verein- 
heitlichung und die Frage der Zulässigkeit dieser 
Beihilfen besondere Schwierigkeiten. Da die Sub- 
ventionen in der unterschiedlichsten Weise einge- 
setzt wurden und werden, ist es das Bestreben der 
Gemeinschaft, Wettbewerbsverzerrungen, die durch 
die Beihilfen hervorgerufen werden können, zu be- 
seitigen. Dabei ist es das Ziel, in der Endphase eine 
Marktpolitik zu betreiben, die die Gewährung von 
unmittelbaren Beihilfen für die Milcherzeuger un- 
nötig macht. Um dieses Ziel schrittweise zu er- 
reichen, ist eine jährliche Meldung der Beihilfen und 
ein automatischer Abbau für einen Teil der Beihilfen 
vorgesehen. Automatisch wird der Teil der Beihilfen 
abgebaut, der dazu beiträgt, daß die Marktpreise 
der Erzeugnisse unter einem Preis gehalten werden 
können, der einem Auszahlungspreis von 31,8 Pf 
je kg Milch entspricht. In der Bundesrepublik ist 
letzteres lediglich bei der Kesselmilchstützung der 
Fall, die daher im Laufe der Übergangszeit abgebaut 
werden muß. Dagegen unterliegen die Förderungs- 
und Gütezuschläge des Bundes und der Länder nicht 
dem automatischen Abbau. Uber ihre weitere Be- 
handlung muß der Rat anläßlich seiner jährlichen 
Beschlüsse über die Annäherung der einzelstaat- 
lichen Richtpreise beraten. Eine Verringerung der 
Beihilfen wird durch eine entsprechende Erhöhung 
der Schwellenpreise ausgeglichen. 

Die im Rahmen des allgemeinen Ausgleichs in der 
Milchwirtschaft nach § 12 des Milch- und Fettgesetzes 
gezahlten Stützungsbeträge fallen mit Ausnahme 
der Beträge für die zusätzliche Käsereimilchstützung 
nicht unter die Vorschriften über den automatischen 
Abbau der Beihilfen. Über ihre Beibehaltung muß 
bei der Entscheidung des Ministerrats über eine 
Regelung des Frischmilchmarktes entschieden wer- 
den. 
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X. Einzelprobleme bei der Anwendung der Marktordnungen 


a) Anwendung der Schutzklausel 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesrepublik zwei- 
mal von der Schutzklausel Gebrauch gemacht, je 
einmal bei der Einfuhr von Äpfeln und Eiern, um die 
Einfuhr dieser Waren kurzfristig zu unterbinden. 
Nach Anhörung der Mitgliedstaaten entschied die 
Kommission in beiden Fällen grundsätzlich gegen 
die Schutzmaßnahmen der Bundesrepublik. Bei 
Äpfeln konnte zwar die Sperre für einige Sorten noch 
wenige Tage nach der Entscheidung der Kommission 
aufrecht erhalten bleiben (siehe V. Obst und Ge- 
müse), bei Eiern mußte die Grenze sofort wieder 
geöffnet werden. Da die Bundesregierung mit den 
Entscheidungen der Kommission nicht einverstanden 
war, rief sie in beiden Fällen den Rat an. Nach dem 
Wortlaut der Verordnungen muß dieser unverzüg- 
lich zusammentreten. Er kann die Entscheidung der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit ändern oder 
aufheben; Leitgedanke dabei ist die Beseitigung 
ernstlicher Marktstörungen, wobei jedoch der Schutz 
zwischen den Mitgliedstaaten nicht erhöht werden 
soll. Während der Sitzungen des Rates stellte sich 
heraus, daß bei der unterschiedlichen Interessenlage 
der Mitgliedstaaten sich keine qualifizierte Mehr- 
heit für einen Änderungsvorschlag fand, so daß die 
Kommissionsvorschläge unverändert aufrecht erhal- 
ten blieben. Diese Beispiele zeigen, daß es bei der 
gegenwärtigen Konstruktion der Schutzklauseln in 
erster Linie auf die Entscheidung der Kommission 
ankommt. Weiterhin haben diese Beispiele erkennen 
lassen, daß die Schutzklauseln dann nicht mehr hel- 
fen, wenn der Markt von innen her — d. h. durch 
eine Überproduktion — gestört wird. Die Funktions- 
fähigkeit der EWG-Marktordnungen hängt weitge- 
hend davon ab, daß der Markt innerhalb der Ge- 
meinschaft, wenn möglich, defizitär bleibt oder 
höchstens sich ausgleicht. Einer strukturellen oder 
gelegentlichen Überproduktion ist mit Schutzklau- 
seln und gegenseitigem Abschluß der Märkte allein 
nicht zu begegnen. 

Eine Folge der deutschen Maßnahmen bestand 
darin, daß Italien sich bei Obst bereiterklärte, die 
Lieferungen sog. unbestellter Kommissionswaren 
einzuschränken, bzw, zeitweise vollkommen einzu- 
stellen. Die deutschen Obstpreise haben sich infolge- 
dessen auf einem Niveau gehalten, das durch die 
hohe eigene Ernte des Jahres 1963 begrenzt wurde. 
Den EWG-Partnern ist damit bewußt geworden, daß 
ein Preisverfall auf dem deutschen Markt nicht ohne 
Rückwirkungen auf die eigenen Märkte und Preise 
bleibt. 

b) Rückerstattungen im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr 

Auf Grund der ständig vorgebrachten Forderun- 
gen der Bundesregierung nach Beseitigung der Wett- 
bewerbsunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 


untereinander und gegenüber Drittländern hat sich 
der Rat mit der Frage der Rückerstattungen im inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr für Schweine, Eier 
und Geflügel mehrmals befaßt. 

.Nach den Grundverordnungen zur Errichtung ge- 
meinsamer Marktorganisationen für diese Waren 
war vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten unterein- 
ander Rückerstattungen bis auf das Weltmarktpreis- 
niveau gewähren könnten. Obwohl der einführende 
Mitgliedstaat in diesem Fall die um die Präferenz 
gekürzte Drittlandsabschöpfung erheben durfte, tra- 
ten doch bei diesen Verfahren Wettbewerbsnachteile 
für die inländische Erzeugung und für die Lieferun- 
gen aus Drittländern ein. Um dieses Ungleichgewicht 
zu beseitigen, verpflichteten sich die Mitgliedstaaten 
daher in einem „Gentleman Agreement", die an sich 
legale Möglichkeit zur sog. Drittlandsrückerstattung 
nicht voll auszunutzen und sich freiwillig eine Be- 
schränkung aufzuerlegen. Trotzdem blieb diese 
Regelung unbefriedigend, so daß der Rat auf deut- 
sche Initiative am 23. Dezember 1963 beschloß, die 
Rückerstattungen zwischen den Mitgliedstaaten in 
der Regel auf den tatsächlichen Preisunterschied der 
Futterkosten zu beschränken und die Drittlandsrück- 
erstattungen zu verbieten. 

Durch Verordnung 19/64/EWG des Rats wurden 
die Grundverordnungen zur Erriditung gemeinsamer 
Marktorganisationen für Schweinefleisch, Eier und 
Geflügelfleisch mit Wirkung vom 1. August 1964 
entsprechend geändert. Bis dahin galt das oben dar- 
gestellte „Gentleman Agreement" unverändert wei- 
ter. 

Es ist der Bundesregierung bisher nicht gelungen, 
die Einführung innergemeinschaftlicher Binschleu- 
sungspreise, die mit fortschreitender Entwicklung 
des gemeinsamen Marktes allerdings zunehmend an 
Bedeutung und Wirksamkeit verlieren, gegen die 
Auffassung der Kommission und der übrigen Mit- 
gliedstaaten durchzusetzen. Der Wegfall der Dritt- 
landsrückerstattung im innergemeinschaftlichen Wa- 
renverkehr dürfte eine ungerechtfertigte und vom 
Rat in ihrer Wirkung nicht beabsichtigte Präferenz 
der Mitgliedstaaten beseitigen. 

C. Verhalten der Gemeinschaft gegenüber 
Drittländern 

Eine weitere Forderung der Bundesregierung be- 
stand darin, den aufgetretenen Schwierigkeiten im 
Flandelsverkehr mit Drittländern zu begegnen und 
gewisse Verbesserungen in den bestehenden Ver- 
ordnungen zur Errichtung gemeinsamer Markt- 
organisationen vorzunehmen. Der Rat beschloß da- 
her, in alle bereits verabschiedeten Grundverord- 
nungen und in alle künftigen Verordnungen zur Er- 
richtung gemeinsamer Marktorganisationen die Ar- 
tikel 39 und 110 des Vertrages ausdrücklich aufzu- 
nehmen und den in ihnen genannten Zielen in geeig- 
neter Weise Rechnung zu tragen. 
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In Artikel 39 werden die Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik — Förderung der landwirtschaftldchen 
Produktivität, Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens 
der in der Landwirtschaft tätigen Personen, Stabili- 
sierung der Märkte, Sicherung der Versorgung und 
angemessene Preise für den Verbraucher — heraus- 
gestellt. 

Artikel HO spricht von einer harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels, schrittweiser Beseitigung 
der Beschränkungen im internationalen Handelsver- 


kehr und vom Abbau der Zollschranken gegenüber 
Drittländern. 

Sicherlich ist es nicht leicht, den Zielen dieser bei- 
den Vertragsbestimmungen in ausgeglichener Weise 
gerecht zu werden. Immerhin zeigt die Gemeinschaft 
mit der Aufnahme der Grundsätze für eine gemein- 
same Agrarpolitik und 'eines weltweiten Handels- 
verkehrs in alle Marktordnungen, daß sie bemüht 
ist, bei dem Aufbau einer eigenen Agrarkonzeption 
die Handelsbeziehungen zur gesamten Welt nicht zu 
vernachlässigen. 


Schlußbemerkungen 


Als Ergebnis des ersten und zweiten Berichtes, 
mit denen — jeweils für ein Halbjahr - — die Aus- 
wirkungen für das erste Wirtschaftsjahr nach dem 
Inkrafttreten der EWG-Marktorganisationen für Ge- 
treide, Schweinefleisch, Eier, Geflügel, Obst und 
Gemüse sowie (nur im zweiten Bericht) Wein dar- 
gestellt wurden, war festgestellt worden, daß eine 
eindeutige Beurteilung dieser Auswirkungen noch 
nicht oder nur mit Einschränkung möglich sei. 

Der vorliegende, dritte Bericht stützt sich auf die 
Ergebnisse der ersten beiden Wirtschaftsjahre nach 
dem Inkrafttreten der beiden genannten Markt- 
organisationen der EWG. Er bestätigt in vieler Hin- 
sicht, wenn auch nicht bei allen Waren, die bereits 
im zweiten Bericht angedeutete Entwicklung. 

Im wesentlichen kann für das Wirtschaftsjahr 
1963/64 folgendes festgestellt werden: 

Bei Getreide hat die EWG-Marktorganisation, wie 
bereits im vorangegangenen Wirtschaftsjahr, keine 
Schwierigkeiten gebracht. Die durch die Abschöp- 
fungsregelung der EWG eingetretene Verteuerung 
des ausländischen Brotweizens, die in ihrem Ausmaß 
hinter der des ersten Jahres der Anwendung der 
EWG-Marktregelung zurückblieb, wurde wiederum 
durch die Zahlung von Subventionen ausgeglichen. 
Ein erneutes Ansteigen der Verbraucherpreise für 
Getreideerzeugnisse ist wiederum nicht auf höhere 
Getreidepreise zurückzuführen. 

Die kräftigen Preissteigerungen in den Verbrau- 
cherpreisen für Schweinefleisch im Herbst und Win- 
ter 1963 hatte ihre Ursache nicht in der EWG-Markt- 
oganisation, die bei der gleichzeitigen, zyklisch 
bedingten Abnahme des Angebotes an Schlacht- 
schweinen im gesamten europäischen Raum nicht 
zur Wirkung kommen konnte. Änderungen des 
Preisgefälles für Schlachtschweine innerhalb der 
Bundesrepublik sind ebenfalls nicht auf Wirkungen 
der EWG-Marktorganisation zurückzuführen. 


Die Eierpreise wurden stark durch zyklische 
Schwankungen beeinflußt, die sich in einem Rück- 
gang der Erzeuger-, Einfuhr- und — in geringerem 
Ausmaß — der Verbraucherpreise zeigten. Mit Hilfe 
der EWG-Marktorganisation konnten Störungen des 
Eiermarktes durch Preisunterbietungen von Dritt- 
ländern abgewehrt werden. Dagegen konnten mit 
Hilfe dieses Systems Marktstörungen aus einer zu 
raschen Steigerung des Angebots innerhalb der Ge- 
meinschaft nicht verhindert werden. Die starke Zu- 
nahme der Erzeugung in allen EWG-Mitgliedstaaten 
führte dazu, daß der von der Marktorganisation als 
Ersatz für den bis 30. Juli 1962 gezahlten Ausgleichs- 
betrag vorgesehene Schutz im Wirtschaftsjahr 
1963/64 nur ungefähr zu drei Vierteln im Erzeuger- 
preis seinen Niederschlag fand. 

Während bei Geflügel die Erzeugerpreise gegen- 
über dem Vorjahr teils zurückgingen (Jungmast- 
geflügel), teils anstiegen (Suppenhühner), erhöhten 
sich die Verbraucherpreise für beide Erzeugnisgrup- 
pen. 

Auch nach der Freigabe des innergemeinschaft- 
lichen Handels mit Waren der Handelsklasse I sind 
bei Obst und Gemüse tendenzielle Auswirkungen 
der EWG-Marktorganisation bisher nicht feststell- 
bar. 

Der Wert der Einfuhr an Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft nahm 1963/64 aus Mitgliedstaaten und 
Drittländern etwa um denselben Prozentsatz zu. Die 
seit 1958/59 stetig erfolgte Verlagerung der Her- 
künfte zugunsten der Mitgliedstaaten hat sich in der 
Gesamteinfuhr kaum mehr fortgesetzt, wenn auch 
die Entwicklung bei den einzelnen Warengruppen 
unterschiedlich verlief. 

Die am 5. Februar 1964 beschlossenen drei weite- 
ren gemeinsamen Marktordnungen, nämlich für Reis, 
Rindfleisch sowie für Milch und Milcherzeugniisse, 
sind im Berichtsjahr noch nicht angewendet worden. 
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Anhang 


Grundlagen für die Festsetzung von Preisen, 
Abschöpfungssätzen bei der Einfuhr 
und Erstattungen bei der Ausfuhr 


Getreide 

Schwellenpreise 

Die Schwellenpreise für Getreide werden jährlich 
vor Beginn des Wirtschaftsjahres durch Verordnung 
der Bundesregierung in Kraft gesetzt. Die Schwellen- 
preise für Weichweizen, Roggen und Gerste wer- 
den auf der Grundlage der Grundrichtpreise, die 
für den Platz Duisburg gelten, für den Grenzüber- 
gangsort Emmerich ermittelt. Dabei werden die 
Grundrichtpreise um die Qualitätsdifferenz zwischen 
der deutschen Standardqualität und der für die Er- 
mittlung der Schwellenpreise im EWG-Rahmen fest- 
gesetzten Qualität sowie um den Pauschbetrag er- 
höht und um die Vermarktungsspanne von Emme- 
rich nach Duisburg vermindert. Die Schwellenpreise 
für Mais, Hafer und Sorghum werden in Relation 
zum Schwellenpreis für Gerste vor allem nach den 
Unterschieden im Futterwert festgesetzt. 

Frei-Grenze-Preise hei Einfuhr aus Mitgliedstaaten 

Die Frei-Grenze-Preise werden auf Grund der 
Preise, die auf repräsentativen Märkten der expor- 
tierenden Mitgliedstaaten ermittelt werden, zuzüg- 
lich einer Vermarktungsspanne bis zur Grenze fest- 
gestellt. Sie werden von der Europäischen Kommis- 
sion wöchentlich festgesetzt. 

cif-Preise bei Einfuhr aus Drittländern 

Die cif-Preise werden für jede Getreideart nach 
den günstigsten Einkaufsmöglichkeiten ermittelt. Da- 
bei werden die Qualitätsdifferenzen der verschiede- 
nen Sorten einer Getreideart gegenüber der für die 
Festsetzung der Schwellenpreise maßgebenden Stan- 
dardqualität berücksichtigt. Die cif-Preise werden 
von der Europäischen Kommission im Regelfälle 
täglich festgesetzt. 

Abschöpfung 

Der Abschöpfungsbetrag je Mengeneinheit ist 

a) gegenüber Mitgliedstaaten die Differenz zwi- 
schen dem Schwellenpreis und dem Frei-Grenze- 
Preis, vermindert um den Pauschbetrag. Dieser 
ist die im innergemeinschaftlichen Handel ge- 
währte Präferenz, 

b) gegenüber Drittländern die Differenz zwischen 
dem Schwellenpreis und dem cif-Preis. 

Erstattungen 

Für die Ausfuhr bestimmter Waren (von Getreide 
und Getreideerzeugnissen) werden Erstattungen ge- 
währt, und zwar 

bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten in Form 
einer Barerstattung, 


bei der Ausfuhr nach Drittländern grundsätzlich 
in Form der abschöpfungsfreien Einfuhr einer be- 
stimmten Menge des der Ausfuhrpartie zugrunde 
liegenden Getreiderohstoffes. 


Schweinefleisch 

Einschleusungspreise 

Die Einschleusungspreise für geschlachtete und 
davon abgeleitet für lebende Schweine werden vier- 
teljährlich unter Berücksichtigung der Futtergetreide- 
preise auf dem Weltmarkt und eines für die aus- 
führenden Länder repräsentativen Veredelungs- 
Koeffizienten, der für Mitgliedstaaten höher als für 
Drittländer ist, festgelegt. Der Einschleusungspreis 
gegenüber Drittländern, der für alle Mitgliedstaaten 
einheitlich festgesetzt wird, enthält nicht die Ab- 
schöpfung; im innergemeinschaftlichen Einschleu- 
sungspreis dagegen ist die Abschöpfung enthalten. 

Die Einschleusungspreise für Teilstücke — seit 
dem 1. September 1963 — werden mit Hilfe von 
Umrechnungskoeffizienten, die sich auf das ge- 
schlachtete Schwein beziehen, berechnet und eben- 
falls vierteljährlich, und zwar zu Beginn eines jeden 
Quartals, festgesetzt. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfung für geschlachtete und davon ab- 
geleitet für lebende Schweine setzt sich zusammen: 

gegenüber Mitglied Staaten aus zwei Teil- 
beträgen 

a) einem Teilbetrag, welcher die unterschied- 
lichen Futterkosten in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten berücksichtigt, 

b) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unter- 
schied der Referenzpreise in den verschie- 
denen Mitgliedstaaten — vermindert um den 
veränderlichen Teilbetrag — errechnet, 

gegenüber D r i 1 1 ländern aus drei Teilbeträgen 

a) einem Teilbetrag, welcher dem Abschöp- 
fungsbetrag entspricht, der gegenüber dem 
Mitgliedstaat mit dem niedrigsten Referenz- 
preis (Niederlande) erhoben wird, 

b) einem Teilbetrag, der sich aus dem Unter- 
schied zwischen den Futtergetreidepreisen 
des Mitgliedstaates mit dem niedrigsten Re- 
ferenzpreis (Niederlande) und dem Welt- 
marktpreis für Futtergetreide errechnet, 

c) einem Teilbetrag, der im ersten Jahr der 
Absdiöpfungsregelung 2 Vo des durchschnitt- 
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liehen Angebotspreises entspricht, zu dem 
im Vorjahr die Einfuhren aus Drittländern 
in die Gemeinschaft erfolgten. In den folgen- 
den sieben Jahren wird der Betrag schritt- 
weise bis auf 7®/o heraufgesetzt und jeweils 
nach dem durchschnittlichen Einfuhrpreis des 
Vorjahres berechnet. 

Die Abschöpfungssätze gegenüber Mitgliedstaaten 
ändern sich ab 1. Juli 1963 (Artikel 3 und 12 der 
Verordnung Nr. 20) jährlich. 

Die Abschöpfungssätze gegenüber Drittländern 
ändern sich vierteljährlich, soweit der Teilbetrag b 
(Unterschiede der Futterkosten) in Betracht kommt. 

Die Abschöpfungssätze für bearbeitete Teilstücke 
und Schweinefleischerzeugnisse werden seit dem 
1. September 1963 nach den gleichen Grundsätzen 
wie bei lebenden und geschlachteten Schweinen 
festgesetzt. Die Berechnung erfolgt ebenfalls mit 
Hilfe von Umrechnungskoeffizienten, die sich auf 
das geschlachtete Schwein beziehen; in bestimmten 
Fällen werden dem Abschöpfungsbetrag auch Her- 
stellungskosten hinzugerechnet. 

Ziisatzabschöpfung 

Liegt bei Einfuhren aus Drittländern der Ange- 
botspreis (Preis frei Grenze) unter dem Einschleu- 
sungspreis, so wird eine Zusatzabschöpfung festge- 
setzt. Liegt bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten der 
Preis einschließlich Abschöpfung unter dem Ein- 
schleusungspreis für Mitgliedstaaten, so wird eben- 
falls eine Zusatzabschöpfung erhoben. Die Zusatzab- 
schöpfungen werden vom jeweiligen Mitglicdstaat 
festgesetzt, wenn durch wiederholte Unterschreitung 
der Einschleusungspreise der inländische Marktpreis 
beeinträchtigt wird. Von der Kommission können 
anschließend für alle Mitgliedstaaten geltende ge- 
meinsame Maßnahmen erlassen werden. 

Für bearbeitete Teilstücke und Schweinefleisch- 
erzeugnisse, für die keine Einschleusungspreise fest- 
gesetzt wurden, richtet sich die Zusatzabschöpfung 
nach den jeweiligen hierfür festgesetzten Umrech- 
nungskoeffizienten. 

Erstattungen 

Erstattungen können gewährt werden 

bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten: 

Bis zum 31. Juli 1964 konnten die Teilbeträge a und 
b der Drittlandabschöpfung des ausfübrenden Mit- 
gliedstaates erstattet werden. Der einführende Mit- 
gliedstaat erhob dagegen eine Abschöpfung, die den 
Teilbeträgen a und b seiner Drittlandabschöpfung 
entsprach. Seit dem 1. August 1964 ist nur noch eine 
Erstattung des Teilbetrags a der Abschöpfung zwi- 
schen dem ausführenden und dem einführenden Mit- 
gliedstaat zulässig; 

bei der Ausfuhr nach Drittländern: 

Es kann eine Erstattung bis zur Höhe der Drittland- 
abschöpfung des ausführenden Mitgliedstaates ge- 
währt werden. 


Eier und Geflügel 

Einschleusungspreise 

Im Gegensatz zur Schweinemarktordnung gibt es 
bei Eiern und Geflügel Einschleusungspreise nur 
gegenüber Drittländern, jedoch nicht gegenüber 
Mitgliedstaaten. 

Die Einschleusungspreise werden unter Berück- 
sichtigung der Futtergetreidepreise auf dem Welt- 
markt und eines für die ausführenden Drittländer 
repräsentativen Veredelungskoeffizienten errechnet. 
Die Einschleusungspreise werden für jeweils drei 
Monate im voraus festgesetzt. 

Abschöpfung 

Die Abschöpfungsbeträge setzen sich zusammen; 

gegenüber M i t g 1 i e d Staaten aus zwei Teil- 
beträgen 

a) einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschiedes zwischen den Futtergetreide- 
preisen in den Mitgliedstaaten auf die Fut- 
terkosten entspricht und bei Eiern die Fut- 
termenge je kg Eier und die Zusammenset- 
zung des Körnerfutters in den einzelnen 
Mitgliedstaaten berücksichtigt. Dieser Teil- 
betrag ändert sich vom 1. Juli 1963 an jähr- 
lich 1), 

b) einem Teilbetrag in Höhe der Auswirkung 
des im Jahre 1962 gegenüber den anderen 
Mitgliedstaaten geltenden Zollsatzes auf 
den Durchschnitt der im Jahre 1961 festge- 
stellten Preise frei Grenze. Dieser Teilbe- 
trag wird innerhalb von sieben Jahren um 
zwei Fünfzehntel jährlich verringert, 

gegenüber D r i 1 1 ländern aus drei Teilbeträ- 
gen 

a) einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschiedes zwischen den Futtergetreide- 
preisen im einführenden Mitgliedstaat und 
auf dem Weltmarkt auf die Futterkosten 
entspricht. Dieser Teilbetrag ändert sich 
vierteljährlich ^), 

b) einem Teilbetrag wie gegenüber Mitglied- 
staaten unter b (einem Teilbetrag in Höhe 
der Auswirkung des im Jahre 1962 gegen- 
über den anderen Mitgliedstaaten geltenden 
Zollsatzes auf den Durchschnitt der im 
Jahre 1961 festgestellten Preise frei Grenze. 
Dieser Teilbetrag wird innerhalb von sieben 
Jahren um zwei Fünfzehntel jährlich ver- 
ringert), 

c) einem Teilbetrag, der im ersten Jahr der 
Abschöpfungsregelung 2 Vo des durchschnitt- 
lichen Angebotspreises entspricht, zu dem 


g Bis zum 1. November 1963 wurden bei Eiern und Ei- 
produkten zusätzliche Änderungen vorgenommen, die 
auf die allmähliiche Angleichung der Futtergetreide- 
menge je kg Eier (erhöhte Legeleistung usw.) zurück- 
zuführen waren. 
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im Vorjahr die Einfuhren aus Drittländern 
in die Gemeinschaft erfolgten. In den folgen- 
den sieben Jahren wird der Betrag schritt- 
weise bis auf 7 Vo heraufgesetzt und jeweils 
nach dem durchschnittlichen Einfuhrpreis des 
Vorjahres berechnet. 

Zutsatzab Schöpfung 

Fällt der Angebotspreis (Preis frei Grenze) bei 
Einfuhren aus Drittländer unter den Einschleusungs- 
preis, so wird eine Zusatzabschöpfung festgesetzt. 
Bis zum Erlaß gemeinsamer Maßnahmen erfolgt die 
Festsetzung der Zusatzabschöpfung durch den je- 
weiligen Mitgliedstaat. Die Kommission entscheidet 
anschließend über erforderliche gemeinsame Maß- 
nahmen. 

Erstattungen 

Erstattungen können gewährt werden 
bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten in Höhe 

a) des FuttergetreidekostenunterschJiedes (Teilbe- 
trag a) der Abschöpfung) zwischen dem aus- 
führenden und dem einführenden Mitgliedstaat 
(sogenannte „kleine Erstattung"), wobei der ein- 
führende Mitgliedstaat die normale Abschöpfung 
erhebt; oder 

b) der Teilbeträge a) und b) der Drittlandsabschöp- 
fung des ausführenden Mitgliedstaates (soge- 
nannte „große Erstattung"). Hier erhebt der ein- 
führende Mitgliedstaat eine erhöhte Abschöpfung, 
die den Teilbeträgen a) und b) seiner Drittland- 
abschöpfung entspricht. Durch Änderung der 
EWG-Verordnungen 21 und 22 ist diese Erstat- 
tungsform ab 1. August 1964 nicht mehr zulässig; 

bei der Ausfuhr nach Drittländern 

bis zur Höhe der Drittlandsabschöpfung des aus- 
führenden Mitgliedstaates. 
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